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“We must take the Third World seriously primarily because of the vital interest we have in constructing
an international order in which we ourselves will have a prospect of living in peace and security into
the next century and beyond. This requires that we in the West should be ready to accommodate the
demands of Third World countries for a redistribution of wealth and power in the international

system.” (Hedley Bull)
1

1. Einleitung

1.1. Thematische Einführung

Afrika war seit der Entlassung seiner Staaten in die Unabhängigkeit nie das Thema, das einen

der vorderen Plätze auf der außenpolitischen Agenda westlicher Industriemächte einnehmen

konnte. Es spielte auch in deren Medien und der öffentlichen Wahrnehmung kaum eine

Rolle.2 Zwar mit mehr oder weniger großen Summen Entwicklungshilfe (EWH) bedacht,

stand der Kontinent und besonders das Afrika südlich der Sahara3 im Schatten der Welt-

politik. Doch die britische4 Regierung unter Tony Blair von 1997 bis 2007 schickte sich an,

dies zu ändern: „Niemals seit der Dekolonialisierung hatte Afrika einen derart prominenten

Platz auf der Agenda der britischen Regierung.“5 Ihr ist es maßgeblich zu verdanken, dass in

den letzten Jahren überhaupt so viele entwicklungspolitische Initiativen hervorgebracht

worden sind. Damit wird das Problem der Armut und Unterentwicklung wieder verstärkt

wahrgenommen.

Die Vorreiterrolle der britischen Regierung in der Entwicklungspolitik (EWP) wurde durch

die Schaffung eines eigenständigen Ministeriums, dem Department for International Devel-

opment (DFID) symbolisch aufgewertet. Clare Short und ihre Nachfolger als Secretary of

1 Bull, Hedley, address at Canberra 1983, zitiert nach: Wheeler, Nick / Dunne, Tim: Hedley Bull’ pluralism of the intellect
and solidarism of the will, in: International Affairs, Vol. 72, Nr. 1, 1996, S. 91-107, S. 101.

2 Böhler, Katja / Hoeren, Jürgen (Hrsg.): Afrika - Mythos und Zukunft. Bonn 2003, S. 9.
3 Diese Arbeit befasst sich mit Afrika südlich der Sahara. Wenn von Afrika die Rede ist, so steht dies synonym. Diese

Beschränkung ist sinnvoll, da diese Region in Wissenschaft wie Politik kulturhistorisch getrennt vom Norden betrachtet
wird. Der Maghreb (mit den Staaten Westsahara, Marokko, Algerien, Tunesien, Libyen) und Ägypten hatten, vom Rest
des Kontinents durch Sahara und Atlasgebirge getrennt, seit jeher engere Verbindungen zum Mittelmeerraum als zum
südlichen Afrika. Auch Official Development Aid- (ODA) Statistiken betrachten die Region getrennt. Zudem hat
Großbritannien die Region nicht auf der Agenda, wenn es um EWP in Afrika geht. Die Staaten Nordafrikas erhalten
zusammen ein Bruchteil (überwiegend im einstelligen Millionenbereich) der ODA für Afrika. Mauretanien, das
eigentlich zu den Maghreb-Staaten zählt, fällt in den ODA-Statistiken unter Afrika südlich der Sahara und soll daher
auch in dieser Arbeit dazugezählt werden.

4 Wenn in dieser Arbeit von Großbritannien die Rede ist, so bezieht sich dies auf das Vereinigte Königreich von Großbritan-
nien und Nordirland. Die Verwendung der Bezeichnung Großbritannien soll hier nicht Nordirland ausschließen – diese
Unterscheidung ist für die Arbeit irrelevant. Vielmehr hat dies sprachpraktische Gründe. Außerdem hat sich die Be-
zeichnung Großbritannien für das Vereinigte Königreich im Sprachgebrauch weitgehen durchgesetzt.

5 Gieg, Philipp / Müller-Brandeck-Bocquet, Gisela: Die Afrikapolitik Großbritanniens, in: Müller-Brandeck-Bocquet /
Schmidt / Schukraft / Kessler: Die Afrikapolitik der Europäischen Union: Neue Ansätze und Perspektiven. Opladen /
Farmington Hills 2007, S. 253-291, S. 288.
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State for International Development sind nun Minister im Kabinettsrang. Afrika sollte von

Beginn an unter den Schlagworten Frieden, Wachstum und Demokratie eine neue Priorität auf

der internationalen Agenda erhalten.6 Hinzu kommt, dass New Labour nach dem Wahlsieg

1997 mit dem Versprechen einer programmatischen Erneuerung die Regierung übernommen

hatte. Dies galt auch für die Außenpolitik, wo der neue erste Mann des Foreign and Common-

wealth Office (FCO), Robin Cook, aufhorchen ließ, als er ankündigte, dass „[o]ur foreign po-

licy must have an ethical dimension“. Großbritannien sollte „once again a force for the good“

in der Welt werden. Ein Ziel britischer Außenpolitik sei es, „to secure the respect of other na-

tions for Britain’s contribution to keeping the peace of the world and promoting democracy

around the world“.7 Sie sei, so Blair, „founded on the values which have guided progressive

politics for more than a century – democracy, liberty, justice, mutual obligation and interna-

tionalism“.8 Insgesamt präsentierte New Labour damit eine Agenda, die von manchen Beo-

bachtern als radikale Abkehr vom konservativen Pragmatismus der außenpolitischen Tradi-

tion der letzten 50 Jahre bezeichnet wird.9

Diese Aussagen implizierten, dass man die Außenpolitik der Vorgänger für unethisch hielt

und setzten gleichzeitig einen hohen moralischen Anspruch, mit dem die Labour-Regierung

noch allzu oft kritisch konfrontiert werden sollte.10 Denn die Phrase „ethische Außenpolitik“

ist New Labour seitdem oft vorgehalten worden – und es fiel zahlreichen Kommentatoren

nicht schwer, der Regierung Versagen vorzuwerfen. Es sei „nothing new, and certainly

nothing particularly ‚ethical’ about New Labour’s foreign policy”, so Kritiker.11

Doch ist die Kritik berechtigt? Was bedeutet „ethische Außenpolitik” bzw. EWP und was

kann von ihr erwartet werden? Wie der nächste Abschnitt zeigt, war die EWP von Anfang an

auch durch Eigeninteresse motiviert. Diese Arbeit argumentiert, dass Eigeninteresse auch

unter New Labour eine wichtige Rolle gespielt hat – jedoch in anderer Form. Denn das Ent-

scheidende ist, dass die Verfolgung nationaler Interessen nicht bedeuten darf, Verantwortung

für die übrige Staatenwelt und ihre Menschen aufzugeben. Es ist diese Verbindung, die den

wichtigen Unterschied zwischen Selbstinteresse und aufgeklärtem Selbstinteresse konstituiert.

Sie gibt dem aufgeklärten Selbstinteresse, im Gegensatz zum reinen Selbstinteresse, eine ethi-

sche Qualität. Das aufgeklärte Selbstinteresse steht damit zwischen Egoismus und Altruismus,

6 Lloyd, Tony, zitiert nach: Abrahamsen, Rita / Williams, Paul: Ethics and Foreign Policy: the Antinomies of New Labour’s
‘Third Way’ in Sub-Sahran Africa, in: Political Studies, Vol. 49, 2000, S. 249-264, S. 249. Lloyd war von 1997 bis
1999 Junior Minister im FCO.

7 Cook, Robin: Rede anlässlich der Präsentation des Mission Statement for British foreign policy, FCO, London, 12.05.1997.
8 Blair, Tony: The Third Way: New Politics for a New Century, Fabian Society Pamphlet 588. London 1998, S. 1.
9 Dunne, Tim / Wheeler, Nick: The Blair doctrine: advancing the Third Way in the world, in: Little /Wickham-Jones: New

Labour’s foreign policy. A new moral crusade? Manchester 2000, S. 61-76, S. 62.
10 Gieg / Müller-Brandequ-Bouquet, a.a.O., S. 264.
11 Abrahamsen / Williams, a.a.O., S. 249.
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da es versucht, die eigenen Interessen mit denen anderer und der internationalen Gemein-

schaft zu verbinden. Damit teilt die Autorin das ethische Verständnis der Englischen Schule,

die das theoretische Gerüst dieser Arbeit bilden soll. Die Arbeit geht davon aus, dass Groß-

britannien in der EWP internationale, humanitäre Verantwortung übernimmt. Die Konstante

des Eigeninteresses zeigt sich dabei daran, dass die Labour-Regierung zu der Auffassung

gelangt ist, dass Freiheit, Sicherheit und Prosperität des eigenen Landes mit den Lebens-

bedingungen der Menschen anderswo und insbesondere in Subsahara-Afrika verknüpft sind.

Dies ist das Neue am entwicklungspolitischen Verständnis.

1.1.1. Ursprünge der Entwicklungspolitik

Obwohl dem Politikfeld lange ein ‚charity box’-Image angehaftet hat, hatte EWP mit reiner

Wohltätigkeit von Anfang an wenig zu tun. Ein Blick auf die Hintergründe der Entstehung der

EWP verdeutlicht dies. Nuscheler bezeichnet sie als „Nachgeburt des Kalten Krieges“ im

Zuge der Truman-Doktrin der Vereinigten Staaten (USA) und verweist darauf, dass EWH in

ihren Anfängen „in den 50er Jahren unter dem verräterischen Gesetzestitel ‚gegenseitige Si-

cherheit’ vergeben“ wurde.12 Sie beinhaltete damals fast ausschließlich Militärhilfe und ent-

wickelte sich nur langsam zum Economic Support Fund, mit dem nun auch sicherheitsre-

levante Projekte wie Infrastruktur gefördert wurden. Zwar hat es für EWH immer auch huma-

nitäre Beweggründe gegeben;13 Lumsdaine verweist etwa auf den Zusammenhang mit der

Entstehung von Wohlfahrtsstaaten, die Verantwortung für Schwächere als festen Wert ihrer

Politik etabliert hätten.14 Doch Entwicklungshilfe war vor allem auch ein Teil der überge-

ordneten außenpolitischen Strategie des Containments des Kommunismus.15 Dies änderte sich

bis 1989 kaum. In der Konsequenz brach der Etat der US Agency for International Develop-

ment drastisch ein und stieg, in ebenso bezeichnender Weise, erst wieder nach dem 11. Sep-

tember 2001 im Rahmen des „Anti-Terror-Kampfes“. Auch Deutschland setzte EWH basie-

rend auf der Hallstein-Doktrin ein, um die Anerkennung der DDR in der Dritten Welt zu ver-

hindern.16 Auch in wirtschaftlicher Hinsicht machte man aus eigennützigen Ambitionen kei-

nen Hehl: Auf einer Informationsschallplatte definierte das Bundesministerium für wirtschaft-

liche Zusammenarbeit und Entwicklung 1966: „Entwicklungshilfe ist, wenn man andere Län-

12 Nuscheler, Franz: Entwicklungspolitik. Bonn 2006, S. 437.
13 Stokke, Olav: The Changing International and Conceptual Environments of Development Co-operation, in: Hoebink /

ebenda (Hrsg.): Perspective on European Development Co-operation. Policy and performance of individual donors
countries and the EU. Oxon / New York 2005, S. 32-112, S. 46.

14 Vgl. z.B. Lumsdaine, D. H.: Moral Vision in International Politics: The Foreign Aid Regime 1949-1989. Princeton 1993.
15 Menzel, Ulrich: Die neue Politisierung der Entwicklungspolitik, in: Zeitschrift Entwicklungspolitik, Nr. 14/15, 2005, S. 20-

26, S. 20.
16 Nuscheler, a.a.O., S. 437f.
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der in die Lage versetzt, bei uns zu kaufen“.17 Auch Großbritanniens Politik ging besonders

unter Premier Margaret Thatcher in eine ähnliche Richtung: „[She] preferred to use aid as an

economic weapon“ und „was more in favour of trade than aid“.18

1.1.2. Britische Entwicklungspolitik und Eigeninteresse bis 1997

So sind in der Geschichte der britischen Entwicklungspolitik geopolitische, jedoch mehr noch

wirtschaftliche Interessen klar erkennbar.19 Großbritannien unterstützte zwar seine ehemali-

gen Kolonien gleich nach der Unabhängigkeit, um sie in der ‚westlichen Sphäre’ zu halten,

doch insgesamt hatte man weniger Ambitionen, den Systemkonflikt in Afrika auszutragen.20

Allerdings war der Einfluss insofern spürbar, „that the Cold War context discouraged Western

donors from attaching conditions to their ODA [Official Development Assistance] to sove-

reign developing countries and encouraged them instead to turn a blind eye to Third World

corruption, incompetence and human rights abuses.“21 Dies galt besonders für nicht sozialis-

tisch regierte Staaten, und wenn politische Konditionalität angewandt wurde, so tatsächlich

eher gegen marxistische Staaten, wie Äthiopien oder Nicaragua. Während Cumming in den

1980ern Jahren mit dem Niedergang der Sowjetunion die Relevanz des Ost-West-Konflikts

für die EWP schwinden sieht,22 erkennt Wolf sie unter Thatcher durchaus als politisches Mit-

tel zur Bindung von instabilen Staaten an den Westen.23

In Hinblick auf Wirtschaftsinteressen bestand eine unterschiedliche Akzentuierung zwischen

Labour und den Konservativen. Die Verteilung von EWH war aber in beiden Parteien wesent-

lich von Handelsinteressen beeinflusst.24 Großbritannien leistete einem hohen Anteil gebun-

dener Hilfe (44,1% der ODA in den Jahren 1974/75), der jedoch im Durchschnitt der Geber

lag, die vom Development Assistance Committee (DAC) der Organisation for Economic Co-

operation and Development (OECD) erfasst werden.25 Erst 1977 unternahm die Labour-Re-

gierung „limited steps toward untying ODA, allowing it to be used by poorer countries to buy

17 Nuscheler, a.a.O., S. 438, 441.
18 Hewitt, Adrian: Britain and the European Union Development Fund, in: Bose / Burnell (Hrsg.): Britain's Overseas Aid

Since 1979: Between Idealism and Self-Interest. Manchester 1991, S. 86 - 95, S. 91, 92.
19 Die EWP der Regierungen vor Premierminister Tony Blair ab 1997 und ihre Allokationen der ODA sind nur insofern

Gegenstand dieser Arbeit, als dass sie an geeigneten Stellen einen illustrierenden Vergleich zur EWP der Blair-
Regierung bieten können. Es soll jedoch kein systematischer Vergleich mit den EWPen vorheriger Regierungen und
ihrer Vergabepolitik angestellt werden.

20 Cumming, Gordon: Aid to Africa. French and British policies from the Cold War to the New Millennium. Aldershot /
Burlington 2001, S. 39-98, S. 77f, 84.

21 Ebenda, S. 45.
22 Ebenda, S. 79f, 45.
23 Wolf, Raimund: Britische Entwicklungspolitik in den 1990er Jahren. Magisterarbeit, Universität Trier, 2006, S. 49.
24 Maizels, Alfred / Nissanke, Machiko K.: Motivations for Aid to Developing Countries, in: World Development, Vol. 12,

Nr. 9, 1984, S. 879-900, S. 888.
25 Cumming, a.a.O., S. 90. 1982/83 betrug der Anteil an tied aid 41,3%, 1988 46,4%.
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goods produced in other poor countries.“26 Gleichzeitig führte sie jedoch die Aid and Trade

Provision Schemes (ATP) ein, mit denen britische Wirtschaftstätigkeit in Entwicklungs-

ländern durch EWH gefördert werden konnte. Unter Thatcher konnten Unternehmen und das

Department of Trade and Industry (DTI) EWH zunehmend als Mittel der Exportförderung

durchsetzen.27 Neil Marten, Minister for Overseas Development, erklärte 1980:

„We believe that it is right at the present time to give greater weight in the allocation of our aid to

political, industrial and commercial considerations alongside our basic development objectives“.
28

Ähnlich bemerkte Burnell über den früheren konservativen Staatsminister für Overseas De-

velopment (1986-89), „for as long as he was at the ODA [hier: Overseas Development Admi-

nistration] Patten never tired of trying to convince anyone who would listen that Britain's

political, commercial and industrial interests could well be served by the aid programme“.29

Auch Tod bestätigt, dass „[the] Thatcher government placed much less emphasis on develop-

ment than its predecessor“.30 Die folgende Major-Regierung schien diesbezüglich Kontinuität

gewahrt zu haben, so dass sich über knapp 30 Jahre britischer EWP ein festes Motiv

feststellen lässt. Berthélemy, der die Berücksichtigung von Haupthandelspartnern bei der

EWH-Vergabe von 1980 bis 1999 untersuchte, stufte Großbritannien als „selfish“ und

„particular egoistic“ ein.31 Das Volumen der ODA sank derweil real und lag in den 1990er

Jahren real noch unter dem Wert von 1979. Ebenso ging der Anteil am Bruttosozialprodukt

von 0,52% 1979 auf 0,27%32 zum Ende der konservativen Regierungsperiode33 zurück. In

Bezug auf Afrika war die britische Strategie während des Kalten Krieges darauf ausgerichtet,

26 Cumming, a.a.O., S. 73.
27 Bendix, Paul J.: Großbritannien – Vom Weltreich zum Mittelgroßen Geber mit Einfluss, in: Thiel (Hrsg.): Entwicklungs-

politiken – 33 Geberprofile. Schriften des Deutschen Überseeinstituts Hamburg, Nr. 36, 1996, S. 110-113, S. 110.
28 Marten, Neil, in: House of Commons, Hansard, Overseas Aid, 20.02.1980, C. 464 - 472, C. 464.
29 Burnell, Peter: Introduction to Britain's overseas aid: between idealism and self-interest, in: Bose / Burnell (Hrsg.):

Britain's Overseas Aid Since 1979: Between Idealism and Self-Interest. Manchester 1991, S. 1-31, S. 21.
30 Tod, Philip: Britain and the Lomé Convention, in: Crosgrove-Sachs (Hrsg.): The European Union and developing

countries. The Challenges of Globalisation. London 1999, S. 61-73, S. 65.
31 Berthélemy, Jean-Claude: Bilateral donor’s interest vs. recipients’ development motives in aid allocation: do all donors

behave the same?, Aufsatz für die HWWA-Konferenz „The Political Economy of Aid” 09.-11.12.2004 in Hamburg,
Januar 2005, S. 20. Berthélemy ordnete nach diesen Kriterien die größten Geber den Kategorien „altruistic“, „average“
und „selfish“ zu. Vgl. auch: Alesina, Alberto: Who Gives Foreign Aid to Whom and Why?, in: Journal of Economic
Growth, Nr. 5, März 2000, S. 33-63, S. 43, 73. Laut Alesino, der untersuchte, welche Länder von 1970 bis 1994
bevorzugt Hilfe erhielten, ließ sich die stärkste Korrelation bei ökonomisch attraktiven Ländern und, auf Platz zwei,
ehemaligen Kolonien feststellen. Für die wirtschaftliche Attraktivität wurde das Kriterium „trade openness“, nach
einem Index von Sachs und Warner (1995) gewählt (vgl. ebenda, S. 36).

32 OECD: Peer Review of the United Kingdom, in: DAC Journal, Vol. 7, Nr. 3, 2006, S. 78. Die OECD bzw. deren Develop-
ment Assistance Committee (DAC) gibt den Anteil der ODA am Bruttosozialprodukt (Groth National Income (GNI)),
nicht am Bruttoinlandsprodukt (Growth Domestic Product (GDP)) an. Diese Arbeit übernimmt diese Berechnung.

33 Bezüglich der Frage, welche Haushaltsjahre welcher Regierung zugeschrieben werden müssen, orientiert sich diese Arbeit
an dem Amtszeiten der Premierminister, sowie den Tagen, an denen der jeweilige Haushalt laut HM Treasury
veröffentlicht wurde. Der Haushalt wird üblicherweise im Frühjahr für dasselbe Jahr beschlossen. (Vgl. HM Treasury:
Budget dates and Chancellors since 1900). Fällt die Veröffentlichung des Haushalts noch in die Regierungszeit des
Premiers, der in diesem Jahr abgelöst wird, so wird dieses Haushaltsjahr noch dazugezählt. Das bedeutet für die letzten
Regierungen folgende Perioden: Premier Calaghan bis 04.05.1979, Budget date 12.06.1979; Thatcher bis 28.11.1990,
Budget date 20.03.1990; Major bis 02.05.1997, Budget date 02.07.1997. Demnach werden für die Regierung Thatcher
die Jahre 1979 bis 1990, für Major 1991 bis 1996 und für Tony Blair ab 1997 berechnet.
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das Engagement zu reduzieren, während gleichzeitig ökonomische Interessen, das Wohl

britischer Siedler und ein gewisser Einfluss gewahrt werden sollten.34

1.1.3. Umdenken: Was soll Entwicklungspolitik leisten und für wen?

Einen Blick auf die britischen Parlamentsdebatten zur EWP seit den 1970ern offenbart eine

deutliche Verschiebung im Verständnis von EWP. In den 1970ern und 1980ern wurden be-

sonders, aber nicht nur, seitens der Konservativen die Auswirkungen für die britische Wirt-

schaft diskutiert bzw. von einigen Labourabgeordneten der paternalistische Charakter der

EWP kritisiert. Die heutige Debatte ist von der Überzeugung geprägt, dass Hilfe in erster Li-

nie den Menschen in den Entwicklungsländern nützen und auch in dieser Hinsicht konditio-

niert werden muss, gerade auch, um negative Auswirkungen der Unterentwicklung für Groß-

britannien zu verhindern. Nicht zuletzt die Ereignisse des 11. September 2001 führten dem

Westen, und damit auch Großbritannien, die Logik der Interdependenz vor Augen. Unterent-

wicklung, Armut und gescheiterte Staatlichkeit erschienen nicht mehr nur als bedauerlicher

Zustand in Teilen der Welt fern der eigenen, sondern als Gefahr für Großbritannien.35 Aus

diesem Grund überzeugten die Ereignisse in New York die Labour-Regierung, obwohl Afrika

nicht der Hauptkampfplatz des Terrorismus ist, „that it was the more important“.36

Im Zuge dieses Umdenkens müssen die programmatischen Äußerungen von New Labour-

Regierungsmitgliedern gesehen werden. Trotzdem ist EWP nicht frei von nationalen Eigenin-

teressen, sondern als Subsystem der Außen- und Sicherheitspolitik immer auch ein Vehikel

nationaler Interessen. Schließlich ist die gewählte Regierung stets auch die Interessenvertre-

tung ihres Landes auf der internationalen Bühne. Selbstlosigkeit in äußeren Angelegenheiten

kann von ihr nicht erwartet werden – wohl aber Verantwortung für die internationale

Gesellschaft und die Menschen. Dies in Einklang zu bringen ist die tatsächliche Heraus-

forderung ethischer Außenpolitik.

Allerdings hat sich die Art des Interesses geändert sowie die Mittel, mit der man diese durch-

zusetzen versucht. EWH wird weniger als Mittel zur Förderung der eigenen Außenwirtschaft

betrachtet oder als Instrument zur Verfolgung geopolitischer Interessen, wie sie der Kalte

Krieg hervorgebracht hat. In Bezug auf die politische Motivation war EWH oft explizit dazu

34 Lancaster, Carol: Africa in World Affairs, in: Harberson / Rothschild: Africa in World Politcs: The African State System in
Flux, Boulder 2000, S. 208-234, S. 215.

35 Vgl. Wetzel, Christine: Motive britischer Entwicklungspolitik. Eine Analyse britischer Parlamentsdebatten.
Unveröffentlichtes Manuskript im Rahmen des SFB 600, B8, Universität Trier 2007.

36 Porteous, Tom: British government policy in sub-Saharan Africa under New Labour, in: International Affairs, Vol. 81, Nr.
2, 2005, S. 281-297, S. 289.
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da, Staaten, bzw. Staatschefs, durch finanzielle Anreize im eigenen Lager zu halten. Diesbe-

züglich hat EWH politisch stabilisierend gewirkt – ob sie jedoch tatsächlich Entwicklungs-

fortschritte für die Bevölkerung brachte, war nach dieser Logik zweitrangig.37

Eine politisch stabilisierende Wirkung soll EWP heute noch immer erzielen. Doch ist sie nun

weniger politisch als sicherheitspolitisch motiviert. Denn „die neue sicherheitspolitische Kon-

stellation ist eine Gemengelage von postmodernen oder postwestphälischen Konflikten, die

aus dem Auftreten neuer politischer Phänomene wie den sogenannten Schurkenstaaten (rogue

states), den versagenden bzw. zerfallenden Staaten (failing states) und neuer nichtstaatlicher

Akteure wie dem Terrorismus oder dem organisierten Verbrechen resultieren“.38 Damit EWH

heute politisch stabilisierend wirkt, muss sie die strukturellen Ursachen der genannten Pro-

bleme angehen – zu denen eben oft auch jene staatlichen Eliten gehören – und tatsächliche

Entwicklungsfortschritte herbeiführen. Denn die Entwicklungsländer „werden zunehmend

unter dem Aspekt ihres Konfliktpotenzials und ihrer destabilisierenden Wirkung wahrge-

nommen“,39 die letztlich in Form von Migration, Drogen, Terrorismus und verschiedenen

kriminellen Netzwerken die Städte des Westens erreichen.

Da Afrika ein von schwacher Staatlichkeit, Armut sowie inner- und zwischenstaatlicher Ge-

walt besonders betroffener Kontinent ist, widmet ihm die Blair-Regierung in diesem Zusam-

menhang besonderes Interesse. Wie Porteous feststellt, war die Frage ‚Wie gestalten wir EWP

gegenüber Afrika?’ für New Labour abhängig von der erweiterten Neudefinition westlicher

Prioritäten, Interessen und Verantwortlichkeiten in der Welt nach dem Kalten Krieg.40 Damit

sind, nach Riddells Beobachtung, zu den ‚klassischen’ Motiven für EWH (Katastrophenhilfe,

Armutsbekämpfung, Solidarität, historische Bindungen, strategische und wirtschaftliche Inter-

essen) zwei neue hinzu gekommen: „the contributions funds can make to providing and

strengthening global public goods, and reducing the ill effects of global evils“ sowie „base

aid-giving decisions on the human rights record of recipient governments“.41

1.2. Untersuchungsvorhaben

1.2.1. Ziel der Arbeit und Vorgehensweise

Labours hochgesteckte Ziele, gerade in Bezug auf Subsahara-Afrika, fordern eine kritische

Reflexion der geleisteten Politik geradezu heraus. Autoren, die sich dieser Aufgabe angenom-

37 Molt, Peter: Ein neuer Realismus in der Entwicklungspolitik, in: IP, Nr. 4, 2002, S. 63-70, S. 63.
38 Menzel, a.a.O., S. 20.
39 Klemp, Ludgera: Entwicklungspolitik am Scheideweg – politische Randerscheinung oder globale Strukturpolitik?, in: Aus

Politik und Zeitgeschichte, B18-19, 2001, S. 13-20, S. 13.
40 Porteous, a.a.O., S. 281.
41 Riddell, Roger C.: Does Foreign Aid Really Work? Oxford 2007, S. 92.
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men haben, zogen oft ein ernüchterndes Fazit. Die Nichterfüllung einer „ethical policy“ mit

Verweis auf Waffengeschäfte, der Beteiligung am Irakkrieg oder dem Umwerben von Han-

delspartnern mit schlechtem Ruf in Sachen Menschenrechte zu konstatieren42 ist jedoch, bei

aller berechtigter Kritik, zu einfach. Diese Arbeit möchte am Beispiel der EWP prüfen, ob die

britische Außenpolitik nicht durchaus eine ethische Komponente hat.

Dazu werden zunächst Ansätze der Englischen Schule vorgestellt und jene Aspekte herausge-

arbeitet, die relevant sind, um die Rolle und die Möglichkeiten der EWP theoretisch zu erfas-

sen und für die Arbeit nutzbar zu machen. Die Englische Schule bildet die Hintergrundfolie

für das Verständnis von EWP in dieser Arbeit, wie sie eben skizziert wurde. Aus ihr wird

auch eine Definition von Ethik abgeleitet, die darauf abzielt, nicht nur uneigennützige, huma-

nitär motivierte EWP als ‚ethisch’ einzustufen, sondern auch EWP, mit der eigene Interessen

verfolgt werden – wenn sie auch den Empfängerländern hilft. Daraus ergeben sich für den

Zweck der Arbeit drei Kategorien; eine unethische (egoistische), sowie zwei ethische Kate-

gorien: Zum einen, eine selbstlose (altruistische) und zum anderen die Kategorie des aufge-

klärten Selbstinteresses. Diese geht davon aus, dass, erstens, die Befriedigung des eigenen

Interesses über die Befriedigung der Interessen anderer führt. Sie erkennt auch an, dass es,

zweitens, vitale nationale Interessen gibt, die vor anderen Vorrang haben. Die Arbeit nimmt

an, dass die britische EWP durch letztere Auffassung motiviert ist. Dies soll jedoch auf zwei-

fache Weise geprüft werden:

Erstens, untersucht die Arbeit systematisch die Rhetorik britischer Regierungsvertreter, um

Erkenntnisse über deren Auffassung von Funktionen und Möglichkeiten der EWP, sowie

deren Motivationen zu gewinnen. Ihre Reden werden dazu den drei Kategorien zugeordnet,

um die Ergebnisse dann beschreibend auszuwerten und zusätzlich im Anhang graphisch

darzustellen. Das Ergebnis dient als von der britischen Regierung selbstgesetzte Messlatte für

die EWP, deren Umsetzung im zweiten Schritt überprüft wird. Dazu werden die drei Kate-

gorien entsprechend operationalisiert, d.h. jeder Kategorie werden zu erwartende Indikatoren

zugeordnet. Dazu gehört z.B. die Höhe der ODA, ihre sektorale Allokation, ihre Bindung an

erwartetes Verhalten oder der Zusammenhang mit ökonomischen oder sicherheitspolitischen

Interessen. Die überprüfende Analyse dieser Kriterien in der EWP gegenüber Subsahara-

Afrika erfolgt zunächst im Querschnitt, wobei grobe Tendenzen in der EWP wie auch ihren

Querschnittsgebieten Wirtschafts-, Außen- und Sicherheitspolitik ermittelt werden.

Zur Überprüfung und Verdeutlichung analysiert die Arbeit anschließend die EWH am

Beispiel dreier ausgewählter Länder (Kenia, Malawi und Nigeria) überwiegend auf der Basis

42 Hyde-Price, Adrian: New Labour und die britische Außenpolitik, in: APuZ, Nr. 47, 2005, S. 5-18, S. 5f.
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von Primärquellen. So kann nicht nur die ethische Qualität der Rhetorik und der Hilfe ermit-

telt werden, sondern auch die Kongruenz von Worten und Taten.

Schlussendlich wird die Arbeit bilanzieren, ob sich die Englische Schule zur Analyse und

Erklärung der britischen EWP als tauglich erwiesen hat und ob sich die aufgestellte These

über den ethischen Gehalt der EWP auf einem oder allen untersuchten Ebenen britischer EWP

bestätigt hat.

1.2.2. Relevanz

Die von Labour-Vertretern in Reden und dem White Paper von 1997 angekündigten qualitati-

ven Veränderungen verlangen auch nach einer wissenschaftlichen Evaluation. Mit inhaltlicher

und institutioneller Neuausrichtung war eine ‚entwicklungspolitische Offensive’ verbunden,

die das Thema, und insbesondere Afrika, stärker in die Tagespolitik rücken sollte. Die

Schwerpunktsetzung, etwa der G8-Gipfel von Glenneagles 2005 und Heiligendamm 2007

oder die Entschuldungskampagne zeigen, dass dies gelungen ist. Dabei hat Großbritannien in

der internationalen EWP mehr und mehr die politische Meinungsführerschaft übernommen.43

Dennoch ist das Thema britische EWP insgesamt nicht breit erforscht; viele Analysen

erschöpfen sich in einer Auswertung des 1997 vorgelegten White Papers.44 Ein Mangel

besteht zudem an Papieren, die sich mit der tatsächlich geleisteten EWH in Afrika selbst

auseinandersetzen, ohne sich dabei auf einzelne Projekte zu verengen.

Die Theorien der Internationalen Beziehungen bzw. Außenpolitik haben sich bislang kaum

mit Entwicklungspolitik beschäftigt, so dass diese bis heute grundsätzlich untertheoretisiert

ist.45 Die Arbeit leistet daher einen Beitrag zu dem Versuch, die Funktion von EWP in der

internationalen Politik als Teil eines außenpolitischen Gesamtkonzeptes zu erklären. Mit der

Englischen Schule wird ein Ansatz gewählt, der, in den 1980ern fast totgesagt, seit den

1990er Jahren im Zuge des Interesses an normativen Theorien ein Comeback erlebt. Die

Englische Schule ist in diesem Zuge von jüngeren Vertretern wie Tim Dunne und Nick

Wheeler neu interpretiert und seitdem auch teilweise genutzt worden, um EWP zu erklären.46

So erörtern sie beispielsweise die Frage, inwieweit die globale Einhaltung und Durchsetzung

43 Nuscheler, a.a.O., S. 492.
44 Vgl. z.B. Burnell, Peter: Britain’s new government, new White Paper, new aid?, in: Third World Quarterly, Vol. 19, No. 4,

1998, S. 787-802.
45 Olsen, Gorm Rye: The European Union's Development Policy: Shifting Priorities in a Rapidly Changing World, in:

Hoebink / Stokke (Hrsg.): Perspectives on European Development Co-operation. Policy and performance of individual
donor countries and the EU. Oxon / New York 2005, S. 573 - 608, S. 577.

46 Vgl. z.B. Bergman, Annika: Co-Constitution of Domestic and International Welfare Obligations. The Case of Sweden's
Social Democratically Inspired Internationalism, in: Cooperation and Conflict, Vol. 42, Nr. 1, 2007, S. 73-99.
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von Menschenrechten zur internationalen Ordnung beitragen kann.47 „The English School can

help us to explore how progress in the international system might come about and how ‚good

states’ [...] can help to realize it.“48 Ihr zufolge sind Staaten aufgefordert, auf nationaler, inter-

nationaler und humanitärer Ebene Verantwortung zu übernehmen.49 Die Englische Schule

impliziert gar die Pflicht, bei der EWH über Notlinderung hinauszudenken, wenn ihre Auto-

ren schreiben, dass „the development of an international obligation to end starvation and mal-

nutrition could strengthen international society“.50 Allgemein fehlen jedoch Analysen, die

diese Theorie systematisch auf die EWP anwenden. Im deutschsprachigen Raum wird die

Englische Schule zudem generell kaum beachtet.

Eine weitere Motivation dieser Arbeit ist die bereits angedeutete Beobachtung der Autorin,

dass ‚ethisch’ scheinbar fast immer synonym für altruistisch verwendet wird. Aus der „ethical

dimension“, von der Cook ursprünglich sprach, ist in der öffentlichen Debatte sofort eine

„ethical foreign policy“ geworden. Dabei hatte die Labourregierung nie vor, international als

Samariter aufzutreten. Innenpolitisch wie außenpolitisch steht EWP unter Sachzwängen, die

ihrerseits ebenfalls durchaus ethisch motiviert sein können. Niemand kann von britischer Au-

ßenpolitik verlangen, nicht auch britische Interessen zu vertreten, z.B. wenn es um die Sicher-

heit britischer Bürger im Ausland geht. Die Arbeit möchte daher einen Beitrag dazu leisten,

einen erweiterten Begriff von Ethik politikwissenschaftlich nutzbar zu machen.

1.2.3. Eingrenzung

Zeitlich umfasst die Arbeit die Amtszeit der Regierung Blair. Der Untersuchungszeitraum

schließt daher mit dem Abtritt Blairs am 27. Juni 2007. Da die Daten über Höhe und Alloka-

tion der ODA bei der OECD derzeit jedoch nur bis einschließlich 2005 verfügbar sind, muss

sich die Analyse im quantitativen Bereich auf die Jahre 1997 bis 2005 beschränken. Räumlich

konzentriert sich die Arbeit auf Subsahara-Afrika als ‚hot spot’ der EWP und erklärte Fokus-

region der Regierung Blair. Dabei sollen drei Länder – Nigeria, Kenia und Malawi – beispiel-

haft detaillierter betrachtet werden. Thematisch umfasst die Arbeit die bilaterale EWP Groß-

britanniens. Weil hier das entwicklungspolitische Profil der Regierung untersucht werden soll,

bietet es sich an, sich auf jene bilaterale Hilfe zu beschränken, die der vollen Entscheidungs-

gewalt dieser Regierung unterliegt.

47 Zu dieser Debatte vgl. Linklater, Andrew / Suganami, Hidemi: The English School of International Relations. A
Contemporary Reassessment. Cambridge et al. 2006, S. 223-258.

48 Bergmann, a.a.O., S. 78.
49 Jackson, Robert H. / Sörensen, Georg: Introduction to International Relations. Oxford / New York 2007, Kap. 5,

International Society, S. 129-160, S. 146-148. Linklater / Suganami, a.a.O., S. 228.
50 Linklater / Suganami, a.a.O., S. 225. Hervorhebung durch die Autorin. Auf das Problem von der (der einen) Englischen

Schule zu sprechen, wird im Theorieteil noch eingegangen.
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Was aber verstehen wir unter Entwicklungspolitik? Sie ist zunächst Teil der Außenpolitik,

und als solche verzahnt mit der Außenhandels-, Sicherheits- und Anti-Terror-Politik51 im Be-

sonderen. Die Definition des DFID ist entsprechend weit gefasst:

„When we talk about international development we are referring to efforts, by developed and devel-
oping countries, to bring people out of poverty and so reduce how much their country relies on overseas
aid. Many different things can contribute to development which reduces poverty, such as settling con-

flicts, increasing trade, securing more and better aid, and improving health and education.”
52

Andersen definiert EWP ähnlich als „die Gesamtheit aller Maßnahmen, mit der eine normativ

bestimmte Entwicklung eines EL [Entwicklungslandes] oder der als Gruppe verstandenen

Dritten Welt angestrebt wird. Zur EP [EWP] gehören z.B. auch Maßnahmen im Bereich des

internationalen Handels- und Währungssystems“.53 Eine Ausdehnung auf diese Bereiche wür-

de jedoch den Rahmen der Arbeit sprengen, zumal auch der Aufgabenbereich des DFID enger

gefasst ist. Die Untersuchung von EWP in den Fallstudien im zweiten Teil wird sich deshalb

auf die Felder beschränken, die im Kompetenzbereich des DFID liegen. Seine Aufgaben sind,

„to halve the number of people living in extreme poverty and hunger, ensure that all children receive
primary education, promote sexual equality and give women a stronger voice, reduce child death rates,
improve the health of mothers, combat HIV & AIDS, malaria and other diseases, make sure the envi-

ronment is protected, [and] build a global partnership for those working in development”.
54

Auf den Feldern Konfliktprävention und -bewältigung ist das DFID nur insoweit aktiv, als es

humanitäre Katastrophenhilfe leistet, Reintegrationsprogramme betreibt oder beim Aufbau

politischer Institutionen hilft.55 In Abgrenzung zur EWP bezeichnet EWH nur den engeren

Teil der EWP, „der direkt mit einem Ressourcentransfer (finanzielle, technische oder perso-

nelle Hilfsmaßnahmen) verbunden ist“.56 Finanzielle bilaterale EWH, bezeichnet als ODA, ist

dadurch gekennzeichnet, dass sie insbesondere private Direktinvestitionen und Exportkredite,

öffentliche Kredite mit einem Zuschusselement unter 25% sowie Militärhilfe ausschließt.57

Die Fallstudien beleuchten in ihrem Schwerpunkt die geleistete EWH. Es soll jedoch auch ein

kurzer Überblick über die EWP Großbritanniens insgesamt sowie die britische Afrikapolitik

allgemein gegeben werden, weil diese Einfluss auf die Verteilung von EWH haben.

Die Außenpolitik, wenigstens ihre grundsätzliche ideelle Ausrichtung, muss hier insofern

berücksichtigt werden, als dass im ersten Teil der Arbeit untersucht wird, welche normativen

51 Zur Diskussion der Rolle der EWP in der Anti-Terror-Politik vgl. z.B. von der Goltz, Nikolaus: Entwicklungspolitik nach
dem 11. September 2001 – Hilfe zur Entwicklung oder „Anti-Terror- Dividende“?, Dresden Working Papers
International Relations, No. 7, TU Dresden, 2003.

52 DFID, about DFID (Internetquelle). Die URL und das Abrufdatum der Internetquellen finden sich im Literaturverzeichnis.
53 Andersen, Uwe: Entwicklungspolitik/-hilfe, in: Woyke, Wichard (Hrsg.): Handwörterbuch Internationale Politik. Bonn

2000, S. 79-89, S. 79.
54 DFID, Mission Statement.
55 DFID, MOD, FCO: The Africa Conflict Prevention Pool. An Information Document, London, September 2004, S. 4:

„Much of DFID’s conflict-related work aims to protect fragile livelihoods, and promote good governance and access to
justice, through police, judicial and security sector reform.”

56 Andersen, a.a.O., S. 80.
57 Nuscheler, a.a.O., S. 434, 479.



20

Leitlinien jene Entscheidungsträger vorgeben, die auch den Rahmen für die EWP formen. Bei

der Betrachtung der Akteure beschränkt sich die Arbeit auf Vertreter der Exekutive. Im Rah-

men der Quellenanalyse sollen dabei Reden des Premiers, der Außenminister und der

Entwicklungsminister untersucht werden.58

1.2.4. Forschungsfrage und Thesen

Es geht also nicht darum, zu untersuchen, ob entwicklungspolitische Konzepte tatsächlich

geeignet sind, um Länder aus der Armut zu führen. Es kann und soll hier auch nicht unter-

sucht werden, ob sich Geber möglicherweise einer etwaigen Wirkungslosigkeit ihrer derzeiti-

gen Strategien bewusst sind, nach außen aber unbedingten Einsatz im Kampf gegen Armut

vortäuschen.

Es geht vielmehr darum, zu untersuchen, welche Funktion der EWP in der Außenpolitik zu-

kommt, aus welchen Motiven heraus EWH vergeben wird und inwieweit dabei welche Inte-

ressen dabei eine Rolle spielen. Die der Arbeit zugrunde liegende Fragestellung lautet daher:

Wurde die britische Entwicklungspolitik unter New Labour in einer Weise entworfen, die bilaterale
Hilfe als Beitrag zur Förderung der Sicherheit in der internationalen Gemeinschaft versteht und daher
auf die Durchsetzung nicht vitaler nationaler Interessen verzichtet? Wurde eine solche ethische Politik
in Afrika gegenüber Nigeria, Kenia und Malawi umgesetzt?

Die These, die für die Arbeit aufgestellt wird, lautet:

Großbritannien verfolgt eine ethische Entwicklungspolitik, die darauf abzielt, die Gesellschaft der
Staaten, die sich gewissen Werten (u.a. Demokratie, Menschenrechte) verpflichtet fühlen, im Interesse
der globalen Sicherheit auszuweiten. In diesem Zusammenhang erkennt Großbritannien an, dass die
Erreichung eines gewissen Niveaus an Verteilungsgerechtigkeit Vorraussetzung für internationale
Sicherheit ist. Es verzichtet hierzu auf die Durchsetzung nicht vitaler nationaler Interessen und ist be-
reit, auch da Entwicklungshilfe zu investieren, wo kaum wirtschaftliche Gewinne zu erwarten sind.

58 Diese Auswahl wird im Methodenkapitel näher begründet. Dort und im Theorieteil werden auch die zentralen Begriffe aus
der Forschungsfrage wie ‚Wert’ und ‚Interesse’ definiert.
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2. Theorie

2.1. Die Englische Schule

Die Englische Schule wurde 1958 mit der Gründung des British Committee on the Theory of

International Politics ins Leben gerufen.59 Seit den 1990ern hat sich eine neue Generation

von Wissenschaftlern ihrem Korpus angenommen und ihre Prämissen vor dem Hintergrund

der Veränderungen nach dem Ende des Ost-West-Konflikts neu interpretiert.60 Dennoch wird

die Existenz einer Englischen Schule immer noch von manchen Autoren in Frage gestellt.61

So wundert es nicht, dass bis heute ungeklärt ist, ob die Englische Schule überhaupt ein kohä-

rentes Forschungsprogramm besitzt und wer zu ihr gerechnet werden darf.62

Hedley Bull, dessen Buch „the Anarchical Society“ den Charakter der Englischen Schule

wesentlich mitprägte, gilt Daase als der wichtigste Vertreter.63 Zusätzlich lassen sich Martin

Wight, Herbert Butterfield, Adam Watson, Charles Manning und R. J. Vincent zum engeren

Kern rechnen. Unter den jüngeren Vertretern sind u.a. Tim Dunne, Nick Wheeler, Barry Bu-

zan, Andrew Linklater, Robert Jackson und Richard Little zu nennen.64 Wie noch zu zeigen

ist, versteht sich die Englische Schule als Mittlerin zwischen verschiedenen theoretischen

Strömungen. Ihre Vertreter sind daher unterschiedlich stark von realistischen, rationalis-

tischen oder konstruktivistischen Annahmen beeinflusst.

2.1.1. Hauptprämissen

Dunne hat 1998 den Versuch unternommen, die Geschichte der Englischen Schule aufzuar-

beiten und ihre Hauptvertreter einzuordnen. Er orientiert sich bei der Herausarbeitung der

Grundannahmen vor allem an Wight. Dunne nennt drei zentrale Prämissen:65

1. Identifikation mit einer bestimmten Forschungstradition: Diese wurde besonders durch die

Existenz des British Committee’s ausgeformt und bewusst gemacht. Die Englische Schule

59 Dunne, Tim: Inventing International Society. A History of the Englisch School. Houndmills / London 1998, S. 3.
Ironischerweise wurde der Begriff Englische Schule zuerst von Roy E. Jones in einer Polemik verwendet, die dazu
aufrief, diese zu schließen.

60 Daase, Christopher: Die Englische Schule, in: Schieder / Spindler (Hrsg.): Theorien der Internationalen Beziehungen.
Opladen 2003, S. 227.

61 Dunne, Timothy: International society. Theoretical promises fulfilled, in: Cooperation and conflict, Vol. 30, Nr. 2, 1995, S.
125-154, S. 127.

62 Daase, Englische Schule, a.a.O., S. 227ff. Als geistiger Wegbereiter gilt A.H. Carrs Werk „The twenty years’ crisis“ von
1937, seine zentralen Annahmen entsprechen jedoch weniger den heute gültigen Prämissen der ES. Vielmehr war es
dieses Werk des „English Realism“ der 1930er bis 1950er Jahre „which moved Bull to write that ‚the lessons of the
‚realists’ have to be learnt afresh by every new generation’“. Dunne, Theoretical promises, a.a.O., S. 129.

63 Daase, a.a.O., S. 229.
64 Vgl. hierzu: Dunne, Tim: New thinking on international society, in: British Journal of Politics and International Relations,

Vol. 3, Nr. 2, 2001, S. 223-244.
65 Dunne, Inventing International Society, a.a.O., S. 6ff.
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„constructed its own canon of classical texts and a body of diplomatic papers which together

constituted its political vocabulary and constrained its moral imagination“.66 Darüber hinaus

bestehen zwischen den Mitgliedern enge persönliche Bindungen, die wechselseitigen Einfluss

auf die Forschung hatten.

2. Verfolgung eines interpretativen Ansatzes: Er resultiert aus einer gewissen Skepsis gegen-

über einer am naturwissenschaftlichen Methodenideal orientierten Forschung. Die positivisti-

sche Forschung blendet Ideen und Werte aus, da sie nicht operationalisier- und damit nicht

beobachtbar seien.67 Für die Englische Schule sind Werte zentral. Sie erkennt eine Interdepen-

denz zwischen dem Wissenschaftler und dem Forschungsobjekt. Die Absicht, schreibt Carr,

sei eine Bedingung des Denkens, und in der Politikwissenschaft gebe es keine Fakten, die von

der Absicht des Forschers trennbar sein: „the facts about capitalism are not, like the facts

about cancer, independent of the attitude of people towards it“.68 Ausgangspunkt der For-

schung ist, im Sinne einer ‚grotianischen’ oder rationalistischen Tradition die Frage nach Be-

dingungen und Möglichkeit einer international society. Dieser rationale Ansatz steht jedoch

in ständigem Spannungsverhältnis zu dem realistischen Streben nach Selbstinteresse und

Staatszentriertheit und dem revolutionistischen Eintreten für transnationale Gerechtigkeit

(‚die drei Rs’). Dunne argumentiert daher, die Englische Schule „should be seen as a conver-

sation between these three positions [...]. Subsequent English School scholars have reinvigo-

rated the ‚three Rs’ either by examining the ideas of philosophers who had not previously

considered in detail, or by refining the categories themselves in the light of recent scholarly

critiques of tradition building“.69

3. Bekenntnis zur normativen Forschung: Die Englische Schule wird immer wieder der realis-

tischen Schule zugeordnet, doch was sie unterscheidet, ist ihr explizit normativer Gehalt. Laut

Dunne müsse Wight als Vater der Englischen Schule gelten, „for placing ethics at the centre

of theoretical enquiry“.70 In der Folge arbeitete auch das British Committee daran, das Kon-

zept der international society zur Gewährleistung internationaler Ordnung und Gerechtigkeit

zu erforschen bzw. zu forcieren. Zwar geht die Englische Schule von einer anarchischen Staa-

tenwelt aus, die sich durch die Abwesenheit einer übergeordneten Ordnungsinstanz auszeich-

net, doch sie hebt sich vom Realismus ab „by taking solidarism in global politics seriously“.71

66 Dunne, Inventing International Society, a.a.O., S. 6.
67 Daase, a.a.O., S. 236.
68 Carr, E.H.: The Twenty Years' Crisis 1919 – 1939. London / Basingstoke, S. 4, 5.
69 Dunne, Inventing International Society, a.a.O., S. 8.
70 Ebenda, S. 9.
71 Bergmann, a.a.O., S. 76.
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2.1.2. Pluralistischer und solidaristischer Strang der Englischen Schule

Die Englische Schule trennt sich in zwei Stränge hinsichtlich der Frage, ob universelle Werte

und damit Rechte existieren. Pluralisten, wie Hedley Bull, lehnen diese ab, da sie der Auffas-

sung sind, dass das Beharren auf universellen Rechten, besonders Menschenrechten72 in einer

kulturell heterogenen Welt mit unterschiedlichen Wertvorstellungen die internationale Ord-

nung gefährdet.73 Die internationale Gesellschaft basiert für Pluralisten auf einer „thin mora-

lity“,74 sie ist keine universelle Wertegemeinschaft, sondern dient lediglich dazu, Konfliktaus-

tragung zu glätten.75 „[P]luralism mediated the realist denial of the existence of an inter-

national society, and the natural law assumption of its a priori existence.“76 Bezugsrahmen des

Ansatzes bleibt der Staat, der durch das Prinzip der Souveränität und somit der Nichtein-

mischung geschützt ist. Unterschiedliche Vorstellungen in Bezug auf Werte und die Rechte

des Einzelnen sind im Rahmen der souveränen Ausübung der Staatsgewalt über ein Land

legitim.77 Für Solidaristen bzw. Universalisten78 wie Dunne / Wheeler steht diese He-

terogenität der Existenz von universellen Werten grundsätzlich nicht im Wege. Sie sind der

Ansicht, dass die internationale Gesellschaft universelle Werte durchsetzen kann und soll.

Zentral wird daher das Prinzip solidarism definiert als „attempt collectively to articulate and

promote cosmopolitan values by a range of actors including states”.79 Eine entsprechende Au-

ßenpolitik zeichnet nach Wheeler / Dunne „good international citizenship“ aus.80

2.2. Der pluralistische Strang am Beispiel Hedley Bulls

2.2.1. Ordnung und die „International Society“

Die Idee einer normativ fundierten internationalen Gesellschaft ist Kern der Englischen Schu-

le. Staaten fühlten sich aufgrund einer gewissen gemeinsamen Basis, wozu gemeinsame

72 Wenn Bull von Menschenrechten spricht, bezieht er sich auf die „doctrine of natural law that these and other elementary,
primary or universal goals of social life are mandatory for all men, or that the binding force of rules of conduct
upholding them is self-evident to all men“ (Bull, Anarchical Society, a.a.O., S. 81).

73 Wheeler, Nick / Dunne, Tim: Good international citizenship: a third way for British foreign policy, in: International
Affairs, Vol. 74, Nr. 4, 1998, S. 847-870, a.a.O., S. 856.

74 Bergmann, a.a.O., S. 76.
75 Dunne, Inventing International Society, a.a.O., S. 11.
76 Ebenda, S. 136.
77 Jörgensen, Knud Erik: Theoretical perspectives on the role of values, images and principles in foreign policy, in: Lucarelli /

Manners (Hrsg.): Values and principles in European Union foreign policy. Oxon / New York 2006, S. 42-58., S. 43.
78 Die Begriffe „universalist” und „solidarist” sind in der Bezeichnung des Strangs sysnonym. Während Dunne / Wheeler von

„solidarism“ sprechen, um den staatlichen Einsatz für die Rechte anderer in anderen Staaten zu betonen, bezieht sich
„universalism“ (z.B. verwendet von Daase, Jörgensen) auf die Tatsache das jene Rechte hierzu eben als universell
angesehen werden und die Existenz universeller Werte erfordern. Dunne und Wheeler bezeichnen diese Werte auch als
kosmopolitisch. Gemeint ist aber folglich das gleiche Konzept. In der Arbeit wird der Begriff solidarism verwendet.

79 Dunne, New thinking, a.a.O., S. 241.
80 Wheeler / Dunne, Good international citizenship, a.a.O., S. 856.
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Werte und Regeln gehören, verbunden. Das unterscheidet für Bull die Gesellschaft der Staa-

ten („international society“) vom System von Staaten („system of states“). Letzteres existiere,

„when two or more states have sufficient contact between them, and have sufficient impact on one
another’s decision, to cause them to behave – at least in some measure – as a part of a whole”.

Im Gegensatz dazu bestehe eine Gesellschaft von Staaten, die internationale Gesellschaft,

„when a group of states, conscious of certain common interests and common values, forms a society in
the sense that they conceive themselves to be bound by a common set of rules in their relations with one

another, and share in the working of common institutions”.
81

Zur Aufrechterhaltung der internationalen Ordnung akzeptierten die Staaten der internationa-

len Gesellschaft ein System von Regeln, dass auf formaler Gleichheit und Souveränität ihrer

Mitglieder sowie der Nichteinmischung in innere Angelegenheiten basiere. Trotz unterschied-

licher Normen nach denen Staaten geordnet seien, hätten sie auf internationaler Ebene eine

Übereinkunft über die Einschränkung der Anwendung von Gewalt, Respekt gegenüber Eigen-

tum und Diplomatie erreicht.82 Bulls zentrales Anliegen ist die Aufrechterhaltung von „order

in social life“, womit jede Form menschlichen Lebens und dessen Beziehungen gemeint ist.

Ordnung definiert Bull als Anordnung sozialen Lebens, die gewisse Ziele und Werte unter-

stützt. Die drei elementaren Ziele sind „life“ (Sicherheit vor physischer Gewalt), „truth“

(Sicherheit, dass Versprechen gehalten und beschlossene Vereinbarungen ausgeführt werden)

und „property“ (Sicherheit des Eigentums). Daraus folgt:

„By order in social life I mean a pattern of human activity that sustains elementary, primary or
universal goals of life such as these. [...] The goals are [...] primary in the sense that any other goals a
society may set for itself presuppose the realisation of these goals in some degree. [...] The three goals

are also universal in the sense that all actual societies appear to take account of them."
83

Auf die zwischenstaatliche Ebene bezogen definiert Bull „international order“ als Aufrecht-

erhaltung elementarer Ziele der internationalen Gesellschaft – der Erhalt dieser Gesellschaft

der Staaten, ihrer Souveränität und des Friedens bzw. regulierter Konfliktaustrag unter allge-

mein anerkannten Bedingungen.84 Die Aufrechterhaltung der für Bull zentralen Ordnung ver-

lange ein gemeinsames Interesse an diesen Zielen, sowie Regeln, die entsprechendes Verhal-

ten festlegen und Institutionen,85 die diese Ziele unterstützen.86

81 Bull, Anarchical Society, a.a.O., S. 9, 13. Hervorhebungen durch die Autorin.
82 Bergmann, a.a.O., S. 76.
83 Bull, Anarchical Society, a.a.O., S. 5.
84 Ebenda, S. 16.
85 Mit Institutionen meint Bull nicht nur Organisationen mit Akteursqualität, sondern auch Diplomatie, Machtbalancen, Krieg

und internationales Recht – also auch Regeln. Vgl. ebenda, a.a.O., S. 13.
86 Ebenda, S. 63.
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2.2.2. Staatliches Handeln zu wessen Wohle?

Bulls Konzept kennt drei Dimensionen als Bezugspunkt für politisches Handeln: Erstens, die

des Individuums, auf das sich „order in social life“ bzw. „individual or human justice“ be-

zieht; zweitens, die der Staaten, die internationale Gesellschaft („international order“, „inter-

national or interstate justice“) und, drittens, die der Weltgemeinschaft als solche („world

order“, „cosmopolitan or world justice“).87 Allerdings ist das, was Bull anstrebt, nicht interna-

tional order sondern world order:

"World order is more fundamental and primordial than international order [...]. […] it is order among
all mankind which we must treat as being of primary value, not order within society of states. If
international order does have a value, this can only be because it is instrumental to the goal of order in

human society as a whole."
88

Politik müsse daher letztlich auf das Wohl von Menschen, nicht Staaten gerichtet sein. Aller-

dings sperrt er sich gegen alle transnationalen und subnationalen Elemente, die dieser An-

spruch erfordern würde. Stattdessen stehe die internationale Gesellschaft in stetem Wettbe-

werb mit „transnational solidarity and conflict“. Dabei erscheint nicht nur Konflikt, sondern

auch transnationale Solidarität als ‚Störfaktor’. Auch individuelle Rechte und Gerechtigkeit

hält er gegenüber internationaler Gerechtigkeit für sekundär.89 Bull findet das Eintreten von

Staaten für Minderheiten in anderen Staaten sogar gefährlich: „These are questions which,

answered in a certain way, lead to disorder in international relations or even to the breakdown

of international society itself.“90 Daher lehnt er die Idee eines universellen Naturrechts, nach

dem gewisse Rechte zwingend für alle Menschen gelten, ab.91 Der Grund für Bulls Skepsis

gegenüber universalistischen bzw. solidaristischen Konzepten ist die anti-staatliche Konnota-

tion, die dieses Konzept für ihn enthält.92 Ordnung kann er letztlich doch nur staatlich denken,

der Staat habe einen „unabhängigen Wert als Garant internationaler Gesellschaft“.93

Rengger fasst zusammen: „Bull almost always comes down on the side of international order

as, at the very least, a necessary building block and is quite often more brutally dismissive of

‚world order’ types of arguments“.94 Er sieht internationale Ordnung als inkompatibel mit

87 Bull, Anarchiacl Society, a.a.O., S. 3-21, 74-81. Bull liefert keine allgemeine Definition von Gerechtigkeit, sondern
verweist darauf, dass diese verschiedenen Dimension hat und letztlich subjektiv ist. „Demands for justice in world
politics,“ stellt er jedoch fest, „are demands fort he removal of privilege or discrimination, for equality in the
distribution ort he application of rights as between the strong and the weak, the large and the small, the rich and the
poor, the black and the white, the nuclear and the non-nuclear, ort he victors and the vanquished”. Ebenda, S. 76.

88 Ebenda, S. 21.
89 Ebenda, S. 79.
90 Ebenda, S. 80. Vgl. auch Bull, Hedley: Justice in International Relations, The Hagey Lectures, 12-13.10.1983, University

of Waterloo, S. 13: “The promotion of human rights on a world scale […] carries the danger that it will be subversive of
coexistence among states, on which the whole fabric of world order in our times depends.”

91 Bull, Anarchical Society, a.a.O., S. 81.
92 Dunne, New thinking, a.a.O., S. 240f.
93 Daase, a.a.O., S. 239.
94 Rengger, Nicholas J.: International relations, political theory and the problem of order. London 2000, S. 71-99, S. 86.
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kosmopolitischer oder individueller Gerechtigkeit. Ein Ruf hiernach wäre ein Ruf nach der

Transformation der internationalen Gesellschaft – „[but this would] enter into conflict with

the devices through which order is at present maintained“.95 So denkt Bull auch nicht darüber

nach, wie eine „world society“ überhaupt zu erreichen ist. Die Idee der Weltgesellschaft ist

somit analytisch kaum verwertbar.

2.3. Neuere Ansätze der Englischen Schule

2.3.1. Solidaristische Interpretation von Bull

Auch neuere Ansätze der Englischen Schule erkennen, dass es verschiedene Bezugssubjekte

politischen Handelns gibt und hieraus Wert- und Interessenkonflikte resultieren können.

Dunne / Wheeler haben versucht, Bulls Konflikt zwischen der durch staatliche Souveränität

gestützten internationalen Ordnung und individuellen Rechten in einer Neuinterpretation zu

glätten. Sie argumentieren, dass Bull zum Ende seiner akademischen Karriere zunehmend

Zweifel gekommen seien ob der Möglichkeit einer geordneten Gesellschaft trotz Pluralismus.

Bereits seine dargelegten Überlegungen zu „world order“ und „world justice“ von 1977

deuten darauf hin, doch in den Hagey Lectures beschäftigt sich Bull intensiver mit Gerechtig-

keitsfragen. Darin finden sich erstmals Überlegungen über die Notwendigkeit von Menschen-

rechten. Er stellt fest: „The Western countries cannot cease to take account of human rights

standards in dealing with the Third World countries without being false to their own values

and weakening their own integrity“.96 Damit, so argumentieren Dunne / Wheeler, habe Bull

auch den Grundstein für den solidaristischen Strang der Englischen Schule gelegt.97

„Bull's thinking exhibited a perennial tension between the two planes of pluralism and solida-

rism.“98 Dunne / Wheeler argumentieren, trotz seiner Sympathie für den Solidarismus habe

der Realist in Bull ihn von der Entfaltung einer überzeugenden Theorie des Solidarismus ab-

gehalten.99 Dunne sagt aber, er wolle Bulls Werk dahingehend analysieren, wie der 1985 ver-

storbene Wissenschaftler die Veränderungen in der internationalen Gesellschaft seit Ende der

1980er Jahre interpretiert hätte.100 So entwerfen Dunne / Wheeler unter Rückgriff auf Bull das

Konzept des solidarism.101 Daase bilanziert: „Trotz der wiederholt von Bull geäußerten Ab-

lehnung universalistischer Wertvorstellungen erreichen Wheeler und Dunne den Punkt an

95 Bull, Anarchical Society, a.a.O., S. 85.
96 Bull, Justice, a.a.O., S. 33.
97 Daase, a.a.O., S. 245.
98 Dunne, Inventing international society, a.a.O., S. 142.
99 Wheeler, Nick / Dunne, Tim: Hedley Bull’ pluralism, a.a.O., S. 91.
100 Dunne, Inventing international society, a.a.O., S. 137.
101 Dunne / Wheeler: Hedley Bull's pluralism, S. 91-107.
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dem sie behaupten können: ‚Bull was a solidarist’“.102 Gerechtigkeitsfragen, einschließlich der

Menschenrechte, werden nun als Vorraussetzung für Ordnung begriffen. Der Fokus hat sich

von der Ebene der Staaten in Richtung der Ebene der Individuen verschoben. Sie stehen im

Zentrum einer solidaristischen Ethik, die sich auch an das Normverständnis liberal-demokrati-

scher Staaten nach 1945 anlehnt.103

2.3.2. Die Englische Schule als „study of moral choices“

Der Ansatz, Gerechtigkeit und Ordnung eher symbiotisch statt konfliktiv zu begreifen, kenn-

zeichnet ein bereits erwähntes Merkmal der Englischen Schule, dessen Logik Jackson jedoch

stärker hervorhebt: ihre Rolle als via media. Es gehe weniger darum, einzelne Elemente der

verschiedenen Denkströmungen (‚die drei Rs’) zu einer überzeugenden, jedoch wiederum

‚festen’ Theorie zu kombinieren. Vielmehr hätten alle drei Ansätze grundsätzlich ihre Berech-

tigung. Jackson nennt hier z.B. die Idee der Verantwortlichkeit gegenüber der Nation (Rea-

lismus), der internationalen Gemeinschaft und ihren Staaten (Rationalismus) und den Indi-

viduen (Revolutionismus). Anders als Bull betont er, dass man nach der Logik der Englischen

Schule nicht eine Verantwortlichkeit bevorzugen, sondern vielmehr allen gerecht werden

müsse.104 Auch hier muss es folglich zu Wertkonflikten kommen. Daher müssten alle denk-

baren Faktoren gegeneinander abgewogen werden, um zu einer Entscheidung darüber kom-

men zu können, wie diese Verantwortlichkeiten im konkreten Fall gegeneinander balanciert

werden könnten. Der Ansatz der internationalen Gesellschaft sei somit „the study of moral

choices“.105

Entsprechend haben Dunne / Wheeler betont, eine Regierung, konfrontiert mit diversen Sach-

zwängen, habe immer nur einen begrenzten und unterschiedlichen Spielraum, Werte in der

Außenpolitik durchzusetzen. Sie argumentieren, dass Großbritannien nicht verpflichtet wer-

den könne, Menschenrechte zur Priorität zu erheben, wenn dies zu Lasten von „vitalen“ natio-

nalen Interessen gehe.106 Dies bedeutet andererseits, dass die britische Regierung gegenüber

anderen Ländern oder Nichtbriten zum ethischen Handeln verpflichtet ist, „even when these

conflict with their non-vital interests.“107

„Given that respect for human rights is central to the ‚welfare of international society’, states that are
good citizens not only have to place order before the pursuit of narrow commercial and political

102 Daase, a.a.O., S. 245. Vgl. Wheeler / Dunne, Hedley Bull’s pluralism, a.a.O., S. 106.
103 Linklater / Suganami, a.a.O., S. 243.
104 Jackson / Sörensen, a.a.O., S. 146-148.
105 Ebenda, S. 146.
106 Wheeler / Dunne, Good international citizenship, a.a.O., S. 865.
107 Dunne, Inventing international society, a.a.O., S. 144.
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advantage but they are also required to forsake these advantages where they conflict with human

rights“.
108

Unter Bezugnahme auf Linklater erklären Dunne / Wheeler weiter:

„Good international citizens are not required to sacrifice their vital security interests out of fidelity to
the rules of international society, but they are required ‘to put welfare of international society ahead of
the relentless pursuit of [their] own national interests […] to place survival of order before the satis-

faction of minimal national advantages’.“
109

Es geht also nicht darum, sämtliche nationalen Interessen dem Wohl der internationalen Ge-

meinschaft unterzuordnen, sondern nur nicht-vitale nationale Interessen. Um einer morali-

schen Außenpolitik willen sollte kein Staat sich selbst schaden. Denn, in Wights Worten,

„[states] are there to secure the interests of the people they serve, they should respect the rights of
other states and not seek to gain more for their people than is just, but they are bound also not to give

away anything that their people in justice claim“.
110

Dies heißt aber auch, dass zur Sicherung nationaler Interessen keine Politiken verfolgt werden

dürfen, „[which] impose terrible costs on outsiders“.111

Hier muss jedoch betont werden, dass sich die Englischen Schule von einer Dichotomie von

Wert und Interessen distanziert. So lehne die Idee der internationalen Gesellschaft etwa die

Annahme ab, dass nationales Interesse stets konträr zur Förderung der Menschenrechte sei.

Sie geht stattdessen aus von einer

„mutual inderdependence bewteen the provision of national security, the strengthening of international

order and the promotion of human rights“.
112

Hier wird noch einmal deutlich, dass sich ethisches Handeln auf alle drei von Jackson benann-

ten Dimensionen von Verantwortlichkeiten bezieht. Dies ist es, was Dunne / Wheeler als

„good international citizenship“ bezeichnen.

Auch wenn der Begriff neuer ist als die Schriften von Bull oder anderen Pluralisten, so wurde

das Denken darüber, was einen „good international citizen“ ausmacht, von den letzten Schrif-

ten Bulls und Vincents beeinflusst, welche die erläuterten solidaristischen Tendenzen aufwei-

sen. Linklater hat 2006 eine Synthese der verschiedenen Tendenzen der Englischen Schule zu

einem Konzept von „good international citizenship“ versucht und kommt zu dem Schluss,

dass „good international citizenship should be informed by a broad interpretation of the harm

principle“. In dieser Bemühung, jede Form menschlichen Leidens zu vermeiden (‚do no

harm!’), komme großen Mächten eine besondere Verantwortung zu; sie spielten in globalen

Angelegenheiten eine zivilisierende Rolle.113 Staaten die „good international citizen“ sein

108 Dunne / Wheeler, The Blair doctrine, a.a.O., S. 64.
109 Dunne / Wheeler, Good international citizenship, a.a.O., S. 855.
110 Wight, zitiert nach: Linklater / Suganami, a.a.O, S. 234.
111 Linklater / Suganami, a.a.O., S. 235.
112 Dunne / Wheeler, Good international citizenship, a.a.O., S. 854.
113 Linklater / Suganami, a.a.O., S. 223-258, 255, 257.
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wollten, müssten in ihrer Außenpolitik internationale Menschenrechtsstandards stützen, die

Regeln der internationalen Gemeinschaft befolgen und, wo immer möglich, multilateral und

unter dem Dach der Vereinten Nationen (UN) agieren.114 Die Wendung „mutual interdepen-

dence“ betont jedoch auch, dass „good international citizenship“ nicht unbedingt altruistisch

motiviert ist. Australiens ehemaliger Außenminister Evans, der Vordenker von „good interna-

tional citizenship“, betonte, er meine nicht „the foreign policy equivalent of boy scout good

deeds […]. [It is] an exercise in enlightened self-interest: an expression of idealistic pragma-

tism“.115 Nach der Logik des aufgeklärten Selbstinteresses werden Menschenrechtspolitik,

Stärkung multilateraler Institutionen etc. betrieben, weil sie letztlich auch im nationalen Inte-

resse sind.

2.4. Relevanz der Englischen Schule für die Entwicklungspolitik und das

Untersuchungsvorhaben

2.4.1. Kritische Einordnung der Englischen Schule

“The problem, I suggest, with societal approaches like the English School [...] is that, as always, the

middle of the road is just too dangerous a place to be.”
116

Bulls Verdienst war es, die Idee der internationalen Gesellschaft im Unterschied zum ‚bloßen’

System zu verdeutlichen. In seiner Theorie bleibt er aber oft vage. Auf die Frage, wie Ord-

nung zu erreichen ist, stellt er zwar einen analytischen Rahmen, geknüpft aus Begriffen wie

Interesse, Wert, Regel, Institution und Organisation. Doch was diese Begriffe an operativen

Halt geben könnten, wird durch Unklarheiten relativiert: So grenzt er zunächst zwar Wert und

Interesse ab (Interessen als „means to an end“ und Werte als „ends in themselves“117). Diese

Abgrenzung bleibt jedoch für seine weitere Analyse ohne Relevanz.118 Bull bietet damit

wenig Konkretes oder Eindeutiges zu Qualität und Zusammenspiel von Akteuren bzw. dazu,

wie diese praktisch die internationale Gesellschaft stützen können.

Dies ist ein Defizit, so Dunne selbstkritisch, an dem die ganze Englische Schule krankt. Ne-

ben dem mangelnden Vermögen, das Verhältnis zwischen der Gesellschaft der Staaten und

jener der Individuen zufriedenstellend zu theoretisieren, fehlt es an Klarheit bezüglich der

114 Dunne, Tim / Wheeler, Nicholas J.: Blair’s Britain: a force for good in the world?, in: Smith / Light (Hrsg.): Ethics and
Foreign Policy. Cambridge 2001, S. 167-184., S. 182.

115 Evans, zitiert nach: Dunne / Wheeler, Good international citizenship, a.a.O., S. 854f.
116 Rengger, a.a.O., S. 92.
117 Bull, Anarchical Society, a.a.O., S. 51f.
118 So schreibt Bull Staaten seien „united in viewing these goals as instrumental to them“ – demnach sind diese „goals“ von

Interesse, um den Wert Ordnung herzustellen. Ohne näher zu spezifizieren unter welchen Bedingungen dies passiert,
können diese Ziele aber auch selbst der Wert sein: „it [die Erreichung der Ziele] may be based also on the treatment of
these goals as valuable in themselves […] it may express a sense of common values as well as of common interests“.
Bull lässt also offen, ob die elementaren Ziele des sozialen Lebens nun Werte oder Interessen, bzw. unter welchen
Bedingungen sie Wert oder Interesse sind, oder welche Bedeutung diese Unterscheidung hat. Vgl. ebenda, S. 64.
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zentralen Komponenten der internationalen Gesellschaft und ihrem Verhältnis zueinander,

wie z.B. Regeln, Normen, Institutionen, Regimen, Entscheidungsprozessen.119 Es ist bezeich-

nend, wenn Dunne am Ende eines Artikels über die theoretische Entwicklung der Englischen

Schule einem Kollegen dankt „for his general guidance through this maze we call interna-

tional society“.120 Wie Jackson verweist, ist diese Unklarheit jedoch auch zum Teil die Krux

der Englischen Schule und ihrem Charakter als via media geschuldet. Ein standardisiertes

Analyseraster, das überprüfend auf jeden beliebigen Fall der internationalen Politik gelegt

werden kann, widerspräche dem Geist der Englischen Schule mit ihrem interpretativen, nor-

mativen Ansatz.121

In Übereinstimmung mit Dunne argumentiert die Autorin, dass die Basis für den solidaristi-

schen Strang der Englischen Schule bei Bull eindeutig angelegt ist. Das Beharren auf Pluralis-

mus passt logisch nicht in Bulls Konzept der internationalen Gesellschaft. Denn, erstens,

nennt Bull drei explizit universelle Bedingungen allen Zusammenlebens – die Implementie-

rung universeller Rechte und Regeln wäre nur der nächste notwendige Schritt. Wenn jeder vor

physischer Gewalt geschützt werden soll, braucht es dazu ein universelles Recht auf Leben

und körperliche Unversehrtheit. Zweitens, kann er den Widerspruch nicht auflösen, dass er

einerseits die Gesellschaft der Menschheit als Ganze gegenüber der Gesellschaft von Staaten

für moralisch höherwertiger hält, jedoch den Staat als Institution und Einheit rechtlich über

den Menschen stellt. Bulls Argument, dies sei möglich, weil das Wohl der Menschen etwas

anderes sei als das Wohl der Menschheit,122 überzeugt dabei kaum. Drittens, widerspricht der

Pluralismus der eigentlichen Idee der internationalen Gesellschaft. Denn – wenn Staaten so

pluralistisch sind und Souveränität so essentiell ist, dass eine Einigung auf universelle Men-

schenrechte nicht möglich wäre – auf welcher Basis sollen dann die „common interests and

values“ entstehen, welche die internationale Gesellschaft überhaupt erst ausmachen? Rengger

verweist darauf, wie dünn diese Basis bei Bull ist: Einzig „the fact of society is the source of

obligation that spring from it“. Und so warnt er:

„For ‚international society’ to be a ‚fact’, it must include norms, rules and procedures that are not
simply rules of thumb but able to create illocutionary and normative force. […] People must believe in
this ‚common values’ for them to have explanatory purchase and this is because they believe in them

that they create obligation.“
123

119 Dunne, theoretical promises, a.a.O., S. 127. Ebenda, Inventing International Society, a.a.O., S. 9.
120 Dunne, theoretical promises, a.a.O., S. 147. Hervorhebung durch die Autorin.
121 Jackson, a.a.O., S. 134.
122 Bull, Anarchical Society, a.a.O., S. 81.
123 Rengger, a.a.O., S. 78.
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Trotz dieser Defizite sind es seine Aussagen über die Verantwortung der großen Staaten für

die internationale Ordnung und die Entwicklungsländer, die seine Theorie für die vorliegende

Arbeit wertvoll macht. Denn aktuelle Ansätze der Englischen Schule offerieren über die Frage

der Menschenrechte und humanitären Intervention hinaus wenig zur generellen Gestaltung

des Verhältnisses zwischen westlichen Staaten und Entwicklungsländern. Der Beitrag des

solidaristischen Ansatzes von Dunne / Wheeler besteht aber darin, Überlegungen zur Ethik zu

präzisieren und Bulls Widersprüche durch Einführung universeller Rechte und Werte zu glät-

ten. Während der pluralistische Strang Ordnung über Gerechtigkeit stellt,124 setzt der solida-

ristische Gerechtigkeit zur Schaffung von Ordnung voraus.125

„Rather than see order and justice locked in a perennial tension, solidarism looks to the possibility of
overcoming this conflict by developing practices that recognize the mutual interdependence between the

two claims.“
126

Gleichwohl ist festzuhalten, dass, erstens, die Englische Schule eine Theorie der Internationa-

len Beziehungen ist, nicht der Außen- oder gar Entwicklungspolitik: „For international Socie-

ty theorists IR [International Relation] typically is a study of war and peace […].“127 Zweitens

bleibt, wie gesagt, besonders die jüngere Generation der Englischen Schule bewusst vage.

Analyse ist für sie immer ein Abwägungsprozess am konkreten Beispiel. Ein Versuch, klare

Prioritäten zu setzen, muss, wie bei Bull, zu Widersprüchen führen. Die Englische Schule

bietet somit kein Analyseraster zur Untersuchung von EWP, sondern hat hier den Zweck, für

den Gebrauch dieser Arbeit die Rolle von EWP zu bestimmen und ihren ethischen Rahmen

abzustecken. Dies soll im Folgenden ausgeführt werden.

2.4.2. Relevanz des pluralistischen Stranges

Die „great powers“128 spielen für Bull eine zentrale Rolle bei der Aufrechterhaltung von Ord-

nung in der Welt.129 Sie zeichneten sich durch vergleichbaren Status, militärische Stärke

sowie spezielle Rechte, aber auch Pflichten aus. „The idea of a great power, in other words,

presupposes and implies the idea of an international society as opposed to an international

system […].“130 Ihre Überlegenheit sei Vorraussetzung für ihre Ordnungsmacht und daher für

124 Hierzu heißt es bei Bull z.B.: „International order, or order within the society of states, is the condition of justice or
equality among states or nations […],“ Vgl. Bull, Anarchical Society, a.a.O., S. 93.

125 Bergmann, a.a.O., S. 76.
126 Wheeler, N. W.: Saving Strangers. Humanitarian Intervention in International Society. Oxford / New York 2002, S. 11.
127 Jackson / Sörensen, a.a.O., S. 132.
128 Großbritannien ist für Bull zwar keine „great power“ (vgl. Bull, Anarchical Society, a.a.O., S. 197), kann jedoch zu den

„dominant Western powers“ gerechnet werden, von den Bull spricht. Außerdem ist es den Ländern der Fallstudien
eindeutig militärisch wie wirtschaftlich überlegen, ebenso in der Möglichkeit internationale Regeln zu definieren.

129 Bull widmet den „great powers“ ein ganzes Kapitel in seinem Buch „The Anarchical Society“ (Kap. 9). Seiner Zeit
entsprechend sieht er vor allem die USA und die UdSSR als Großmächte und zudem, wenngleich nicht auf Augenhöhe
mit ersteren, China (ebenda, S. 197).

130 Ebenda, S. 196.
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Ordnung an sich. Das Element des Gemeinsamen entsteht somit offenbar durch Zwang, oder,

milder ausgedrückt, Sozialisation. Denn Überlegenheit ist keine rein militärische Dimension,

sondern hat auch eine wirtschaftliche oder kulturelle. Die kulturelle Basis der internationalen

Gesellschaft sei nicht wirklich ‚global’, sondern eine Kultur der Moderne, und diese wiede-

rum sei die Kultur der domianten westlichen Mächte.131 Die anderen akzeptierten diese Domi-

nanz – aber nur unter der Bedingung, dass die Großmächte tatsächlich Ordnung aufrechterhal-

ten.132 Doch da die Mitglieder der internationalen Gemeinschaft unterschiedlich einflussreich

seien, hätte sich ein System von Regeln herausgebildet, dass den Interessen der dominanten

Staaten mehr diene, als den Interessen der schwächeren.133

Genau dies unterminiere auf Dauer internationale Ordnung und führe zum Kampf nicht-west-

licher Staaten und Gruppen gegen die dominante Position des Westens,134 wobei gleichzeitig

Anspruch auf eigene, gültige Normen und Formen von Gerechtigkeit erhoben werde. Die

Dritte Welt mache die Erste für ihre Situation verantwortlich. Es sei daher nicht nur morali-

sche Pflicht, sondern auch im Interesse der internationalen Gesellschaft – und damit dem

eigenen – den Bedürfnissen der Entwicklungsländer zu entsprechen:

„[…] the overriding interest of the Western countries is to seek to accommodate the demands of the
Third world for change. This interest of the Western countries derives not chiefly from moral
considerations or economic considerations […] but rather from considerations of international

order“.
135

Anders ausgedrückt: Wenn Großmächte nicht dem Gerechtigkeitsbedürfnis schwacher und

armer Staaten entsprechen und ihre Interessen ernst nehmen, wird dies negative Konsequen-

zen haben und letztlich ihre eigene Position gefährden.136

2.4.3. Relevanz des solidaristischen Stranges

Solidaristen betrachten Gerechtigkeit als Vorraussetzung für Ordnung und damit die Sicher-

heit der internationalen Gesellschaft. Gerechtigkeit bezieht sich dabei sowohl auf Ressourcen-

verteilung, wie auch auf Menschenrechte. „[At this point, solidarism provides] a deeper con-

sensus on substantive goals such as distributive justice, environmental protection and univer-

sal human rights“.137 Dabei bezieht sich „distributive justice” auf die Idee, das Arme und

131 Bull, Anarchical Society, a.a.O., S. 37.
132 Bull macht hier darauf Aufmerksam, dass „international society“ kein allseits positiv empfundenes Konzept sein muss,

viele Völker, wie die Chinesen, die Japaner aber auch die Afrikaner seien im 19. Jahrhundert gegen ihren Willen in die
internationale Gesellschaft gezwungen worden. Vgl. Bull, Justice in International Relations, a.a.O., S. 6.

133 Bull, Anarchical Society, S. 52.
134 Bull, Justice in International Relations, a.a.O., S. 19.
135 Ebenda, a.a.O., S. 32.
136 Bull, Anarchical Society, S. 222.
137 Dunne, Inventing, a.a.O., S. 154.
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Schwache eine spezielle Behandlung benötigen, wie z.B. Entwicklungshilfe.138 Auch Dunne

erkennt an, dass bezüglich der universellen Werte keineswegs ein universeller Konsens

herrscht und es hier auch seitens der Entwicklungsländer Opposition gibt. Er vertritt jedoch

den Standpunkt „that the lack of consensus about those values does not invalidate them”.139

Man darf daraus schließen, dass auch Dunne, wie Bull, anerkennt, dass Werte eher durch die

Westmächte bzw. Geberstaaten formuliert werden.

Dunne / Wheeler bestehen aber darauf, dass der Einsatz für schwache Staaten und notleidende

Bevölkerungen nicht nur durch Eigeninteresse, sondern auch „feelings of compassion“ und

„cosmopolitan moral awareness“140 motiviert sein sollte – also die Überzeugung, dass die

Würde und Rechte aller Menschen erst einmal prinzipiell Werte sind, die zu schützen wir die

Pflicht haben. Im Zentrum stehe, „the individual's right to be free from ‚cruel, inhuman or

degrading treatment or punishment’ [as] a core principle of international society. We can

regard this as the grundnorm of the solidarist position on good international citizenship“.141

Daraus leitet sich z.B. auch „a right and a duty“ zur humanitären Intervention ab. Im nächsten

Schritt jedoch, müsse die Entscheidung über eine Intervention aber vor dem Hintergrund der

zu erwartenden Kosten und Gewinne getroffen werden.142

2.4.4. Zusammenfassung und Prämissen für die Aanalyse

Es gilt nun, aus dieser Darstellung der Englischen Schule Prämissen für die Quellenanalyse zu

erheben. Die Autorin bezieht sich dabei auf Pluralisten wie Solidaristen, wobei versucht wird,

beide zu einer Synthese zu bringen. Auf die Frage, was ethisch ist, würde der Pluralist eher

antworten: ‚Ethisch ist, was Ordnung sichert’. Der Solidarist würde eher antworten: ‚Ethisch

ist die Umsetzung universeller Rechte für alle’ (Gerechtigkeit). Letztere Prämisse betont deut-

lich das ‚do no harm!’-Prinzip und das Recht eines Jeden auf physische und psychische Un-

versehrtheit sowie freie Entfaltung. Hieraus ergeben sich in der Realpolitik schnell praktische

Dilemmata. Bulls Theorie offenbart eine ständige Spannung zwischen Ordnung und Gerech-

tigkeit. Die Solidaristen setzen Gerechtigkeit für Ordnung voraus – im Bewusstsein, dass es

nicht immer möglich ist, allen Menschen Gerechtigkeit widerfahren zu lassen und abgewogen

werden muss. Tatsächlich sollte sich die Frage zwischen Ordnung und Gerechtigkeit nicht

stellen, denn obwohl beide im Spannungsfeld zueinander stehen, bedingen sie sich gegen-

138 Jackson, a.a.O., S. 145.
139 Dunne, Inventing, a.a.O., S. 153.
140 Wheeler / Dunne, Hedley Bulls Pluralism, a.a.O., S. 102, 104.
141 Linklater / Suganami, a.a.O., S. 243. Hervorhebung im Original. Die Autoren zitieren aus Art.4 der Deklaration der

Menschenrechte von 1984.
142 Wheeler / Dunne, Hedley Bulls pluralism, a.a.O., S. 101.
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seitig. Das ethische Prinzip lautet ‚do no harm!’. Doch bei der Frage, wie das Dilemma

konfligierender Werte und Normen zu lösen ist, muss die Auswirkung einer Entscheidung für

die internationale Ordnung in Bezug auf die mögliche Reaktion betroffener Staaten oder

Gruppen berücksichtigt werden.

An dieser Stelle treffen sich pluralistischer und solidaristischer Strang: Angesichts der Band-

breite theoretischer Standpunkte, die sich unter dem Dach der Englischen Schule vereinen,

müsse das, was das Konzept des „good international citizen“ ausmacht, so Linklater, aus ver-

schiedenen Schriften zusammengesetzt werden. Doch „one thing unites them. This is the ethi-

cal aspiration to build a global community that institutionalizes respect for the harm principle

and grants all human beings the right to express their concerns and fears about injury,

vulnerability and suffering“.143 In der Idee der internationalen Gemeinschaft verbindet sich

die Idee der Rechte der Staaten mit den Rechten und Bedürfnissen der Menschen. Staaten be-

stehen zum Schutz ihrer Bürger, doch um diese Funktion erfüllen zu können, müssen sie

selbst geschützt werden. Dies geschieht durch die Institutionen der internationalen Gemein-

schaft, die sich darauf verständigt hat, im Interesse aller, gemeinsame Werte und Regeln zu

akzeptieren und durchzusetzen.

Dies erklärt, warum sich Staaten oft an internationales Recht und Konventionen sowie diplo-

matische Gepflogenheiten halten, obwohl die internationale Gesellschaft keine Instanz kennt,

welche die Einhaltung ihrer Regeln erzwingen kann. Denn die Zwänge sind nicht physischer,

sondern normativer Natur: Staaten erkennen, dass die internationale Gesellschaft in ihrem

Interesse auf diesen Regeln ruht und fühlen sich an sie gebunden. Wenn sie Regeln brechen,

tun sie es im Bewusstsein eines Verstoßes und rechtfertigen sich.144 Es ist nicht nur ein Gefühl

humanitärer Pflicht oder von Mitleid, das es gebietet, sich im Ausland um Menschen zu küm-

mern, sondern die Einsicht, dass dies im eigenen Interesse liegt. Gerade die wohlhabenden

Staaten der westlichen Welt müssen um der internationalen Ordnung Willen die Bedürfnisse

der armen Länder berücksichtigen. Die Interessen anderer Länder und das eigene Interesse

überschneiden sich, wenn auch nicht immer, zum Interesse der internationalen Gemeinschaft:

„[W]hilst western states had a moral obligation to strengthen justice in world politics, the West had a

‘vital interest’ in creating a more just international order.”
145

Für eben dieses Prinzip wird in dieser Arbeit der Begriff des aufgeklärten Selbstinteresses

verwendet, auf den an späterer Stelle noch eingegangen wird.

143 Linklater / Suganami, a.a.O., S. 253, 232.
144 Wheeler, Saving Strangers, a.a.O., S. 21f.
145 Dunne, Inventing International Society, a.a.O., S. 151.
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In Bezug auf die Fragen, die diese Arbeit aufwirft, wurde schon festgestellt, dass sich die

Englische Schule nicht direkt mit der Entwicklungspolitik oder gar Entwicklungshilfe be-

schäftigt. Doch scheinen nach diesen Ausführungen einige diesbezügliche Schlüsse zulässig:

„[The] humanitarian responsibility to bring all members of the human race under the protec-

tion of the cosmopolitan harm conventions“ gekoppelt mit der Bindung von Souveränität „on

compliance with the international law of human rights“ erlaubt sogar militärische Interventio-

nen. Daher scheint auch das Ziel legitim, Entwicklungsländer, deren innere Konstitution den

Bedürfnissen der Bevölkerung nicht gerecht wird oder diese missachtet, durch Entwicklungs-

politik zu reformieren, um entsprechende Werte zu verrechtlichen. Die Englische Schule er-

kennt dabei auch, dass jenseits des westphälischen Nationalstaats nicht nur politische und kul-

turelle Systeme wie die Europäische Union (EU) entstehen können, sondern sich auch diverse

Formen privater Gewalt („violence“) ausbreiten können.146 Derartigen Staatsverfall zu adres-

sieren ist damit ebenfalls Aufgabe eines „good international citizen“. Schließlich verlangt der

Schutz vor körperlichem und seelischem Leid auch eine angemessene Versorgung der Grund-

bedürfnisse, die ebenfalls für die internationale Gemeinschaft sicherheitsrelevante Aspekte

hat. Die Englische Schule stellt fest, „starvation and malnutrition are the permanent but

largely hidden emergency in world politics“.147

Hieraus lassen sich unmittelbar entwicklungspolitische Aufgaben der großen Staaten ableiten.

Ihre Verantwortung, sich um die Versorgung Notleidender zu kümmern, um internationale

Ordnung und Sicherheit sowie die Durchsetzung von Menschenrechtsnormen zu erreichen,

verlangt nicht nur Entwicklungshilfe im klassischen Sinne, sondern auch die Durchsetzung

liberaler Rechte. Gleichzeitig haben Staaten dabei jedoch auch die Plicht, im Zuge ihrer

Außen- und Entwicklungspolitik Menschenrechtsverletzungen in anderen Gesellschaften zu

vermeiden: „[T]here is a related obligation to avoid exploitation [...] as well as profiting from

unjust enrichment“.148

Auf der Grundlage der Englischen Schule wird nun der Ethikbegriff für die Verwendung in

dieser Arbeit operationalisiert.

146 Linklater/Suganami, a.a.O., S. 244f, 244, 245.
147 Ebenda, S. 251.
148 Ebenda, S. 254.
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3. Selbstgesetzte britische Ansprüche an Entwicklungspolitik:

Eine Analyse der Rhetorik

3.1. Operationalisierung

3.1.1. Begriffe: Ethik, Moral, Werte, Interessen

Die Frage, was Ethik, Moral, Werte und Interessen sind, führt schnell in den grundlegenden

Bereich der Philosophie. Ideengeschichtlich hat es hierzu eine Vielzahl von Definitionsversu-

chen gegeben. Sie sind abhängig von der Sozialisation, persönlicher Verortung im ideenge-

schichtlichen Spektrum und dem zu beurteilenden Fall. Für diese Arbeit wird nun versucht,

diese Begriffe so zu definieren, dass sie einen analytischen Rahmen in Einklang mit der

Englischen Schule ergeben. Festzuhalten ist zunächst, dass die Begriffe ‚Ethik’ und ‚Moral’

synonym verwendet werden können. Denn „der aus dem Lateinischen überkommene Name

‚Moral’ hat in seiner etymologischen Herkunft nach und in sachlicher Hinsicht die gleiche

Bedeutung wie der aus dem griechischen stammende Name ‚Ethik’.“149 Moral wird definiert

als

„System von Regeln, Idealen und Tugenden, dessen Funktion vor allem darin besteht, Handlungen zu

verhindern, die den elementaren Interessen anderer Menschen abträglich sind“.
150

Moral oder Ethik bezieht sich also stets auf die Sorge um den und den Schutz des ‚anderen’;

meint das Bemühen, durch das eigene Handeln niemandem Schaden zuzufügen, wie es im

‚harm-principle’ der Englischen Schule zum Ausdruck kommt. Für die Außenpolitik entsteht

nun das Problem, dass ‚die anderen’ sich nicht nur auf andere Staaten und ihre Menschen be-

ziehen lässt, sondern, aus Sicht von Staatsmännern, natürlich auch auf die anderen Menschen

im eigenen Land. Wir werden auf dieses Problem später zurückkommen.

Wie verhält es sich nun mit den Begriffen ‚Wert’ und ‚Interesse’? Bull definiert: „To say that

x is in someone's interest is merely to say that it serves as a means to some end that he is pur-

suing“. Der Wert hingegen ist das „end that he is pursuing“.151 Hier klingt der Aspekt an, den

Lucarelli betont, die Werte definiert als „notions laden with an absolute (i.e. non-instrumen-

149 Klaus, Georg / Buhr, Manfred (Hrsg.): Philosophisches Wörterbuch, Band I und II, 11. Auflg. Leipzig 1975, S. 424. Der
feine, für diese Arbeit jedoch nicht relevante Unterschied besteht darin, dass sich Moral auf dass ‚sittlich Gute’ und
Ethik die Lehre vom ‚sittlichen Guten’ bezieht. Vgl. Müller-Freienfels, Richard (Hrsg): Eislers Handwörterbuch der
Philosophie, 2. Aufl. Berlin 1922, S. 203, 411.

150 Bayerts, Kurt: Einleitung: Warum moralisch sein?, in: Ebenda (Hrsg.): Warum moralisch sein? Paderborn 2002, S. 9-33,
S. 13.

151 Bull, Anarchical Society, a.a.O., S. 63.
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tal) positive significance for the overall order and meaning we try to give to our world“.152

Während Interessen also instrumentell sind, bezeichnen Werte die hinter den Handlungen

bzw. Interessen stehende Überzeugungen, welche nicht auf materielle Faktoren reduzierbar

sind. „Konkrete Interessenlagen sind zwar stets situationsbedingt; doch sind sie stets auch von

elementaren Motivstrukturen mitgeprägt.“153 Unsere Interessen sind damit immer durch allge-

meine Wertvorstellungen bestimmt.

Das bedeutet nicht, dass Werte deshalb prinzipiell moralisch sind. Sie sind das letztlich alles

Handeln antreibende Leitmotiv, an dem sich der Handelnde orientiert. Jeder hat also Werte,

genauso wie jede Außenpolitik auf gewissen Werten basiert. Verfolgt man Reden politischer

Repräsentanten, so ist der Begriff ‚Wert’ jedoch fast durchweg positiv konnotiert. Wenn Blair

von ‚values’ spricht, verwendet er diesen Begriff wie synonym für ‚Moral’. Was er begrifflich

richtig eigentlich meint, sind letztlich aber moralische Werte. Problematischer ist in dieser

Hinsicht der Begriff ‚Interesse’. Bei Blair erhält er eine eher egoistische Konnotation. Auch in

philosophischen Wörterbüchern sind Definitionen zu finden, die in diese Richtung weisen,

z.B. verstanden als „Nutzen, Vorteil, Eigennutz“.154 Andere verweisen darauf, dass im morali-

schen Sinne ‚sich um jemanden kümmern’ ja voraussetzt, dass den Handelnden dieser

‚jemand’ überhaupt interessiert.155

Diese Arbeit orientiert sich bei der Definition nicht an dem Verständnis der Akteure britischer

Politik, sondern sieht den Begriff ‚Interesse’ an sich ausdrücklich neutral und instrumentell.

In der Außenpolitik ist, wie sich nun zeigt, eine negative Konnotation des Begriffs ‚Interesse’

ohnehin eine eher neue Entwicklung.

3.1.2. Die politische und wissenschaftliche Debatte nach 1989

Die positivistische Forschung hält Werte für prinzipiell nicht operationalisierbar und ver-

zichtet auf ihre Betrachtung. Für die Englische Schule ist die Bedeutung normativer Faktoren

aber zentral. Die Beschäftigung mit der Rolle von Werten und ethischen Vorstellungen in den

Internationalen Beziehungen und in der Außenpolitik hat in den letzten 20 Jahren einen

starken Aufschwung erlebt. Sie reflektiert damit die veränderte realpolitische Landschaft seit

dem Ende des Ost-West-Konflikts:

152 Lucarelli, Sonia: Introduction. Values, principles, identity and European Union foreign policy, in: Ebenda / Manners, Ian
(Hrsg.): Values and principles in European Union foreign policy. Oxon / New York 2006, S. 1-18, S. 10

153 Kindermann, Gottfried-Karl: Außenpolitik im Widerstreit. Spannung zwischen Interesse und Moral, in: Internationale
Politik, Nr. 9, 1997, S. 1-6, S. 1.

154 Müller-Freienfels, a.a.O., S. 312.
155 Esser, Albert: Interesse, in: Krings et al. (Hrsg.): Handbuch philosophischer Grundbegriffe, Band II, München 1973, S.

744.
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„[P]olitical leaders and policy makers in the post-cold war era have claimed to infuse their actions
with moral considerations that go beyond, and help to redefine, the national interest of their respective

countries“.
156

Nach Heins und Chandler habe sich die Vorstellung davon, was ethisch ist und auf wen oder

was sich ethisches Handeln beziehen soll, verschoben. Am Anfang dieser Entwicklung stand

das „power-prestige of the past, when no government believed its policies were ‚un-ethical’

just because it pursuit national interest“.157 Diese Ansicht schien nur allzu selbstverständlich,

schließlich ist es Aufgabe jeder Regierung, ihre Bürger zu schützen und zu vertreten, auch im

oder gegenüber dem Ausland. Wer sonst sollte Großbritanniens Interessen vertreten, wenn

nicht die britische Regierung? Eine Außenpolitik die ‚andere’ ins Zentrum stellt sei

tatsächlich Anti-Außenpolitik.158

Genau solch eine Verschiebung habe jedoch stattgefunden. Heins / Chandler sehen darin „a

reflection of the exhaustion of modern politics“ und des Unvermögens, „collective purpose“

im Rahmen des Territorialstaats zu projizieren. Sie folgern, „for the advocates of a post-natio-

nal ethics the displacement of the ‚Self’ by the ‚Other’ is seen as a step forward to a new cos-

mopolitan order“. Beide allerdings sehen in der Zuwendung zu ‚den anderen’ jedoch eher

einen Mix aus Narzissmus („In a world of ‚vitims’, the ‚rescuer’ shines all the brighter“) und

ungeklärtem Interesse.159 Die Autorin stimmt in der Wahrnehmung einer Fokusverschiebung

überein, findet in Anknüpfung an die Englische Schule jedoch eine andere Interpretation hier-

für. ‚Self’ und ‚Other’ erscheinen bei Heins / Chandler als zwei Pole, den Gegensatz von Ego-

ismus und Altruismus beschreibend. Doch es geht nicht um ‚entweder – oder’. Es geht auch

nicht darum, ob nun eine Politik im Eigeninteresse oder im Interesse anderer ethisch sei.

Nach Ansicht der Autorin spiegelt das Abrücken vom ‚nationalen Interesse’ als Hauptbezugs-

punkt von Außenpolitik, vielmehr die Einsicht wider, dass die Bedürfnisse aller Seiten be-

rücksichtigt werden müssen. Sie können sich in der Idee des Gemeinsamen bzw. der interna-

tionalen Gesellschaft überschneiden – das bedeutet aber nicht, dass Interesse der Anderen und

Eigeninteresse im Gemeinschaftsinteresse verschmelzen. Vielmehr ist die Einführung einer

eigenständigen, dritten Dimension sinnvoll, wie dies im nächsten Abschnitt geschehen soll.

3.1.3. Ethik in der Englischen Schule und Entwicklung des Analyserasters

„IR scholars should fully understand that foreign policy sometimes presents difficult moral choices to
the statespeople involved – i.e. choices about conflicting political values and goals. IR scholars should

156 Heins, Volker / Chandler, David: Rethinking Ethical Foreign Policy: Pitfalls, possibilities and paradoxes. New York 2007,
S. 3.

157 Ebenda, S. 12.
158 Ebenda, S. 13.
159 Ebenda, S. 12f.
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be able to evaluate these choices in terms of the situation in which they are made and the values that

are at stake.“
160

Die Theoretiker der Englischen Schule „do not see IR theory as a value-neutral science in

which models and hypotheses are applied and tested“.161 Daher wird man vergeblich nach

einer Aussage darüber suchen, was z.B. das ‚vitale nationale Interesse’ ist und welche Werte

unumstößlich über allen anderen stehen müssen. Hier den Versuch einer Definition unter-

nehmen zu wollen, widerspräche der Englischen Schule. Zwar benennt sie moralische Werte

(z.B. Menschenrechte, Ordnung, die internationale Gesellschaft) gleichzeitig wird aber betont,

dass diese stets in Konflikt miteinander stünden und die Frage, wie sie zu gewichten sind, eine

Frage der Abwägung im Kontext einer konreten Situation sei.

“[…] according to the International Society approach, problems of intervention and human rights can
be studied normatively, i.e. philosophically, historically and legally. But they cannot be studied
scientifically because they are essentially human issues and are thus value-laden. There can be no
value-neutral scientific answer to them. There can be no abstract or general answer either. Every

answer will be affected by the situation and will thus be essentially historically in character.”
162

Aus diesem Grund kann auch die Frage, wann eine EWP ethisch ist, nur induktiv nach der

Analyse von Fallstudien und auch nur für diese Fälle beantwortet werden. Jedoch ist die von

Jackson entlang der ‚drei Rs’ vorgenommene Unterscheidung der „levels of responsibility“

hilfreich für eine Orientierung in dieser Frage. Staaten sind in ihrem Tun demnach auf drei

Ebenen bzw. gegenüber drei Gruppen verantwortlich:

- National Responsibility (Realistische Perspektive): Verantwortung besteht nur gegen-

über den eigenen Bürgern. „States have no international obligations that come before

their national interests […] each statesperson is responsible for defending his or her

own citizens, but not the citizens of other states“.

- International Responsibility (Grotianische / Rationalistische Perspektive): „[…] states-

people have foreign obligations deriving from their state’s membership of internatio-

nal society, which involves rights and duties as defined by international law.“ Sie sind

aufgefordert „[to] recognize that other states have international rights and legitimate

interests which deserve respect; act in good faith; observe international law, and

comply with the laws of war“.

- Humanitarian Responsibility (Kosmopolitische / Revolutionistische Perspektive): Die-

ser Ansatz gebietet „to respect human rights not only in their own country but in all

countries in the world […] give sanctuary to those who are fleeing from persecution;

160 Jackson / Sörensen, a.a.O., S. 130.
161 Ebenda, S. 130.
162 Ebenda, S. 134.
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assist those who are in need of material aid which you can supply at no sacrifice to

yourself; in waging war spare non-combatants“.163

Wie ersichtlich spiegeln die drei Verantwortlichkeiten drei verschiedene Auffassungen unter-

schiedlicher theoretischer Ansätze wider, welche die Englische Schule zu verbinden sucht:

Denn in ihrem Sinne müssten alle drei Dimensionen im Fokus der Analyse stehen. Eine Di-

mension auszublenden „would underestimate the normative complexity of international rela-

tions and consequently the actual difficulty of making normatively defensible choices in for-

eign policy“.164 Wenn nun hieraus Kategorien für die Analyse der Außenpolitik abgeleitet

werden, so können daher nicht nur eine oder zwei der vorgestellten Dimensionen ethisches

Verhalten in der Außenpolitik abdecken, sondern unter Umständen alle. Wichtig ist, zu be-

rücksichtigen, wie sich das Handeln im Sinne der einen Dimension auf die anderen Dimensio-

nen auswirkt. Die Frage ‚Welche Politik ist ethisch?’ ist damit keine Frage nach ‚national’,

‚international’ oder ‚humanitarian responsibility’, sondern danach, ob und in welchem Ver-

hältnis eine Regierung all diese Verantwortlichkeiten berücksichtigt. Das oberste Prinzip

lautet ‚do no harm’. Dies ist die Maxime, auch wenn klar ist, dass nicht immer alle Interessen

berücksichtigt werden können.

Entsprechend der Dimensionen wäre ethisches außenpolitisches Handeln also dann gegeben,

wenn:

- (zur 1. Dimension) die Verfolgung der Interessen der eigenen Nation anderen nicht

schadet und im Sinne der internationalen Gemeinschaft ist oder das nationale Eigenin-

teresse so vital ist, dass eine Aufgabe Großbritannien schwer schaden würde.

- (zur 2.) dabei die Rechte des Einzelnen nicht verletzt werden und vitale britische

Interessen berücksichtigt bleiben.

- (zur 3.) das Eintreten für Menschenrechte weltweit den vitalen britischen Interessen

und der internationalen Ordnung nicht schadet.

Wenn es für die Ethik also auf das Verhältnis ankommt, in dem die Interessen der drei Grup-

pen (eigene Nation, internationale Gemeinschaft und Menschen in anderen Ländern) berück-

sichtigt werden, dann müssen für die Inhaltsanalyse der Reden der Exekutivvertreter entspre-

chende Kategorien zugeschnitten werden. Zunächst ergibt sich daraus eine Dichotomie:

- Ethisch: Die britische Regierung handelt nicht nur im eigenen Interesse, sondern auch

im Interesse der internationalen Gesellschaft und der Menschen in den Entwicklungs-

ländern. Dafür stellt sie eigene Interessen wenn nötig und möglich zurück.

163 Jackson / Sörensen, a.a.O., S. 147f.
164 Ebenda, S. 148.
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- Unethisch: Die britische Regierung kümmert sich in erster Linie um ihre eigenen

Interessen, unabhängig davon, wie sich dies auf die Interessen anderer auswirkt. Briti-

sche Interessen haben selbst dann Vorrang, wenn man ohne größeren Schaden (z.B.

den Verlust eines Auftrags von geringem finanziellem Umfang) auf ihre Durchsetzung

verzichten könnte.165

Nun geht die Englische Schule aber davon aus, dass ethisches Handeln sowohl aus Selbst-

losigkeit, als auch aus eigenem Interesse geschehen kann. Eine ‚gute Tat’ zu begehen, weil

man auch selbst davon profitiert, entwertet nicht ihren Nutzen. Ethisches Handeln lässt sich

damit anhand der Motivation unterscheiden und dies hat wichtige Implikationen für die

Durchführung und die erhoffte Wirkung von EWP. Daher sollen eben diese beiden Katego-

rien für ethisches Handeln eröffnet werden: Altruismus und aufgeklärtes Selbstinteresse.

Der Begriff ‚aufgeklärtes Selbstinteresse’ ist in der Englischen Schule keine zentrale Katego-

rie, folgt jedoch der Logik des ‚good international citizen’ und wird in diesem Zusammen-

hang auch erwähnt. ‚Aufgeklärtes Selbstinteresse’ findet sich im verwendeten Sinne bei van

der Veen. Sie hebt damit auf das langfristige Ziel der Herstellung öffentlicher Güter ab – wie

Frieden und Sicherheit, aber auch Demokratie – von denen letztlich alle Länder der inter-

nationalen Gemeinschaft, und mit ihr die Geber, profitieren.166

Damit ergeben sich nun drei Kategorien ethischen Handelns, die unterschiedliche Motiva-

tionen und Auffassungen darüber zeigen, in wessen Interesse EWP gestaltet werden soll (vgl.

Tablle 1).

Tabelle 1: Kategorien ethischen Handelns

EGO

Unethisches Handeln („Egoismus“):

EWP wird als Instrument zur Durchsetzung eigener Interessen begriffen – z.B. zur
Außenwirtschaftsförderung, Einflusssicherung und Beziehungspflege. Dabei wird
in Kauf genommen, dass die verfolgte EWP den Interessen der Menschen im
Empfängerland nicht in dem Maße hilft, wie sie es könnte. Regierungen werden
aus der Perzeption der eigenen Interessenlage heraus unterstützt, nicht mit
Rücksicht auf die Interessen der internationalen Gemeinschaft und deren
multilaterale Strategie gegenüber dem fraglichen Land.

ASI
Ethisches Handeln mit Blick auf positive Wirkung für die internationale Gesell-
schaft und damit letztlich Großbritanniens („aufgeklärtes Selbstinteresse“):

165 Streng genommen fällt in diese Kategorie auch Außenpolitik, die sich in einem Maße für EWL einsetzt, dass dadurch
erhebliche Nachteile für GB und seine Bürger entstehen. Praktisch ist mit einem solchen Verhalten oder einer
Ankündigung solchen Verhaltens jedoch kaum zu rechnen. Dieser Aspekt wird daher in der Analyse ausgeklammert.
Theoretisch sind auch andere Fälle denkbar, die altruistisch aber letztlich nicht ethisch sind. Dies scheint z.B. möglich,
wenn Absicht und Folge einer Handlung auseinander klaffen. Ein solcher Fall wird jedoch in der Arbeit kaum zum
Tragen kommen, da sie Folgen von EWP nicht explizit untersucht.

166 van der Veen, A. M.: Ideas and Interests in Foreign Policy: The Politics of International Development Assistance.
Dissertation, Harvard University 2000, S. 31.
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EWP dieser Kategorie soll im Interesse der Menschen in den Entwicklungsländern
sein, dies ist aber vor allem instrumentell. Denn EWP wird als Mittel zur Durch-
setzung langfristiger Interessen der internationalen Gemeinschaft, und Großbritan-
niens als Teil dieser Gemeinschaft, gesehen. Sie soll dazu beitragen, Kon-
fliktpotenzial zu verringern, Demokratie zu fördern und einen Beitrag zur inter-
nationalen Stabilität zu leisten.

EWP aus diesem Motiv setzt im Interesse von Sicherheit und der Integration des
Landes in die internationale Gesellschaft vor allem auf die Durchsetzung von
Werten wie Demokratie, Rechtsstaatlichkeit oder die Akzeptanz gewaltfreier,
multilateraler Konfliktlösungsmechanismen. Dies kann zu Lasten der unmittel-
baren Bedürfnisbefriedigung der notleidenden Menschen geschehen.

Ein weiterer Fall soll in dieser Kategorie berücksichtigt werden – auch wenn argu-
mentiert werden kann, dass er der Logik des aufgeklärten Selbstinteresses nicht
wirklich entspricht. Doch er ist, wie besprochen, im Sinne der Englischen Schule
ethisch: Er tritt dann ein, wenn das Eigeninteresses Großbritanniens so vital ist,
dass auf die Interessen der internationalen Gesellschaft und anderer keine
Rücksicht genommen werden kann, z.B. bei starker, einseitiger Abhängigkeit von
einem wichtigen Rohstoff oder wenn das Leben zahlreicher britischer Bürger
gefährdet ist. Tatsächlich dürfte diese Art des Interesses in Subsahara-Afrika aber
äußerst selten sein.

ALT

Ethisches Handeln aus Selbstlosigkeit. („Altruismus“):

EWP dieser Kategorie ist motiviert durch den Wunsch, in erster Linie im Interesse
der Menschen in Entwicklungsländern zu handeln. EWP wird nicht als das Feld
der Eigeninteressendurchsetzung gesehen und auch nicht als ein Instrument zur
Unterstützung übergeordneter außen- und sicherheitspolitischer Ziele. Stattdessen
soll hier mit Mitteln, die Großbritannien entbehren kann bzw. aus humanitärer
Verantwortung oder Pflicht entbehren will, vor allem die Not der Menschen in
Entwicklungsländern gelindert werden.

Zur Betrachtung und objektiven Zuordnung der Reden der Akteure müssen diese Kategorien

nun verfeinert werden. Das Analyseraster wird daher für jede der drei Kategorien

ausdifferenziert hinsichtlich der Einstellung des Sprechers zur EWP, seinen erkennbaren

Werten sowie den verwendeten Argumenten. Das so erzeugte idealtypische Kategorien-

schema für die Inhaltsanalyse zeigt Tabelle 2.
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Tabelle 2: Kategorien ethischen Handelns – Operationalisierung Inhaltsanalyse

Egoismus Aufgeklärtes Selbstinteresse Altruismus

E
in

st
el

lu
n

g
zu

r
F

un
k

ti
o

n
d

er
E

W
P

- Britische EWP dient der För-
derung britischer Interessen
ohne Berücksichtigung der
Folgen für die Entwicklungs-
länder und ihrer Menschen.

- Auf Menschenrechte wird
keine Rücksicht genommen.

- Wenn es dem Eigeninteresse
nützt, muss sich Großbritannien
über den Konsens der interna-
tionalen Gemeinschaft hinweg-
setzen und unilateral handeln.

- Von investierter EWH werden
messbare Effekte erwartet, z.B.
intensivere Wirtschaftsbezieh-
ungen

- oder in eine Verbesserung der
bilateralen Beziehung auf Re-
gierungsebene, die eine Ein-
flussnahme auf diese Regierung
ermöglicht.

- EWP, die tatsächlich entwick-
lungspolitische Effekte erzielt,
ist nicht nur moralisches Gebot,
sondern auch im britischen In-
teresse.

- Durch Globalisierungsprozes-
se wird das Land von Proble-
men in geographisch fernen
Regionen tangiert. Die
Bekämpfung von Unterent-
wicklung leistet daher einen
Beitrag zur globalen Sicherheit.
EWP ist daher auch stets Men-
schenrechts- und Reformpolitik.

- Gebot sind multilaterales Han-
deln und Eingliederung der Ent-
wicklungsländer in die interna-
tionale Gemeinschaft

- Stehen vitale britische Inter-
essen auf dem Spiel, haben sie
jedoch Vorrang.

- Kurzfristig messbare ökono-
mische oder politische Effekte
werden nicht erwartet, EWH
stellt vielmehr eine langfristige
Zukunftsinvestition dar.

- EWH ist in erster Linie mora-
lische Pflicht, gerade für reiche
Länder.

- Im Fokus stehen nicht Regie-
rungen und ihre Interessen son-
dern die Situation der Men-
schen.

- Einhaltung der Menschen-
rechte und gutes Regieren sind
wichtig. Politische Konditio-
nierung darf jedoch nicht dazu
führen, dass Menschen anstelle
ihrer Regierung bestraft werden.

- Keine Kopplung der ODA an
marktliberale Strukturreformen,
die zunächst zur Verschlechte-
rung der Situation der Armen
führen.

- Eigeninteressen sind den Be-
dürfnissen der Menschen unter-
zuordnen.

- Die Erwartungen zielen auf
eine Verbesserung der Lebens-
umstände der Notleidenden ab,
andere mögliche Effekte und
Gewinne sind sekundär.

W
er

te

Patriotismus

Wohlstandssicherung

Macht, Einfluss

Überlegenheit, Prestige

globale Sicherheit und Stabilität

Internationale Gemeinschaft

Menschenrechte

Gerechtigkeit

Solidarität

Humanität

Menschenrechte

Gerechtigkeit

A
rg

u
m

en
ta

ti
o

n
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u
st

er

- Als Adressat des Nutzens der
Außen- und EWP wird explizit
nur Großbritannien genannt. Im
Zentrum steht ferner die Siche-
rung der Interessen britischer
Bürger im Ausland.

- Auf das Leid anderer wird
kein Bezug genommen.

- Als Ziele werden Einfluss-
und Machtsicherung genannt,
ohne zu sagen, wozu. Sie
erscheinen somit als Selbst-
zweck.

- Es wird betont, dass Großbri-
tannien besser und erfolgreicher
sein muss, als andere Staaten

- Die Welt ist durch Interdepen-
denz geprägt. Hilfe für andere
ist daher ein höchst eigenes
Interesse.

- Globale Probleme können nur
gemeinsam mit der Interna-
tionalen Gemeinschaft gelöst
werden

- Menschenrechte und Good
Governance sind kein wün-
schenswerter Luxus, sondern
wichtige Instrumente, zur Si-
cherung von Frieden, internatio-
naler Stabilität und Prosperität.

- Hilfe für Arme und Leidende
ist moralische Pflicht. Alle
Menschen haben das Recht,
sich zu entfalten und auf ein Le-
ben ohne Not und Gewalt.

- Verpflichtung zur Hilfe
besteht auch aus historischer
Schuld oder angesichts des
eigenen Reichtums.

- Es wird Mitgefühl ausgedrückt
und Mitgefühl geweckt, in dem
die Leiden anderer eindringlich
geschildert werden.

- Wer in der Lage ist zu helfen,
der muss helfen, ohne nach dem
Nutzen für sich zu fragen.
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- „Entwicklungshilfe ist, wenn
man andere Länder in die Lage
versetzt, bei uns zu kaufen.“167

- „We cannot turn our backs on
conflicts and the violation of
human rights within other coun-
tries, if we want still to be
secure. “168

- „ODA budgets are one of the
best investments in building a
more secure and prosperous
world. “ „Aid is not charity, it is
investment for a saver, better
future for everyone.“169

- „Wherever people live in fear,
with no prospect of advance, we
should be on their side; in
solidarity with them, wheter in
Sudan, Zimbabwe, Burma,
North Korea.“170

In der Inhaltsanalyse werden die Argumente der Redner den verschiedenen Kategorien

zugeordnet. Die Plausibilität der Argumente wird für die Einordnung nicht hinterfragt,

sondern als Ausdruck einer Überzeugung oder eines Interesses angenommen.

3.2. Methode und Datenerhebung

Zur Methode der Englischen Schule merkt Daase an: „Für die Identifikation und Analyse von

internationalen Systemen ist es ausreichend, die Interaktion von Staaten zu beobachten und

entsprechend den positivistischen Verfahren auszuwerten. Internationale Gesellschaften set-

zen hingegen ein Element intersubjektiver Übereinstimmung voraus und erfordern daher eine

interpretative Methode, welche die Überlegungen und Motive, die Ideen und Werte der Ak-

teure zu analysieren im Stande ist.“171 Da sich die Arbeit mit Motiven, Werten, Interessen und

den von Akteuren allgemein angenommenen Funktionen der EWP beschäftigt, bietet sich eine

Inhaltsanalyse der Primärquellen jener Akteure an. Für diese Arbeit sollen daher ausgewählte

Reden des ehemaligen Premierministers (Tony Blair), der Außenminister (Robin Cook, Jack

Straw, Margaret Beckett) und der Entwicklungsminister (Clare Short, Hilary Benn)172 analy-

siert werden. Im Falle des Premiers und des Außenministers werden dabei Reden gewählt, die

sich mit Afrika oder mit der grundsätzlichen Linie britischer Außenpolitik insoweit beschäf-

tigen, als dass sie darüber informieren, wie internationale Ordnung allgemein zu erreichen ist

und welche Rolle dabei etwa die EWP, Gerechtigkeit oder Menschenrechte spielen. Beim

Entwicklungsminister werden solche Reden ausgewählt, welche die Funktion und Bedeutung

167 Nuscheler, a.a.O., S. 441.
168 Blair, Tony: Doctrine of the International community, speech at the Economic Club, Chicago, 24.04.1999.
169 Short, Clare: Rede auf dem Labour Party Congress, Brighton, 02.10.1997.
170 Blair, Tony: Global Alliance for Global Values, Rede vor dem australischen Parlament, 27.03.2006.
171 Daase, Englische Schule, a.a.O., S. 235.
172 Tatsächlich bekleidete zwischen Clare Short und Hilary Benn Valerie Amos für circa fünf Monate (12.05.2003 –

06.10.2003) das Amt der Entwicklungsministerin. Ihre Reden werden allerdings nicht analysiert. Entsprechende
Beiträge waren über die Homepage des DFID nicht verfügbar. Eine entsprechende Anfrage an das Ministerium blieb
unbeantwortet. Da die Amtszeit von Valerie Amos vergleichsweise kurz war und insgesamt im Verhältnis zur Anzahl
der Reden des Premiers und der Außenminister eine ausreichende Anzahl Reden der Entwicklungsminister erhoben
werden konnte, erscheint es jedoch vertretbar, auf die Reden von Amos verzichten zu können.
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der EWP und/oder Afrika thematisieren. Es handelt sich damit um eine Bewertungsanalyse,

mit deren Hilfe auf der semantischen Ebene die Einstellung von Akteuren zu einem be-

stimmten Thema erhoben wird.173

Eine Beschränkung auf diesen Akteurskreis ist aus mehreren Gründen sinnvoll: Zunächst ist

die Betrachtung des Premiers aufgrund seiner Stellung im politischen System unerlässlich, die

„in Deutschland am ehesten in der Richtlinienkompetenz eines Bundeskanzlers sein Äquiva-

lent [findet]. Aber die Machtbefugnisse des Premiers reichen weiter“.174 Der Premier domi-

niere sein Kabinett, seine Entscheidungen würden von den Kabinettsministern meist ohne

Debatte akzeptiert.175 Als Zweiter hat Außenminister Cook erheblich mitgewirkt, die Rolle

Großbritanniens in der Welt als ‚ethisch’ zu profilieren. Er selbst bemerkte, dass „[the i]nter-

national debate [...] is shaped by speeches by foreign secretaries and the rhetoric they use“.176

Als verantwortlicher Minister war es seine Aufgabe, den außenpolitischen Kurs zu kommuni-

zieren. Dasselbe gilt für den Entwicklungsminister. Dieser ist zudem Prime Minister's Africa

Personal Representative.177 Der Exekutive eine derart zentrale Rolle einzuräumen, entspricht

ferner dem agency bzw. moral agency-Verständnis der Englischen Schule: „the most impor-

tant of whom are statespeople: presidents, prime ministers, foreign ministers […] and all other

people who act on behalf of the state in international affairs.“178 Laut Englischer Schule hat

die Exekutive schließlich eine zentrale Rolle in der Regelsetzung und -durchsetzung. Bei Ak-

teuren mit Regierungsverantwortung kann davon ausgegangen werden, dass ihre Äußerungen

eine hohe politische Relevanz besitzen und auch handlungsbestimmend sind.

Letzteres trifft auf Aussagen von Parlamentsmitgliedern nicht prinzipiell zu. Das britische

Ober- und Unterhaus spielt für die EWP zudem eine geringe Rolle. Zum einen ist das briti-

sche Parlament ein Redeparlament, das sich stärker über Debatten zu öffentlich polarisie-

renden Themen profilieren kann. Dazu gehört die EWP nicht. So äußerte anlässlich der

Debatte zur International Development Bill 2001 Tony Worthington, immerhin Member of

Parliament (MP) seit 1987, „I am very pleased to be here for an international development

debate – I thought that my career might end before we had one“.179 Es gab auch wenig Anlass

173 Bonfadelli, Heinz: Medieninhaltsforschung. Konstanz 2002, S. 81, 89.
174 Sturm, Roland: Staatsordnung und Politisches System, in: Kastendiek / Rohe / Volle (Hrsg.): Länderbericht

Großbritannien. Bonn 1998, S. 194-223, S. 204.
175 Sturm, Roland: Staatsaufbau und politische Institutionen, in: Kastendiek / Sturm (Hrsg.): Länderbericht Großbritanniens.

Bonn 2006, S. 135-163, S. 150. Durch das System der Kabinettsausschüsse, die der Premier selbst ein- und
zusammensetzen kann, hat er zudem ein starkes Instrument, um die Richtung vorzugeben, mit der ein Problem
behandelt wird bzw. oft auch schon seine Lösung zu bestimmen.

176 Cook, Robin: Foreign policy and human rights, Foreign Affairs Committee, 06.01.1998., S. 59, zitiert nach: Wheeler /
Dunne, Good International Citizenship, a.a.O., S. 851.

177 DFID, Lebenslauf Hilary Benn.
178 Jackson / Sörensen, a.a.O., S. 130.
179 Worthington, Tony, in: House of Commons, Hansard, International Development Bill, 06.03.2001, C. 158-266, C. 197.
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für das Unterhaus, über EWP zu diskutieren: Es hatte seit 21 Jahren keine Gesetzgebung in

dieser Sache gegeben.180

Den Einwand, dass der Rhetorik nicht notwendigerweise entsprechendes Handeln folgt, haben

verschiedene Studien bezweifelt.181 Bull verweist darauf, dass „States communicate the rules

through their official words“.182 Wheeler / Dunne merken an, dass Aussagen von Repräsen-

tanten einen Handlungsrahmen vorgäben und vor allem Handlungsmaßstab und Referenz für

die Repräsentanten anderer Staaten seien, die dazu tendieren, offizielle Verlautbarungen ihrer

Kollegen ernst zu nehmen und ihr Handeln danach auszurichten.183 Abrahamsen / Williams

stellen fest, „New Labour’s third way has placed ethics at the centre of its foreign policy de-

bates and this is perhaps the greatest (if at times unintended) achievement. […] It has also

provided commentators and activists with a yardstick against which to access foreign

policy“.184

3.2.1. Auswahl des Analysekorpus

Unter dem Begriff ‚Reden’ werden hier im engeren Sinne nur Ansprachen verstanden, welche

die genannten Akteure vor verschiedenen Organisationen, Gruppen oder über den Rundfunk

gehalten haben. Erklärungen, Stellungnahmen, Pressekonferenzen, Gespräche oder Deklara-

tionen werden nicht berücksichtigt.

Im Falle des Premiers wurde auf dessen offizielle Internetpräsenz (www.number-10.gov) zu-

rückgegriffen, wo sämtliche im „Tony Blair archive“ hinterlegte Reden in den Ausgangskor-

pus miteinbezogen wurden.185 Daraus ergab sich eine Grundgesamtheit von 263 Reden aus

den Jahren 1997 bis 2007. Ähnlich wurden auf der offiziellen Internetpräsenz des FCO zu-

nächst alle unter der entsprechenden Sektion abrufbaren Reden berücksichtigt, die jeweils

vom amtierenden Minister (und nicht untergeordneter Mitarbeitern des FCO) stammten.

Daraus ergab sich eine Grundgesamtheit von 251 Reden, wovon 53 auf Robin Cook, 156 auf

Jack Straw und 42 auf Margaret Beckett entfallen.

Schwieriger gestaltete sich die Erhebung beim DFID, da die Reden der Amtsvorgänger von

Hilary Benn nicht auf den Internetseiten des Ministeriums verfügbar waren. Unter der Rubrik

180 Clarke, Tom, in: Ebenda, C. 185.
181 Vgl. z.B. Schieder, Siegfried: Die gestaltende Kraft von Sprachbildern und Metaphern: Deutungen und Konstruktionen

von Staatlichkeit in der deutschen Debatte über den europäischen Verfassungsvertrag. Dissertation, Universität Trier
2006. Breuning, Marijke: Words and Deeds: Foreign Assistance Rhetoric and Policy Behaviour in the Netherlands,
Belgium and the United Kingdom, in: International Studies Association, 1995, S. 235 - 254. Risse-Kappen, Thomas:
Reden ist nicht billig. Zur Debatte um Kommunikation und Rationalität, in: ZIB, Vol. 2, Nr. 1, 1995, S. 171-184.

182 Bull, Anarchical Society, a.a.O., S. 68.
183 Dunne / Wheeler, Good international citizenship, a.a.O., S. 851.
184 Abrahamsen / Williams, a.a.O., S. 261.
185 Vgl. Number 10, Tony Blair archive, speeches, http://www.number-10.gov.uk/output/Page5.asp.
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„Speeches“ erschienen überwiegend Reden Hilary Benns, dazu einige Reden untergeordneter

Mitarbeiter, bis auf eine Ausnahme jedoch keine von Clare Short oder Baroness Amos. Um

die große Auswahl der Reden Benns hier sinnvoll zu begrenzen, wurden nur diejenigen

berücksichtigt, die unter der Einstellung „Region: Africa“ abrufbar waren.186 Dies ist möglich,

da hier auch solche Reden erfasst werden, die Afrika nur indirekt tangieren, indem sie allge-

meine Leitlinien vorgeben. Somit wurden auch Reden zur allgemeinen Ausrichtung der EWP

erfasst. Dies ergab eine Grundgesamtheit von 44 Reden. Für Clare Short ließen sich auf den

Seiten des DFID über die freie Textsuche mit den Begriffen „Speech“ und „Clare Short“ noch

einige Reden ermitteln, für weitere wurde auf die Plattform „e-politix“ zurückgegriffen, die

jedoch auch nur eine Auswahl enthält.187 Mit Hilfe dieser Quellen ergab sich für Clare Short

eine Grundgesamtheit von 27 Reden.

Diese Vorauswahl wurde anschließend mit Hilfe inhaltlicher Kategorien reduziert. Zunächst

ging es hierbei im Falle des Premiers und des FCOs darum, potenziell relevante, weil mit all-

gemeinen Leitlinien, EWP oder mit Afrika befasste Reden von solchen zu trennen, die auf

Grund ihres regionalen oder inhaltlichen Fokus von vornherein nicht in Frage kamen. Aus

Blairs Reden wurden insbesondere solche zu innenpolitischen Themen aussortiert (z.B. zum

National Health Service), im Falle der FCO-Minister insbesondere Reden zu speziellen bilate-

ralen Beziehungen, der EU, Asien oder Reden mit anderen regionalen Schwerpunkten. Eine

Selektion und Zuteilung zu den Kategorien erfolgte anhand der inhaltlichen Vorgaben des

Titels, bzw. bei diesbezüglicher Unklarheit, nach einer Sichtung der Rede. So reduzierte sich

die Zahl der Reden von 585 auf 206. Die verbliebenen Reden, die sich nun mit EWP,

außenpolitischen Themen ohne regionale Begrenzung oder Afrika befassen, wurden verschie-

denen Kategorien zugeordnet (vgl. Tablle 3).

Da EWP, wie ausgeführt, ein Schnittstellenbereich ist, könnte jede dieser Kategorien für die

Endauswahl sachlich begründet werden, weshalb sie zunächst erfasst wurden. In Hinblick auf

den Stellenwert der Analyse und die Machbarkeit im Rahmen dieser Arbeit muss jedoch eine

weitere Eingrenzung vorgenommen werden, die die Zahl der Reden auf circa 100 beschränkt.

186 Link dieser Suchmaske: DFID: News & Press, Speeches, http://www.dfid.gov.uk/news/default.asp.
187 Die Links den verwendeten Seiten lauten: DFID / About DFID / Search Engine, http://www.dfid.gov.uk/search/proxy/

query.html?col=dfid&qt= speech+%22clare+short%22&find.x=10&find.y=9&charset=iso-8859-1. ePolitix.com: MP
Websites, Clare Short, DFID Speeches, http://www.epolitix.com/EN/MPWebsites/ Clare+Short/806d3d76-b287-4b76-
af3e-6aa48899266b.htm. Clare Short verweist auf ihrer Homepage hinsichtlich der Reden aus ihrer Amtszeit zurück an
das DFID. Eine schriftliche Anfrage an das DFID hierzu blieb unbeantwortet.
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Tabelle 3: Inhaltliche Kategorien der Reden

AFR
Reden, die sich mit der Situation in bzw. der Politik gegenüber Afrika allgemein
befassen.

AFR-ST
Reden, die sich auf die bilateralen Beziehungen zu afrikanischen Länder
beziehen, die nicht Gegenstand der Fallbeispiele sind.

ECO
Reden, die Auskunft darüber geben, wie eine globale Wirtschaftsordnung ge-
schaffen sein soll, welches die Ziele britischer Außenwirtschafts- bzw.
Handelspolitik sind und wessen Interessen sie dient.

ECO-ST Reden, die sich auf einzelne wirtschaftliche Branchen beziehen.

COM
Reden, die sich mit Rolle und Funktion des Commonwealth im Allgemeinen
beschäftigen.

COM-ST
Reden zum Commonwealth mit speziellem Schwerpunkt, der keinen
Afrikabezug hat.

CONFL
Reden, die sich mit Sicherheitspolitik, Krieg, Konflikt, Konfliktprävention, mili-
tärischen Interventionen oder Rüstungspolitik beschäftigen.

HR
Reden, die sich mit der Rolle der Menschenrechte in der Außen- und Entwick-
lungspolitik beschäftigen.

ORG
Reden, die ihren Schwerpunkt auf die Arbeit und Rolle internationaler Organi-
sationen legen.

STRA

Reden, die allgemeine außenpolitische Strategien und Vorstellungen über eine
„gute Ordnung“ der Welt, Großbritanniens Rolle darin, Interessen und Begrün-
dungen der Strategien beschreiben. Dies kann in der Rede selbst verschiedene
Themen anderer Kategorien beispielhaft einschließen.

TER Reden, die sich mit internationalem Terrorismus beschäftigen.

UMW Reden, die sich mit globalem Umwelt- und Klimaschutz beschäftigen.

Zunächst wurde deshalb auf alle Kategorien mit dem Zusatz „ST“ (spezielles Thema) verzich-

tet, da sie nur einen engen Unterbereich des Oberthemas behandeln. Von den verbliebenen

Kategorien erschienen „Afrika“, „Commonwealth“, „außenpolitische Strategie“, „Menschen-

rechte“ und „Außenwirtschaftspolitik“ als die relevantesten für diese Arbeit. Hierin werden

am ehesten Aussagen über die Afrikapolitik und die ‚großen Linien’, d.h. die Aussagen

darüber, was Außenpolitik und EWP leisten soll und warum, vermutet. Wirtschaftspolitische

Überlegungen und Vorstellungen über die Rechte der Menschen fanden zudem durch das

Konzept des Good Governance188 Eingang in jede Entwicklungsstrategie. Gerade Clare Short

hatte EWP stärker mit ökonomischen Aspekten verknüpft.

188 Der Begriff ‚good governance’ wurde ab 1989/90 schnell zum ‚buzz-word’ unter entwicklungspolitischen Akteuren. Zwar
besteht kaum ein Konsens über die Kernbedeutung, doch prinzipiell „[t]he new idea was to establish a grip on recipient
developing countries' handling of policy processes, and on the basic manner in which government and its constituent
political processes [...] would be structured“ (Doornbos, Martin: ‚Good Governance’: The Rise and Decline of a Policy
Metaphor?, in: Journal of Development Studies, Vol. 37, Nr. 6, S. 93-108, S. 97).
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Konfliktprävention und Anti-Terrorpolitik etwa wird die Analyse nur überblicksartig berück-

sichtigen, da sie nicht zum engeren Aufgabenfeld der EWP gehört. Außerdem zeigte eine

erste Sichtung der Reden, dass ohnehin zahlreiche Reden der Kategorie ‚Strategie’ beide

Themen mit abdecken. Damit werden bei der Quellenanalyse schließlich 27 Reden von Tony

Blair und 50 Reden der FCO-Minister berücksichtigt.

Im Falle der DFID-Minister entfallen die expliziten Kategorien AFR bzw. AFR-ST. Im Falle

Benns ist der Afrika-Fokus bereits durch die Vorauswahl „Region: Africa“ gegeben, so dass

sich letztlich alle Reden auch mit Afrika beschäftigen. Das gleiche gilt auch für die Reden

Clare Shorts, die schon auf Grund des Fokus des DFID immer Afrika mit im Blick haben.

Diese aussortierten Reden befassen sich hier mit spezifischen Themen wie der Wasserversor-

gung in einer bestimmten Region oder dem Anbau bestimmter Agrarkulturen. Da es bei der

Analyse vor allem um Motive und allgemeine Verantwortungs- und Zielvorstellungen geht,

sind sie nicht relevant. Somit werden schließlich 30 von 71 Reden der DFID-Minister berück-

sichtigt.

Damit werden von insgesamt 585 Reden der Grundgesamtheit 107 zur Analyse ausgewählt.

3.2.2. Zuordnung der Reden

Diese 107 Reden werden nun den drei ethischen Dimensionen zugeordnet. Eine Rede ent-

spricht einer Untersuchungseinheit. Eine Untersuchungseinheit kann dabei jedoch mehr als

einer ethischen Dimension zugeordnet werden, wenn sie Argumente verschiedenen Typs ent-

hält. Betont z.B. eine Rede einerseits, dass Probleme nur von der internationalen Gemein-

schaft als Ganze gelöst werden, bezieht sich aber andererseits nur auf Interessen Großbritan-

niens und lässt Auswirkungen internationaler Probleme für andere Menschen und Staaten

völlig unerwähnt, so wird die Rede sowohl der Kategorie ‚aufgeklärtes Selbstinteresse’ als

auch ‚Egoismus’ zugeordnet. Das gleiche gilt aber auch umgekehrt: Thematisiert eine Rede

die Notwendigkeit multilateraler Problemlösung, hebt aber auch hervor, dass den Ärmsten ge-

holfen werden muss, ohne dies argumentativ in einen Zusammenhang mit internationaler

Stabilität und britischen Interessen zu bringen, so wird die Rede den Kategorien ‚aufgeklärtes

Selbstinteresse’ und ‚Altruismus’ zugeordnet. Ist in einer Rede von Machtsicherung die Rede,

ohne zu erläutern, wozu Macht verwendet werden soll, so wird sie zum Selbstzweck, zu

einem Wert an sich. Die Rede gehört damit in die Kategorie ‚Egoismus’. Wird jedoch

Einfluss mit dem Willen in Verbindung gebracht, eine politische Krise zu lösen, so sind die

dahinter stehenden Werte andere und die Rede ist einer der beiden ethischen Kategorien

zuzuordnen.
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Aus der Verteilung der Argumente einerseits (z.B. ‚aufgeklärtes Selbstinteresse’ plus ‚Altru-

ismus’) ergibt sich andererseits das der Rede als Ganzes zugrunde liegende Begründungsmus-

ter. Damit wird der Tatsache Rechnung getragen, dass eine Rede, wie oben beschrieben, Ar-

gumente enthalten kann, die sich mehreren der drei ethischen Kategorien zuordnen lassen.

Aus der Kombination der drei Argumentationstypen ‚Egoismus’ (EGO), ‚aufgeklärtes Selbst-

interesse’ (ASI) und ‚Altruismus’ (ALT) werden somit fünf Begründungsmuster gebildet.

Tabelle 4: Begründungsmuster ethischen Handelns

EGO
Egoismus: Primäre Sorge um Eigeninteressen ohne Berücksichtigung der In-
teressen anderer

EGO +
ASI

ASI mit Tendenz zu Prestigedenken oder zur primär eigenen Vorteilssicherung

- ASI

- EGO +
ASI + ALT

ASI: Hilfe für andere aus Eigeninteresse – Berücksichtigung der Interessen der
Nation, der Gemeinschaft und der anderen

ASI +

ALT
ASI mit Tendenz zur eigeninteressenfreien Hilfeleistung

ALT
Altruismus: Hilfeleistung ohne Eigeninteresse aus humanistischer Überzeu-
gung

keines der
Muster

Keine Begründung von beschriebenen Maßnahmen gegeben

Die Reden werden anhand der Verteilung der Argumentationstypen und der Begründungs-

muster erfasst. Enthält eine Rede z.B. Argumente der Kategorie EGO und ASI so ergibt sich

folgende Einordnung:

Argumentationstyp Begründungsmuster

Egoismus x Egoismus

Aufgeklärtes
Selbstinteresse

x ASI mit Tendenz zu Prestigedenken oder zur primär
eigenen Vorteilssicherung

x

Altruismus Aufgeklärtes Selbstinteresse

ASI mit Tendenz zur eigeninteressenfreien Hilfe-
leistung

Altruismus

3.3. Auswertung der Reden

Die Themen der Reden wurden für die drei Institutionen (Premier, FCO und DFID) erfasst

und den Text ergänzend graphisch dargestellt. Eine Darstellung des Zeitverlaufs bot sich im

Falle des DFIDs wegen der Schwierigkeit einer systematischen Erhebung nicht an. Die

Graphiken zu den Ergebnissen der einzelnen Sprecher der Ministerien finden sich im Anhang.
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3.3.1. Themenverteilung

Der mit Abstand größte Teil der analysierten Reden wurde zum Thema allgemeiner Strategien

der Außenpolitik gehalten, etwa unter Titeln wie „Global alliance for global values“ (Blair)

oder „Foreign policy and national interest“ (Cook). Natürlich schließt dies nicht aus, dass

unter einer eher weit gefassten Überschrift schließlich auch einzelne andere Themen wie

Afrika oder Terrorismus thematisiert wurden.

Graphik 1: Themenverteilung Premier Blair im Zeitverlauf
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Eigene Darstellung.

Bei Blair zeigt sich besonders ab 2003 eine Zunahme der Themenvielfalt unter verstärkter

Berücksichtigung der Themen Afrika, Umwelt, Terrorismus und Konflikt. Unter den analy-

sierten Reden Blairs gehörten über 60% der Kategorie ‚Strategie’ an, an zweiter Stelle folgte

mit knapp einem Viertel bereits das Thema Afrika, die restlichen Reden entfielen auf

‚Commonwealth’ und ‚Economy’. Der Kategorie ‚Menschenrechte’ war jedoch keine einzige

Rede zuzuordnen.

Beim FCO ist die Themenverteilung im Zeitverlauf etwas ausgewogener, mit Ausnahme der

letzten Phase unter Beckett. Allerdings zeigt sich auch hier eine leichte Häufung des Themas

Afrika ab 2003. Fast zwei Drittel der analysierten Reden stehen unter dem Thema Strategie,

18% wurde zum Thema Menschenrechte gehalten, die verbleibenden 14% thematisieren Afri-

ka, die Wirtschaft und das Commonwealth. Becketts Reden fielen fast ausschließlich unter

die Kategorie ‚Strategie’. Straws Reden befassten sich zu drei Vierteln mit diesem Thema;

das übrige Viertel verteilte sich auf Afrika, Wirtschaft und Menschenrechte, wobei das letzte

Thema unter den dreien mit Abstand am stärksten vertreten ist. Ausgewogener war die Vertei-
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lung bei Cook. Etwas mehr als ein Drittel seiner Themen gelten der Strategie, ein Viertel

Menschenrechten und je 13% Afrika, dem Commonwealth und der Wirtschaft.

Graphik 2: FCO: Themenverteilung im Zeitverlauf
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Eigene Darstellung.

Beim DFID ließen sich 60% aller Reden der Kategorie ‚Strategie’ zuordnen, ein Drittel ‚Eco-

nomy’ und nur 7% der Reden standen unter dem Thema Menschenrechte. Von den analysier-

ten Reden Shorts entfiel sogar die Hälfte auf das Thema Wirtschaft und nur eine galt den

Menschenrechten. Auch Benn sprach zu diesem Thema im Rahmen der analysierten Reden

nur ein Mal, fast drei Viertel der Reden sind der Strategie gewidmet.

Graphik 3: Themen der Reden DFID
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Eigene Darstellung.

Die Schwerpunkte hinsichtlich der analysierten Reden sind damit je nach Ministerium unter-

schiedlich gesetzt. Beim FCO sind es Menschenrechte, im Falle des DFID die Wirtschaft und

der Premier sprach häufiger über Afrika. Insgesamt bestätigt die thematische Erhebung, dass

Robin Cook, entsprechend seiner Ankündigungen, den Menschenrechten tatsächlich verbal

eine hohe Priorität einräumte. Das DFID bezweckte offenbar, durch diese Themenwahl her-
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vorzuheben, dass EWP keine Frage von milden Gaben ist, sondern ein stark wirtschaftspoliti-

sches Thema. Blair schließlich machte das Thema Afrika, wie versprochen zur Chefsache.

Allerdings fällt auf, dass dieses, wie andere Aspekte des Bereichs nachhaltige Entwicklung,

nicht von vornherein weiter oben auf der Agenda standen, wie bei Amtsantritt 1997 angekün-

digt, sondern erst in den letzten Jahren.

3.3.2. Begründungsmuster

Im Folgenden werden die Ergebnisse der Analyse präsentiert und ein illustrierender Einblick

in die von den Rednern am häufigsten verwendeten Argumente und Begründungsmuster ge-

geben. Dabei wird die Argumentation für jede der drei ethischen Kategorien in einem

Unterkapitel erläutert. Graphische Darstellungen der Verteilungen nach Institutionen (Pre-

mier, FCO und DFID) ergänzen den Text. Die Graphiken zur den Ergebnissen der einzelnen

Minister finden sich im Anhang.

3.3.2.1. Egoismus

Argumente dieser Kategorie sind fast ausschließlich bei Blair und Cook zu finden. Allerdings

ist das Argument dort, wo es auftritt, meist nicht besonders stark oder wird an anderer Stelle

der Rede durch Aussagen zur Verantwortlichkeit gegenüber anderen Nationen ausgeglichen,

so dass das Begründungsmuster der Rede als Ganze nicht als egoistisch bezeichnet werden

kann. Nur sehr selten wird die Sicherung britischer Interessen als explizit moralisch darge-

stellt, wie es Blair tut, wenn er sagt, „an enthusiasm to do best for Britain is a noble cause“.189

Dass das oder jedenfalls ein wichtiges Ziel britischer Außenpolitik in der Förderung

nationaler Interessen liegt, betonen Blair und Cook allerdings häufiger. Dazu heißt es z.B. bei

Blair und ähnlich bei Cook:

Blair: „The purpose of a nation’s foreign policy should be power, strength and influence in furtherance

of its interests and believes.“
190

Cook: „The purpose of our foreign policy is to pursue our national interests.“
191

- „What it made clear
is that our foreign policy will be driven by the needs and interests of the British people, their need and

desire for safety, prosperity, a decent quality of life and respect for their values.“
192

Ebenfalls sehr selten blitzt Rhetorik durch, die an das Selbstverständnis als Staatsmann eines

Empires vergangener Tage erinnert. Einfluss, Prestige und die Macht erscheinen dann bereits

als Wert für sich erstrebenswert:

189 Blair, Tony, Rede anlässlich der Foreign Office conference, London, 07.01.2003.
190 Blair, Tony: Rede im Mansion House, London, 13.11.2000.
191 Cook, Robin: Foreign policy and national interest, Rede vor dem Royal Institut of International Affairs, Chatham House,

London, 28.01.2000.
192 Cook, Robin: Peacy and Prosperity, Rede anlässlich des London Diplomatic Corps annual reception, Foreign and

Commonwealth Office, London, 12.06.1997.
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„We can be powerful in our influence – a nation to whom others listen.“ “[…] we need strong defence,

not just to defend our country, but for British influence abroad.“
193

Allerdings werden diese Aussagen auch in der fraglichen Rede nicht so stehen gelassen,

sondern im weiteren Verlauf mit internationalen Tönen wie diesen ergänzt:

„We use power and influence for a purpose: for the values and aims we believe in: Britain must be a
key player on mayor transnational issues: the environment, drugs, terrorism, crime human rights and

development.“
194

So fällt auch diese Rede letztlich noch unter das Begründungsmuster ‚aufgeklärtes Selbst-

interesse mit Tendenz zu Prestigedenken oder zu primär eigenen Vorteilssicherung’. Insge-

samt verwendetet Blair in 22% und Cook sogar in 37,5% der analysierten Reden Argumente,

die den Interessen Großbritanniens, dessen Vormachtstellung und Einflusssicherung Vorrang

einräumten. Doch gab es nur eine Rede, die aufgrund ihrer ausschließlich prestigeorientierten

‚Britain first’-Rhetorik dem egoistischen Begründungsmuster zugeordnet wurde.195 Alle ande-

ren Reden, in denen ein Argument der Kategorie ‚Egoismus’ identifiziert wurde, konnten

letztlich noch dem zuvor genannten Begründungsmuster oder gar dem des aufgeklärten

Selbstinteresses zugeordnet werden. So fielen schließlich im Falle Blairs 19% und im Falle

Cooks 31% aller untersuchten Reden unter das Begründungsmuster ‚aufgeklärtes Selbstin-

teresse mit Tendenz zu Prestigedenken oder zur primär eigenen Vorteilssicherung’. Über-

raschenderweise ließen sich bei Beckett und Straw Argumente der Kategorie ‚Egoismus’

allgemein überhaupt nicht ausmachen.

Im Zusammenhang mit EWP, sofern dies in den Reden des Premiers und der Außenminister

Thema ist, wird die britische Interessensicherung überdies nie betont. So ist es auch nicht ver-

wunderlich, dass in den Reden des Entwicklungsministers Benn Argumente der Kategorie

‚Egoismus’ ebenfalls überhaupt nicht vorkommen, und bei Short in Häufigkeit und Intensität

zu vernachlässigen sind. Somit sind Blair und Cook die einzigen, die egoistische Argumente

verwenden. Allgemein kann ihre Motivation jedoch nicht als egoistisch eingestuft werden.

193 Blair, Tony: Rede anlässlich Lord Mayor’s Banquet, 10.11.97.
194 Ebenda.
195 Blair, Tony, Rede vor der Confederation of British Industry conference, 11.11.1997.
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3.3.2.2. Aufgeklärtes Selbstinteresse

Dieses Argument wurde in den untersuchten Reden mit Abstand am häufigsten vorgebracht.

Die Redner beschreiben Krisen, auch in entfernten Regionen, als globale Probleme; als

tickende Zeitbomben, die sich früher oder später auch negativ auf Großbritannien auswirken

werden. Konfliktbewältigung, Armutsbekämpfung, Demokratisierung, eine faire Welthan-

delsordnung und Klimaschutz seien daher nicht nur im Interesse der betroffenen Menschen,

sondern der internationalen Gemeinschaft und vor allem auch Großbritanniens. Die Gefahr

und die Verbindung zum nationalen Interesse mögen subtiler sein, sie sind jedoch umso nach-

haltiger. Daher seien langfristige und multilateral koordinierte Strategien nötig.

Bair: „[…] there are issues that affect us over time. They are just devastating in their potential impact,
some more so, but they require reflection and strategy geared to the long-term, often straddling many
years and many Governments. Within this category are the issues of global poverty, relations between

Moslems and the West, environmental degradation, most particularly climate change.“
196

Immer wieder verweisen die Redner darauf, dass, „[i]nterdependence is the defining cha-

racteristic of the modern world.”197 Der Begriff beschreibe „the fact of a crisis somewhere

becoming a crisis everywhere“.198 Hieraus erfolge notwendig die Verbindung der eigenen

Interessen mit den Interessen anderer:

Blair: „In a modern world there is no security or prosperity at home unless we deal with the global
challenges of conflict, terrorism, climate change and poverty. Self interest and mutual interest are

inextricably linked.“
199

– „You can’t have a coherent view of national interest today without a coherent

196 Blair, Tony: ‚Concerted international effort’ necessary to fight climate change, Rede zum Thema nachhaltige
Entwicklung, o.O., 24.02.2003.

197 Ebenda.
198 Blair, Tony: Prime Ministers foreign policy speech – third in a series of three, Rede an der Georgetown University,

Washington, 26.05.2006.
199 Blair, Tony: Rede anlässlich Lord Mayor’s Banquet, London, 14.11.2005.
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view of the international community.“
200

– „Now our actions are guided by a more subtle blend of
mutual self interest and moral purpose in defending the values we cherish. In the end values and

interests merge.“
201

Cook: „In the global age it is in Britain’s national interest to promote British values of freedom and

democracy.“
202

– „In the modern world it is our national interest to pursue human rights and freedom

for other people.“
203

Dabei taucht der von Bull verwendete Begriff des aufgeklärten Selbstinteresses auf. Ganz in

dessen Sinne erklärt Blair: „I believe we will only succeed if we start to develop a doctrine of

the international community based on the principle of enlightened self-interest.“204
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Immer wieder wird die internationale Gemeinschaft als Dreh- und Angelpunkt außenpo-

litischen Handelns beschrieben. Die Redner geben sich betont international und multilateral:

Blair: „National interests can best be advanced through collective action. “
205

- „Ultimately this is

about our world as a global community – a cliché perhaps but true.“
206

Straw: „The backbone of all our relationships internationally is the multilateral system, with the United

Nations at its heart.“
207

Neben den gemeinsamen Institutionen und ihren Regeln bekennen sich die Redner, und

besonders Blair, auch immer wieder zu gemeinsamen Werten.

„We know the values we believe in: democracy and the rule of law; also justice, the simple conviction

that, given a fair go, human beings can better themselves and the world around them.“
208

– „Therefore,

200 Blair, Prime Ministers foreign policy speech – third in a series of three, a.a.O.
201 Blair, Doctrine of the International community, a.a.O.
202 Cook, Robin: Foreign policy and national interest, a.a.O.
203 Cook: The influence of ideas of 1989 on foreign policy, Rede im Centre for the Study of Global Governance, London

School of Economics, London, 13.01.2000.
204 Blair, Rede vor der Global Ethics Foundation, Universität Tübingen, 30.06.2000.
205 Blair, Lord Mayor’s Banquet, 14.11.2005, a.a.O.
206 Blair, Tony: ‚Concerted international effort’ necessary to fight climate change, a.a.O.
207 Straw: A new era for foreign policy, Rede im Royal Institut of International Affairs, Chatham House, London,

12.02.2004.
208 Blair, Global alliance for global values, a.a.O.
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to meet effectively the challenge that faces us, we must fashion an international community that both

embodies, and acts in pursuit of global values: liberty, democracy, tolerance, justice.“
209

Dabei werden die eigenen Werte als die Werte der internationalen Gemeinschaft dargestellt,

stets „asserting that they are not Western but global values, whose spread is the surest guaran-

tee of our future security“.210 Doch besonders der letzte Halbsatz impliziert hier eher die Aus-

übung von ‚soft power’, als den Einsatz für Werte, die tatsächlich auch aus der Mitte anderer

Gesellschaften artikuliert werden. Schließlich ist es für Großbritannien natürlich vorteilhafter,

wenn die internationalen Beziehungen nach britischen oder westlichen Werten funktionieren.

So ist Großbritannien auch bereit, diese Werte durch militärische Intervention durchzusetzen.

Die Kriterien dafür legt Blair in seiner Rede vor dem Economic Club in Chicago dar.211 Die

Werte erreichen damit für Blair einen Stellenwert, der sie zum konstituierenden Merkmal der

internationalen Gesellschaft werden lässt. Blair erkennt jedoch auch an, „that such values

would only succeed, however, if they were seen to be fairly and even-handedly implemented“

und „[provide] justice and opportunity for all“.212

Es gilt jedoch festzuhalten, dass sich sämtliche Argumentationen dieser Kategorie von der im

folgenden Kapitel durch den originär nicht selbstlosen Charakter unterscheiden.

Blair: „Calculate not just the human misery of the poor themselves. Calculate our loss; the aid, the lost
opportunity to trade, the short-term consequences of the multiple conflicts, the long-term consequences

on the attitude to the wealthy world of injustice and abject deprivation amongst the poor.“
213

Cook: „Respect for human rights is not a luxury of growth, but the condition of that growth.“
214

Beckett: „We must not underestimate the cost of failure. If we cannot resolve these differences, our own

economies will suffer.“
215

Insgesamt sind es Straw und Beckett, die am konsequentesten der Argumentationslinie des

aufgeklärten Selbstinteresses folgen. Blair und Cook betonen dagegen häufiger, dass britische

Außenpolitik vor allem Großbritannien dienen soll. Wo es bei Cook heißt, „[t]he purpose of

our foreign policy is to pursue our national interests“, 216 formuliert Straw typisch, „[a]s Fo-

reign Secretary, it is ‚to work for UK interests in a safe, just and prosperous world’“217. Short

und Benn weisen – sicher qua ihres Amtes – eher auf das Leid außerhalb der britischen

Grenzen hin.

209 Blair, Prime Ministers foreign policy speech – third in a series of three, a.a.O.
210 Ebenda.
211 Blair, Doctrine of the International community, a.a.O.
212 Blair, Prime Ministers foreign policy speech – third in a series of three, a.a.O.
213 Blair, Lord Mayor’s Banquet, 14.11.2005, a.a.O.
214 Cook, Foreign policy and national interest, a.a.O.
215 Beckett, Margaret: Ohne Titel, Rede im Rahmen der Queen’s Speech Debate on International Affairs, House of

Commons, 22.11.2006.
216 Cook, Foreign policy and national interest, a.a.O.
217 Straw, A new era for foreign policy, a.a.O.
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Doch auch sie verweisen auf globale Interdependenz und den Beitrag, den EWP zur interna-

tionalen Ordnung für alle Menschen leisten kann. „Aid is not charity, it is investment for a

safer, better future for everyone“,218 mahnt beispielsweise Short und betont, dass wenn “the

people in Africa will be given a better future, […] it is also in the self interest of the weal-

thiest countries“.219 In gleicher Weise äußert sich Benn:

„Because our self interest – our common interest – in an increasingly inter-dependent world, teaches us

that success or failure in one country is a success of failure for us all.“
220

– „And my main message

today is that there isn’t a choice between pursuing our national interest and development […].“
221

Aber auch Tony Blair thematisiert EWP und bemüht sich, das Politikfeld stärker in den Kreis

der vermeidlich ‚wichtigen’ politischen Themen zu rücken. Er warnt:

„[…] the great danger is that global politics divides into ‚hard’ and ‚soft’. The ‚hard’ get after the
terrorists. The ‚soft’ campaign against poverty. The divide is dangerous because interdependence

makes all these issues just that: interdependent.“
222

EWP wird damit als eng verzahnt mit Sicherheits-, Außen-, Handels- oder Menschenrechts-

politik dargestellt. Als konsequente Verknüpfung dessen wird die Umsetzung Good Gover-

nance als ‚empowerment’ der Bürger verstanden; als Bedingung für erfolgreiche ökonomi-

sche Entwicklung, Armutsbekämpfung, und damit letztlich Integration in die internationale

Gesellschaft gemeinsamer Institutionen.

„Global poverty in Africa will be fought not just by aid but by good governance, the absence of

corruption and an end to the ravages of unnecessary conflict.“
223

Ein Blick auf die konkrete quantitative Verteilung zeigt, dass im Falle Straws in 96% aller

analysierten Reden Argumente der Kategorie ‚aufgeklärtes Selbstinteresse’ zu finden sind, im

Falle Blairs und Cooks fast 90%. Shorts Reden enthalten zu drei Vierteln entsprechende

Argumente, bei Benn sind es nur knapp 28%. In Bezug auf das allgemeine Begründungs-

muster argumentierte Blair jedoch in 45% der Reden im Sinne des ‚aufgeklärten Selbst-

interesses’, Beckett in 56%, Straw in 58%. Cook folgte nur in knapp einem Fünftel seiner

Reden diesem Muster, Short nur in acht und Benn in gerade sechs Prozent.

Bezieht man die angrenzenden Begründungsmuster ‚aufgeklärtes Selbstinteresse mit Tendenz

zu Prestigedenken oder zur primär eigenen Vorteilssicherung’ und ‚aufgeklärtes Selbstin-

teresse mit Tendenz zur eigeninteressenfreien Hilfeleistung’ ein, ergibt sich ein anderes Bild:

Letztlich lag allen Reden Becketts und fast allen Reden Straws ein Begründungsmuster zu

218 Short, Clare: Rede vor der Labour Party conference, o.O., 02.10.1997.
219 Short, Clare: Corruption and governance, Rede im British Council Auditorium, Freetown, Sierra Leone, 27.02.2002.
220 Benn, Hilary: Africa, 2005 & the G8 Summit at Gleneagles on 7th July, Rede anlässlich des Africa Day, Royal National

Hotel, Russell Square, London, 25.05.2005.
221 Benn, Hilary: Ending Extreme Poverty: the Challenge for our Generation, Rede im Centre for Strategic and International

Studies, Washington, USA 28.06.006.
222 Blair, Prime Ministers foreign policy speech – third in a series of three, a.a.O.
223 Blair, Lord Mayor’s Banquet, 14.11.2005, a.a.O.
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Grunde, das den notwendigen Einsatz für die Interessen anderer letztlich im eigenen Interesse

begründet sieht. Bei Blair sind es 89%, bei Cook 88 %. Shorts Reden folgen zu drei Vierteln

diesem Muster. Deutlich anders fällt die Verteilung bei Benn aus, hier sind es nur 23% der

Reden. Damit argumentieren außer Benn alle Redner überwiegend im Sinne des aufgeklärten

Selbstinteresses.
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3.3.2.3. Altruismus

Altruistische Argumente sind zwar seltener als solche, die den Einsatz für das Interesse

anderer mit dem eigenen Nutzen rechtfertigen. Doch sie lassen sich wesentlich häufiger

feststellen als egoistische Motive. Bei den Entwicklungsministern sind alstruistische Argu-

mente sogar dominant. Beweggrund ist oft die Auffassung, einfach aus Gründen der Mensch-

lichkeit und moralischer Überzeugung Notleidenden helfen zu müssen. Das Gefühl der Ver-

antwortlichkeit resultiert aber auch aus empfundener Schuld oder dem eigenen relativen

Reichtum, der zum Teilen auffordert.

Dieser Aspekt äußert sich in den Reden der Außenminister und Tony Blairs aber viel seltener

und ist weniger deutlich ausgeprägt, als der des aufgeklärten Selbstinteresses. Oft tritt das

altruistische Argument nur insofern zutage, als dass auf das Leid anderer, nicht aber im selben

Atemzug auch auf negative Konsequenzen für Großbritannien oder die internationale

Gemeinschaft, hingewiesen wird, wodurch, wie hier bei Blair, implizit eine wahrgenommene

Verpflichtung zur Hilfe ausgedrückt wird:

„And it is the poorest countries, particularly in Asia and Africa, which will suffer most devastating

effects of these changes.“
224

– „While we meet here in Chicago this evening, unspeakable things are
happening in Europe. Awful crimes that we never thought we would see again have reappeared – ethnic
cleansing, systematic rape, mass murder. […] Bismarck famously said the Balkans were not worth the

224 Blair, ‚Concerted international effort’ necessary to fight climate change, a.a.O.
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bones of one Pomeranian Grenadier. Anyone who has seen the tear stained faces of hundreds of
thousands of refugees streaming across the border, heard their heart-rending tales of cruelty or

contemplated the unknown fates of those left behind, knows that Bismarck was wrong.“
225

Die Beschreibung von Elend und Verbrechen erzeugt Empathie; das Argument verlässt an

dieser Stelle den Bereich nüchtere Gefahren-Analyse hinsichtlich etwaiger Auswirkungen von

Unterentwicklung für Großbritannien. Es appelliert an das menschliche Empfinden, an die

instinktive Fähigkeit zu Mitgefühl angesichts großen Leids. Damit ist eine Ebene erreicht, auf

der Hilfe nicht mehr als eine Frage von Kosten und Nutzen, sondern in erster Linie als men-

schliche Verpflichtung betrachtet wird. So finden sich auch ausdrückliche Bekundungen von

Solidarität, Verantwortlichkeit und Verpflichtung zur Hilfe aus rein menschlichen Gründen.

EWH wird in einigen Fällen also klar mit altruistischen Motiven gerechtfertigt. Bei Blair

heißt es:

„Where people live in fear, with no prospect of advance, we should be on their side; in solidarity with

them, whether in Sudan, Zimbabwe, Burma, North Korea“.
226

– „Today, I want to focus on this – on

our responsibility to you.“
227

– „And so there is this immense and powerful moral cause […].“
228

Blair ist überhaupt derjenige, der am häufigsten mit dem Wort Moral229 argumentiert. Beo-

bachter haben darauf verwiesen, dass seine christliche Überzeugung dabei für ihn persönlich

durchaus eine Rolle gespielt haben soll.230 Öffentlich bemühte Blair derartige Appelle an

christliche Werte jedoch genauso wenig wie die anderen Redner.

Doch auch alle anderen argumentieren altruistisch, so betont z.B. Cook, „[...] we have a joint

obligation to give what support we can to those peoples in other countries campaigning for the

same freedoms and the same human rights that we ourselves take for granted“.231 Short nennt

globale Armut „the biggest moral issue that faces us“ und ihre Beseitigung „a great and noble

goal“.232 Auch Benn bezeichnet es als „our moral duty to help change the condition of human-

kind“.233 Die Entwicklungsminister appellieren zudem an das Gerechtigkeitsempfinden ihrer

Zuhörer:

225 Blair, Doctrine of the International community, a.a.O.
226 Blair, Global alliance for global values, a.a.O.
227 Blair, Tony: Rede vor dem Parlament Ghanas, Accra, 02.02.2002.
228 Blair, Tony: Rede vor der Afrikanischen Union, Addis Ababa, 07.10.2004.
229 Wenn hier von „moral“ die Rede ist, so ist damit nicht Moral im Sinne der Definition dieser Arbeit gemeint. Der

Moralbegriff, wie Blair ihn verwendet, hebt, wie bereits ausgeführt, eher auf eine Motivation ab, die sich aus Gefühlen
wie Mitgefühl, humanitärer Pflicht, Religiosität oder Schuld speist und nicht nach dem Nutzen für Großbritannien oder
die internationale Gemeinschaft fragt. Entsprechende Aussagen gehören daher in die Rubrik Altruismus.

230 Porteous, a.a.O., S. 289, auch Gieg / Müller-Brandeck-Bouquet S. 288.
231 Cook, Robin: The influence of ideas of 1989 on foreign policy, a.a.O.
232 Short, Rede vor der General Synod on the World-Wide Alliance for the elimination of poverty, Church House, London,

18.11.1998.
233 Benn, Africa, 2005 & the G8 Summit at Gleneagles on 7th July, Rede anlässlich des Africa Day, Royal National Hotel,

Russell Square, London, 25.05.2005.
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Short: „They [the poor] pay the biggest price in unpayable debt, bribes they cannot afford and corrupt
public services. Most of all they pay the price in lost development that could have lifted them and their

children out of the grinding poverty that one in four of our fellow human beings have to endure.“
234

Dabei signalisiert die Wendung „fellow human being“ emotionale Nähe und Solidarität mit

den Notleidenden. Auch die Darstellung von Einzelschicksalen – wie Benns Beispiel eines

84-jährigen Kenianers, der dank abgeschaffter Grundschulgebühren nun endlich Lesen und

Schreiben lernt235 – erhöht die emotionale Nähe zu Betroffenen. Gleiches will Benn erreichen,

wenn er betont, dass die vermeidlich fernen Regionen gar nicht so fern sind:

„It is morally unacceptable that this great continent of 54 countries, only a few miles from Europe

should drift away from us […].“
236

Als Motiv für EWH wird jedoch auch eine gewisse Mitschuld am Elend Afrikas genannt –

und in diesem Zusammenhang etwa der Sklavenhandel als „one of the most shameful enter-

prise in history“237 bezeichnet – oder wenigstens die Verantwortung, die sich aus dem eige-

nen, im Vergleich immensen, Reichtum und den Einflussmöglichkeiten Großbritanniens

ergibt:

„We in the developed world must also recognize the responsibility we bear for Africa’s problems.“
238

„But what makes me angry and frustrated is that we who have so much wealth, and who have the
opportunity and so often take it for granted, if we were prepared to make a real commitment to Africa,
we could change the circumstances in which people live so that everyone here got that hope for a better

and different future.“
239

Häufig wird die Pflicht zum Engagement für andere auch aus einem universalistischen Ver-

ständnis abgeleitet. Dinge, die wir für uns selbst beanspruchen, sollten auch andere erstreben

dürfen.240 Meist gehen altruistisch motivierte Argumente jedoch Hand in Hand mit Argu-

menten des aufgeklärten Selbstinteresses. Ein typisches Beispiel hierfür ist das folgende Zitat

von Cook:

„That confers on us a moral obligation to help fight poverty abroad. And we also have a hard-nosed

self-interest in seeing Africa wealthy and prosperous.“
241

Die große Ausnahme bildet hierbei nur Benn, dessen Reden zu 67% einem altruistischen

Begründungsmuster folgen, weitere 22% enthalten altruistische Argumente. Shorts Reden

234 Short, Clare: Combating Corruption, Promoting Development, Rede vor der Royal Institute of International Affairs
conference on Corruption as a Threat to World Trade and Investment, London, 19.03.1999.

235 Benn, Africa, 2005 & the G8 Summit at Gleneagles on 7th July, Rede anlässlich des Africa Day, Royal National Hotel,
Russell Square, London, 25.05.2005.

236 Benn, Closing Statement at the European Parliament Plenary debate on Africa, Globalisation and Poverty, Rede vor dem
Europäischen Parlament Strasbourg, 06.07.2005.

237 Blair, Tony: Bicentenary Speech, Rede für Elmina Castle, Ghana, 25.03.2007.
238 Cook: Preventing conflict in sub-Saharan Africa, Rede vor der Conference on Conflict Prevention in sub-Saharan Africa,

London, 26.03.2001.
239 Blair, Tony: Rede vor der Afrikanischen Union, Addis Ababa, 07.10.2004.
240 Cook, The influence of ideas of 1989 on foreign policy, a.a.O. Ebenda: Human rights into a new century, Locarno Suite,

FCO, London, 17.07.1997.
241 Cook: Prosperity, conflict prevention and democracy in Africa, Rede anlässlich des UN Security Council Ministerial on

Africa, United Nations, New York, 24.09.1998.
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zeigen zu einem Viertel ein altruistisches Begründungsmuster, altruistische Argumente ent-

halten alle anderen jedoch auch. Von Becketts und Straws analysierten Reden konnte keine

einem rein altruistischen Begründungsmuster zugeordnet werden, jedoch enthielten bei

Beckett 22% und bei Straw 38% der Reden altruistische Argumente und konnten somit dem

Begründungsmuster ‚aufgeklärtes Selbstinteresse mit Tendenz zur eigeninteressenfreien

Hilfeleistung’ zugeordnet werden. Cook folgte in 13% seiner Reden einem altruistischen

Begründungsmuster, verwendete insgesamt aber in der Hälfte seiner Reden altruistische

Argumente. Blair ging damit ähnlich sparsam um wie Beckett: nur 26% der Reden ließen sich

dem Begründungsmuster ‚aufgeklärtes Selbstinteresse mit Tendenz zur eigeninteressenfreien

Hilfeleistung’ zuordnen, dafür waren immerhin vier Prozent rein altruistisch.

3.4. Zusammenfassung und Zwischenfazit

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass der große Teil der vorgebrachten Argumente im

Sinne der Definition dieser Arbeit moralisch ist, d.h. die Interessen aller – der eigenen Nation,

der internationalen Gemeinschaft und anderer Menschen – berücksichtigt. Begründet wird

dies jedoch stärker mit Eigeninteresse, als mit humanistischen Werten und Verantwortungs-

gefühl. Ein kriegerischer Konflikt in Afrika erscheint so in erster Linie als eine Bedrohung der

internationalen Sicherheit, erst in zweiter Linie als eine schreckliche, menschliche Tragödie.

Die DFID-Minister argumentieren jedoch deutlich altruistischer. Bei Benn überwiegt sogar

das altruistische Begründungsmuster.

Die am häufigsten verwendeten Argumente entsprachen dem aufgeklärten Selbstinteresse. Sie

fanden sich in mehr als drei Viertel aller Reden. An zweiter Stelle folgten altruistische

Argumente, die in mehr als der Hälfte der Rede verwendet wurden. Nur etwas mehr als zehn

Prozent der Reden zeigten egoistische Argumente (vgl. Tabelle 5).

Tabelle 5: Zusammenfassung Ergebnisse Inhaltsanalyse

Anzahl der Reden, in denen der jeweilige
Argumentationstyp verwendet wurde, in
Prozent

Anzahl der Reden, die dem jeweiligem
Begründungsmuster zuzuordnen sind, in Prozent

Egoismus 10,28% Egoismus 0,93%

Aufgeklärtes
Selbstinteresse

78,50% ASI mit Tendenz zu Prestigedenken oder
zur primär eigenen Vorteilssicherung

9,35%

Altruismus 51,40% Aufgeklärtes Selbstinteresse 34,58%

keiner der drei Argumen-
tationstypen verwendet

3,74% ASI mit Tendenz zur eigeninter-
essenfreien Hilfeleistung

34,58%

Altruismus 16,82%

keines der Begründungsmuster verwendet 3,74%
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Auffällig ist die Rhetorik Cooks, die zwar am stärksten das nationale Interesse betont,

andererseits aber auch am engagiertesten für die Menschenrechte eintritt. Insgesamt ist das

altruistische Argument in den Reden der Außenminister und Blairs stets schwächer ausge-

prägt und wird nicht so stark wiederholt und vertieft wie das Argument des aufgeklärten

Selbstinteresses. Im Gegensatz dazu mahnen die Entwicklungsminister eine Außen- und EWP

an, bei der das Eintreten für eine bessere Welt unabhängig von Eigeninteressen im Vorder-

grund stehen soll.242 Hier deuten sich verschiedene Selbstverständnisse von FCO und DFID

an. Die Auffassung über den Bezugspunkt verantwortlichen Handelns ist bei den Ministern

des FCO und des DFID offenbar unterschiedlich ausgeprägt. Während erstere sich in erster

Linie den Interessen Großbritanniens in einer sicheren Welt verantwortlich fühlen, sehen

DFID-Minister sich stärker gegenüber den Menschen in den Entwicklungsländern ver-

pflichtet.

Ehrke verweist aber darauf, dass die internationale Gemeinschaft besonders bei Blair einen

Wert an sich habe. Er erkennt beim Premier eine „Reinterpretation der internationalen Ge-

meinschaft, die nicht mehr als Summe souveräner Staaten zu verstehen ist, sondern als glo-

bale Wertegemeinschaft“.243 Ein Verstoß gegen ihre Werte wird damit zum Angriff auf die

internationale Gemeinschaft als solche. Porteous attestierte Blair hier ein beinahe missiona-

risches Ziel, Großbritannien und die Welt zu verändern.244

In Bezug auf die EWP bemühen sich die Redner das öffentliche Bild über ihre Funktion und

Qualität zu revidieren. Sie beteuern der Abkehr von einer früheren EWP, die z.B. zur Förde-

rung von Waffenverkäufen genutzt worden sei.245 Die Minister machen deutlich, dass EWP

deshalb aber noch lange keine Charity-Veranstaltung sei, sondern inhärenter Teil der Außen-

politik.246 Das Gesamtergebnis der Analysen der Reden spiegelt damit nach Ansicht von

Burnell das White Paper des DFID wider, das „a combination of morality and self-interest,

the second stemming from global interdependence“ zeigt.247

Eine gute, wirksame EWP enthält nach Darstellung der Minister schließlich folgende Kompo-

nenten: Sie müsse dafür sorgen, dass Entwicklungsländer Marktzugangschancen erhalten und

ihre Produkte ohne Handelsnachteile (z.B. EU-Agrarsubventionen oder Zollbarrieren) verkau-

242 Benn: „All too often, narrow national interest is put before global interest. And millions suffer as a consequence“, in:
Benn, Where does Development fit in Foreign Policy? Rede in New York, 16.04.2007.

243 Ehrke, Michael: „Globalisation With a Human Face“: Angelsächsiche Dokumente zum Dritten Weg, FES-Analyse, o.J.
244 Porteous, a.a.O., S. 286.
245 Short, Rede vor der Labour Party conference, a.a.O.
246 Benn, Where does Development fit in Foreign Policy?, a.a.O. Ebenda: Ending Extreme Poverty: the Challenge for our

Generation, a.a.O.
247 Burnell, Britain's new government, a.a.O., S. 795.
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fen könnten.248 Dabei bedeutet die Durchsetzung von Good Governance mit Hilfe von EWP

weniger Korruption und damit mehr Stabilität und Investitionen. Es schaffe ein Klima, in dem

Menschen ihre Rechte wahrnehmen und sich persönlich und ökonomisch entfalten könnten.249

Wirtschaftliche Entwicklung und Investitionen müssten jedoch nachhaltig sein und dürften

nicht die arme Bevölkerung benachteiligen.250

Schuldenerlass gebe Ländern finanziellen Handlungsspielraum zurück. Dies mache jedoch

nur Sinn, wo davon ausgegangen werden kann, dass frei gewordene finanzielle Ressourcen

der Bevölkerung und nicht nur den Eliten zugute kommen.251 Zur Umgehung korrupter, büro-

kratischer Apparate und Erhöhung der Transparenz und Effizienz der Hilfe, könne diese daher

auch direkt an lokale Institutionen und NGOs ausgezahlt werden.252 Gute EWP berücksichtige

ferner die Menschenrechte. Regierungen, die sie missachteten, würden sanktioniert. EWP för-

dere in diesem Zusammenhang die Pressefreiheit und die politische Bildung.253 Priorität der

Entwicklungszusammenarbeit müsse aber auf der Sicherung einer medizinischen Grundver-

sorgung, besonders im Kampf gegen HIV/AIDS und Malaria, sowie einer Grundschulbildung

für alle Kinder liegen.254 Die Erhöhung der ODA bis zum UN-Ziel von 0,7% des GNI solle

dazu bis 2013 erreicht sein.255

Sind nun die dargestellten Strategien und Motive im Sinne der Englischen Schule ethisch?

Die Antwort ist; ja, sie sind es sehr eindeutig. Blair und seine Außenminister stellen die Staa-

tenwelt als eine internationale Gemeinschaft dar, „based on a particular set of beliefs, a parti-

cular vision and a particular set of values“.256 Als Wertebasis werden dabei Multilateralismus,

regulierte Konfliktaustragung, Menschenrechte und Verteilungsgerechtigkeit gesehen. Damit

argumentieren sämtlich Redner – d’accord mit der Essenz der Englischen Schule – für die

Stärkung der internationalen Gemeinschaft und ihrer Institutionen. Dunne / Wheeler stellen

fest: „This doctrine advocated by the British prime minister echoes a foundational claim of

the English school, whose members have long maintained that states share interests and

248 Blair, Rede anlässlich des Lord Mayor’s Banquet, 14.1.2005. Benn, Hilary: How Can We Get Trade Justice?, Rede in der
London School of Economics, 29.06.2005.

249 Beckett, Margaret: Rede anlässlich der Vorstellung des Annual Reports on Human Rights 2006, London, 12.10.2006.
250 Cook, Robin: Human rights: making the difference, Rede anlässlich des AI Human Rights Festival, London, 16.10.1998.

Beckett, Rede anlässlich der Vorstellung des GOF Annual Report, London, 14.11.2006.
251 Short, Clare: Debt Relief for Poverty Reduction, Rede im Commonwealth Secretariat, London, 22.04.1999.
252 Benn, Ending Extreme Poverty: the Challenge for our Generation, a.a.O.
253 Cook, Human rights: making the difference, a.a.O.
254 Blair, Tony: A year after Gleneagles, Rede am King’s College, London, 26.06.2006.
255 Benn, Ending Extreme Poverty: the Challenge for our Generation, Rede im Centre for Strategic and International Studies,

Washington, USA 28.06.006.
256 Beckett, Margaret: Rede anlässlich der Vorstellung des Foreign Policy pamphlet, London, 14.09.2006.
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values“.257 Sie bescheinigen darüber hinaus „a significant departure from the foreign policy

pursued by the previous government concerns the language used by Robin Cook and Tony

Blair in key foreign policy speeches.“258

Teilweise ist jedoch die geistige Nähe zwischen den Rednern und Dunne / Wheeler aber so

groß, dass es schwer fällt, zwischen beiden zu vergleichen. So greifen sie Blairs „checklist of

five ‚new rules’ that should govern the resort to – and conduct of – so called humanitarian

wars“259 auf und buchstabieren die Intervention im Kosovo anhand dieser Kriterien durch. Die

Art und Weise, wie dies geschieht, lässt den Eindruck entstehen, Dunne / Wheeler hätten

diese Prinzipien in ihr Theoriekonzept übernommen. Über die „striking parallels with these

arguments and an English school approach to international relations“260 sollten sich die Auto-

ren in diesem Fall nicht wundern. Auf diese Weise ist eine Übereinstimmung der skizzierten

Außenpolitik mit Prämissen der Englischen Schule zum Teil ein wenig überraschendes

Untersuchungsergebnis.

Darüber hinaus ist das Ergebnis generell bemerkenswert. Denn wie sich gezeigt hat, konnte

letztlich der weit größte Teil der Reden einem moralischen Begründungsmuster zugeordnet

werden. Ein Grund, das gewählte Kategorienraster kurz kritisch zu hinterfragen. Festzuhalten

ist, dass das durch Jackson / Sörensen definierte Moralverständnis der Englischen Schule, in

ihrem – berechtigten – Anliegen, nicht zu pauschalisieren, für Nuancen offen zu sein und den

realpolischen Zwängen Rechnung tragen zu wollen, überaus breit ist. Der Einwand scheint

berechtigt, dass eine Definition, die so weit gefasst ist, den Zweck einer Definition, Klarheit

zu schaffen und abzugrenzen, nur noch eingeschränkt erfüllen kann. Sie erwies sich aber als

tauglich zur Erfassung eines neuen Verständnisses von Moral und Interesse in der Außen-

politik im so genannten Zeitalter der Globalisierung. Die detaillierte Fallanalyse fordert sie

zur Beurteilung des moralischen Gehalts unbedingt ein. Sie gibt dem Forschenden hierzu

zwar grobe Leitlinien, bewusst jedoch keine klaren Raster an die Hand. Wohl wissend, dass

der Teufel im Detail steckt.

Dort ist er auch in der britischen EWP zu vermuten. Daher kann das Ergebnis der Quellenana-

lyse am besten als selbst auferlegte Messlatte der britischen Regierung gesehen werden. An

deren guten Willen sollte nicht generell gezweifelt werden. Das Ergebnis sollte als Ausdruck

eines spezifischen Verständnisses von Moral, nationalem Interesse und Verantwortung auf-

257 Dunne / Wheeler, The Blair doctrine, a.a.O., S. 61.
258 Wheeler / Dunne, Good International Citizenship, a.a.O., S. 850.
259 Dunne / Wheeler, The Blair doctrine, a.a.O., S. 67.
260 Ebenda, S. 63.
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gefasst und nicht pauschal unter dem Verdacht diskreditiert werden, dass ‚in ihren Sonntags-

reden doch alle westlichen Politiker zur großen internationalen Völkerfamilie gehören und

etwas für die Armen tun wollen’. Denn zur gleichen Zeit vertraten führende westliche Politi-

ker anderswo auch Standpunkte, die in dieser Analyse zu einem ganz anderen Ergebnis ge-

führt hätten. So stellte Condolezza Rice 2000 für die USA klar, die künftige Außenpolitik

werde „proceed from the firm ground of the national interest, not from the interests of an

illusory international community“.261

Auch ein kurzer Blick auf vorherige britische Regierungen lässt Unterschiede hervortreten: So

untersuchte Breuning britische Parlamentsdebatten von 1975 bis 1991 und stellte fest, dass

nach dem Amtsantritt Thatchers Forderungen nach einer langfristigen, bedürfnisorientierten

EWH leiser wurden. Mit der Wiederwahl Thatchers 1983 wurden dann endgültig Argumen-

tationsmuster dominant, die EWP als Instrument zur Einflusssicherung und Bindung freund-

lich gesinnter Regierung sehen. Dies setzte sich auch unter John Major fort.262 Im Vergleich

hierzu ist der Anspruch der britischen Außen- und EWP unter New Labour klar als ethisch zu

bewerten. Doch müssen die Fallstudien zeigen, ob dem vom Gipfel strahlenden Leitbild in

den Niederungen der Praxis entsprochen werden konnte.

261 Rice, Condolezza: Promoting the National Interest, in: Foreign Affairs, Vol. 79, No. 1, Jan / Feb 2000, S. 45-62, S. 62.
262 Vgl. Breuning, a.a.O., S. S44.
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4. Britische Entwicklungspolitik in der Praxis: Ein Überblick und

Fallstudien

Nun soll das entwicklungspolitische Verständnis der Akteure, unter Zuhilfenahme des ent-

wickelten Kategorienschemas, mit der tatsächlichen entwicklungspolitischen Praxis vergli-

chen werden. Dazu gibt die Arbeit zunächst einen breiten Überblick über die Afrikapolitik der

Blair-Regierung von 1997 bis 2007. Danach wird in drei Fallstudien die britische EWP

gegenüber Nigeria, Malawi und Kenia detaillierter untersucht. Dazu gehören, neben einem

Kurzportrait des Landes, die Darstellung der Entwicklungszusammenarbeit, ihrer Probleme

sowie Ansprüche und Erwartungen des DFIDs. Zuvor erfolgt jedoch eine kurze Einführung in

die britische Afrikapolitik bis 1997.

4.1. Britische Afrikapolitik von 1945 bis 1997

Für Premier Churchill waren Überlegungen, die unter Direct Rule stehenden Kolonien bald in

die Unabhängigkeit zu entlassen, 1945 noch völlig ausgeschlossen. Sein Nachfolger Attlee

plante bereits, die Gebiete in einer auf mehrere Jahrzehnte orientierten Übergangsphase zur

Selbstregierung zu führen. Beginnend mit der Unabhängigkeit Ghanas 1957 löste sich das

Empire jedoch unerwartet schnell auf. 1960 erkannte Premier Macmillan, dass „[t]he wind of

change is blowing through this continent“263 und akzeptierte das Unabhängigkeitsstreben der

afrikanischen Staaten.264 Daraufhin zog sich Großbritannien rasch aus Afrika zurück, versuch-

te jedoch über das Commonwealth einen gewissen Einfluss zu wahren. Entsprechend begann

die bilaterale Entwicklungszusammenarbeit mit der Loslösung der ersten Kolonien, die ODA

war dabei immer auch Mittel der Beziehungspflege.265 Seit 1964 besteht die Overseas Devel-

opment Administration als Koordinierungsbehörde der Entwicklungszusammenarbeit.266 Un-

ter den Labour-Regierungen von 1974 bis 1979 gab es bereits ein eigenständiges Ministry of

Overseas Development, jedoch ohne Minister im Kabinettsrang.

Zumindest psychologisch konnte der Verlust der Kolonien durch eine reibungslose Einglie-

derung der Staaten in die ‚britische Völkerfamilie’ abgefedert werden. „Insofern“, bilanzieren

Gieg / Müller-Brandeck-Bocquet, „ist die britische Afrikapolitik der ersten nachkolonialen

Jahrzehnte weitgehend deckungsgleich mit der britischen Commonwealthpolitik“.267 Deren

263 Macmillan, Harold: Rede vor dem Parlament Südafrikas, 03.02.1960. Zuvor war es 1959 zu schweren Unruhen in den
Kolonien gekommen.

264 Gieg / Müller-Brandeck-Bocquet, a.a.O., S. 254f.
265 Nuscheler, a.a.O., S 496.
266 Bendix, a.a.O., S. 109.
267 Gieg / Müller-Brandeck-Bocquet, a.a.O., S. 255.
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zwanglose Organisation erfreute zwar die afrikanischen Staatsoberhäupter, verhinderte jedoch

auch, dass Großbritannien in ähnlichem Maße wie Frankreich Zugriff auf die ehemaligen Ko-

lonien wahren konnte. Deshalb, und auch weil immer mehr Staaten in Despotismus abglitten,

machte sich ab Mitte der 1960er Jahre ein Gefühl der Enttäuschung und Entfremdung breit.

Zwar diente das Commonwealth noch dazu, die Staaten in der westlichen Einflusssphäre zu

halten, wurde jedoch deutlich marginalisiert. Zudem zwang Großbritanniens wirtschaftlicher

Abstieg zu einer Eingrenzung überseeischer Projekte.268

Daran wollte auch Margaret Thatcher ab 1979 nichts ändern. Im Gegenteil: Wenngleich sich

der Anteil für Afrika deutlich erhöhte (vgl. Graphik 10), strich sie die EWH so zusammen,

dass das ODA-Budget bis 1989 real um 25% fiel.269 Gleichzeitig beobachtete Killick „a real

shift of emphasis, a greater willingness to use aid to protect commercial and investment inter-

ests and to promote such foreign policy objectives as maintaining the UK's leadership role in

the Commonwealth and its permanent set on the UN Security Council.“270 Thatcher konnte in

der Afrikapolitik zwar zunächst durch Lösung der belastenden Rhodesienfrage einen Sieg

erringen, geriet jedoch in Bezug auf Südafrika mehr und mehr in die Kritik. Ihre Entschei-

dung, wirtschaftlichen Sanktionen gegen das Apartheidsregime nicht zuzustimmen, schien

klar ökonomisch motiviert – schließlich war und ist Südafrika Großbritanniens wichtigster

Wirtschaftspartner in Afrika.271

1987 lehnte Entwicklungsminister Patten eine Konditionierung von Hilfe mit dem Ziel der

Demokratieförderung noch ab. Doch in den letzten Tagen von Thatchers Amtszeit 1990 leite-

te Außenminister Hurd den ersten Schritt zu einer Neuausrichtung ein. Da die Regierung

Konditionierung jedoch „eher selektiv“ anwendete (und dabei überwiegend negativ, anstatt

als Honorierung entsprechender Bemühungen) entstand der Eindruck, dass es sich bei der

neuen Politik um einen Vorwand für Etatkürzungen handelte, zumal die EWH für Afrika tat-

sächlich stagnierten und ihr Anteil an der ODA zurückging. So folgten auch auf die

Hinrichtung Ken Saro-Wiwas 1995 durch das Abacha-Regime „wegen widerstreitender Ölin-

teressen keine Sanktionen“.272 Zu diesem Thema stellte Porteous fest:

„British commercial interests, including arm sales, had been promoted in Africa with little regard for
human rights and governance. If many African states were corrupt this was in part because western
business, including British business allowed them and in some cases encouraged them to be corrupt.
Billions of dollars (including loans from western donors) were looted from state coffers by national
leaders such as Nigeria's Abacha and Zaire's Mobutu under the noses of western diplomats and

268 Gieg / Müller-Brandeck-Bouquet, S. 256-258.
269 Riddell, a.a.O., S. 61.
270 Killick, Tony: Policy Autonomy and the History of British Aid to Africa, in: Development Policy Review, Vol. 23, No. 6,

S. 665-681, S. 674.
271 Gieg / Müller-Brandeck-Bocquet, a.a.O., S. 260. Südafrikas Anteil an Importen aus dem Kontinent stieg gerade während

der Amtszeit Thatchers von unter 30 auf fast 50 %.
272 Ebenda, S. 261.
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transferred into western bank account, some of them held in the city of London, where bank officials

failed to as the most basic questions about were the money came from.“
273

Auch angesichts des Genozids in Ruanda ließ sich Großbritannien zu keiner signifikanten

Reaktion hinreißen. Das Interesse an Subsahara-Afrika nahm unter Premier Major deutlich ab,

nicht zuletzt weil es auch wirtschaftlich weiter in die Bedeutungslosigkeit glitt. So fragte

Styan schließlich 1996: „Does Britain have an African Policy?“.274 Auch finanziell fand das

Desinteresse an Afrika bis Ende der 1990er seinen Niederschlag. Der Anteil der ODA am

GNI sank während der Regierungszeit der Konservativen von 0,52% im Jahr 1979 auf 0,26%

im Jahr 1997. Die Höhe der Summen stagnierte, womit sich die Hilfe in den 1990ern real

verringert hat (vgl. Graphik 10).

4.2. Operationalisierung

Zur Untersuchung der EWP in Subsahara-Afrika unter New Labour werden nun im ersten

Schritt die drei in der Inhaltsanalyse verwendeten ethischen Kategorien für die praktische

Überprüfung operationalisiert. Es gilt, Merkmale von EWP festzulegen, die nach der Logik

dieser Kategorien jeweils zu erwarten wären. Mit Hilfe der folgenden Studien soll dann

festgestellt werden, welche Merkmale erfüllt wurden und ob die praktische EWP gegenüber

Afrika ethisch war. Welches sind zunächst also die Merkmale bzw. Indikatoren für eine ego-

istische, eine altruistische oder eine EWP im aufgeklärten Selbstinteresse?

4.2.1. Indikatoren für eine egoistische Entwicklungspolitik

Eine egoistisch motivierte EWP ist nicht auf tatsächliche Entwicklungserfolge ausgerichtet,

sondern eher auf die Pflege vorteilhafter Beziehungen, die sich anderweitig nutzen lassen,

oder auf die (Be-)Schaffung von Absatzmärkten und Aufträgen für die Firmen des Geber-

landes. EWP hat keinen hohen Stellenwert auf der politischen Agenda. EWH wird vor allem

an Länder verteilt, die für den Geber wirtschaftlich oder politisch interessant erscheinen. Ein

Indikator wäre hier ein hoher Anteil von ODA für Lower oder Upper Middle Income Coun-

tries (LMIC, UMIC). Denn die Distribution von Hilfe an diese Gruppen zeigt, dass „aid

decisions are more likely motivated by considerations such as the desire to cultivate commer-

cial ties with lucrative emerging markets economies“.275 EWH ist ein Instrument „zur Export-

förderung und mittels Lieferbindung zur Subventionierung wettbewerbsschwacher Branchen,

273 Porteous, a.a.O., S. 284.
274 Styan, David, zitiert nach: Gieg / Müller-Brandeck-Bocquet, a.a.O., S. 261.
275 Lundsgaarde, Erik: The Domestic Politics of Foreign Aid: Societal Interests, Institutions, and Bureaucratic Politics,

Konferenzpapier für das Annual Meeting of the International Studies Association, Chicago, 28.02.-03.03.2007, S. 5.
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[...] zur Sicherung der Rohstoffversorgung [...] [oder] als ‚pre-investment’ zur Erschließung

von profitablen Investitionsstandorten“.276

Da Armutsbekämpfung nach dieser Vorstellung nicht das primäre Ziel von EWP ist, wird

Hilfe stattdessen stärker für Projekte eingesetzt, die den Wirtschaftsinteressen des Gebers ent-

sprechen. Beispiele hier wären der Verkauf überteuerter oder entwicklungspolitisch fragwür-

diger Produkte, Techniken, Beratung und Investition in Infrastruktur. Bindung von Hilfe ver-

hindert, dass Nehmer sich ihre Partner frei wählen können, sondern gezwungen sind, zu even-

tuell schlechteren Konditionen beim Geber zu kaufen. Auch eine prestigeorientierte „we build

that road“-Mentalität und der Bau nutzloser Großprojekte fallen in diese Kategorie. Auf der

anderen Seite zeichnet sich eigennützige EWH daher durch geringe Investitionen im Ge-

sundheits- und Bildungsbereich sowie im ländlichen Bereich aus. Auch besteht wenig Inte-

resse an politischen Reformen und der Stärkung der Zivilgesellschaft. Die sektorale Präferenz

liegt stattdessen auf dem Wirtschaftssektor, besonders der Industrie, Rohstoffförderung und

Infrastruktur. Es wird auch hingenommen, dass EWH in dunklen Kanälen versickert.

Auf der allgemeinen außenpolitischen Ebene ist egoistische Politik geprägt durch eine ab-

schottende Handelspolitik, die es dem Nehmerstaat erschwert, seine Produkte in- und außer-

halb des Landes zu verkaufen. Schließlich liefert der Geber auch Waffen an solche Staaten,

bei denen die Gefahr besteht, dass sie durch die Regierung gegen die eigene Bevölkerung ein-

gesetzt werden.277

4.2.2.Indikatoren für eine Entwicklungspolitik im aufgeklärten Selbstinteresse

Eine EWP in diesem Sinne sollte in Hinblick auf Entwicklungserfolge möglichst effektiv

dazu aufgestellt sein, Menschen aus ihrer Armut zu befreien und Länder ökonomisch so zu

entwickeln, dass sie langfristig nicht mehr auf Hilfe angewiesen sind. Gleichzeitig zielen

Eingriffe in die politischen und administrativen Strukturen ab auf „the creation of state-mar-

ket mechanisms in developing country contexts that have been characteristic for Western li-

beral-capitalist systems“ und die erfolgreiche Integration in die internationale Gesellschaft.

„[thereby] donor standards are likely to be derived from [...] their own particular – and cultu-

ral – perspective, even though they may be presented as having ‚universal’ value“.278

276 Nuscheler, a.a.O., S. 439.
277 Rodman, David: The 2005 Commitment to Development Index: Components and Results, CGD Brief, August 2005, S. 3,

6.
278 Doornbos, a.a.O., S. 96, 99.
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Das Budget für EWH ist hiernach hoch. Sie soll nicht nur die Symptome von Armut

bekämpfen, sondern vor allem ihre strukturellen Ursachen.279 Stärker als bei egoistischen Mo-

tiven müssten hier – neben dem sozialen Bereich – Investitionen im Bildungs- und Gesund-

heitssektor im Vordergrund stehen: „Healthy and well-educated individuals can be considered

an asset to an economy, and these types of investment can be justified on economic as well as

on humanitarian grounds. Increasing levels of educational attainment can improve the

material well-being of individuals by leading to increased wages, while better health can not

only lead to higher wages and productivity but can also keep individuals from falling into

poverty“.280 Ferner besteht ein Interesse, in konfliktanfällige oder Post-Konflikt-Staaten sowie

große Staaten, die sich für die Stabilität einer Region als entscheidend erwiesen haben, finan-

ziell stärker zu investieren. Die Wahrnehmung von Unterentwicklung als Bedrohung führt

dazu, „der Entwicklungspolitik als ‚präventive Sicherheitspolitik’ eine neue Rationalität jen-

seits ihrer humanitären Funktion zu geben“.281 Mit beiden Punkten verbunden ist die Alloka-

tion hoher Anteile der ODA in die Bereiche makroökonomisches und Finanzmanagement

sowie Good Governance, Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und Menschenrechte. Dies bedeutet

eine Abkehr von klassischer projektbezogener Entwicklungsarbeit zugunsten des Versuchs,

„[to] tackl[e] larger problems over which it has far less direct control“.282

Die Politik gegenüber Afrika über die EWP hinaus setzt außerdem auf die Beteiligung an und

Unterstützung von Peacekeeping-Operationen. In der Handelspolitik werden solche Investi-

tionen unterstützt, die entwicklungspolitisch nutzbringend sind, und solche sanktioniert, die

Arbeitnehmer ausbeuten und die Umwelt schädigen. Sie wendet sich auch gegen unfaire Han-

delsbarrieren und Korruption.283

4.2.3. Indikatoren für eine altruistische Entwicklungspolitik

Eine altruistisch motivierte EWP möchte in erster Linie der benachteiligten und notleidenden

Bevölkerung in den Entwicklungsländern bedingungslos helfen. Britische Interessen sollen

durch die Entwicklungszusammenarbeit hingegen nicht gezielt bedient werden. EWH zeich-

net sich vor allem durch einen hohen Anteil am GNI aus, „the most commonly used indicator

for the level of donor generosity“.284 Weiterhin müssten besonders hohe Pro-Kopf-

279 Barder, Owen: Reforming Development Assitance: Lessons from the UK Experience, Center for Global Development,
Working Paper Nr. 70, Oktober 2005, S. 21.

280 Lundsgaarde, a.a.O., S. 6.
281 Nuscheler, a.a.O., S. 438.
282 Mosley, Paul: Britain's aid policy. The evolving role of the Department for International Development, in: New Economy,

Vol. 7, Nr. 4, Dezember 2000 , S. 219-223, S. 223.
283 Rodman, The 2005 Commitment to Development Index, a.a.O., S. 4.
284 Lundsgaarde, a.a.O., S. 5.
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Allokationen an die Länder Afrikas feststellbar sein, die am unterentwickeltesten sind und

daher Hilfe am dringendsten brauchen. Ein anerkannter Indikator hierfür wäre der Anteil der

ODA für LDCs oder Länder mit besonders niedrigem Human Development Index (HDI). Eine

gleichzeitig geringe ökonomische Leistung oder sicherheitspolitische Bedeutung des Staates

ist ein weiteres Indiz dafür, dass Hilfe weniger motiviert ist durch Eigeninteresse oder den

Versuch einer Region durch Zugriff auf einen wichtigen Kernstaat zu stabilisieren.

In Bezug auf politische Konditionierung tritt EWP für die Einhaltung der Menschenrechte ein.

Hilfe soll die Bedürftigen tatsächlich erreichen und nicht durch Korruption verschwendet wer-

den. Abgelehnt werden aber Strukturanpassungsmaßnahmen wie z.B. Privatisierung oder Ab-

bau von Subventionierungen für Güter des täglichen Bedarfs, die möglicherweise dazu

führen, dass ärmere Menschen in Zukunft noch schwerer Zugang zu Gütern des täglichen Be-

darfs, Bildung und Gesundheit haben. EWH ist eher darauf angelegt, die aus Armut ent-

stehenden Bedürfnisse zu befriedigen, weniger ihre Ursachen selbst zu bekämpfen.285

In Bezug auf die sektorale Allokation sind Programme zu erwarten, die besonders den ver-

wundbarsten Teil der Bevölkerung ansprechen. Dazu gehört vor allem die Fokussierung auf

die Sicherung einer Basisversorgung mit Lebensmitteln, Gesundheitsleistungen und hygieni-

schen Anlagen und ein hoher Anteil an Katastrophenhilfe. Daneben wäre ein weiterer

Schwerpunkt in der Entwicklung der ländlichen Räume zu erwarten, wo 80% der armen

Afrikaner leben.286 Zudem erhöht effektive landwirtschaftliche Produktion die Lebensmittel-

sicherheit. „The extent to which donors direct resources to social infrastructure and

agricultural development in recipient countries offers a measure of efforts to directly assist

impoverished populations“.287 Wirtschafts- oder sicherheitspolitische Fragen sind kaum

Gegenstand altruistisch motivierter EWP.

Wichtig bei der Bewertung der Ethik sind nicht zuletzt die Abwägung und der Vergleich ver-

schiedener Maßnahmen. Wenn bei der Vergabe von ODA sicherheitspolitische oder wirt-

schaftliche Faktoren eine Rolle spielen, so ist dies noch nicht prinzipiell unethisch. Dient

EWH, der Logik des aufgeklärten Selbstinteresses gemäß, dazu, die Sicherheit in der interna-

tionalen Gemeinschaft zu erhöhen, so ist es berechtigt, größere Flächenstaaten, die für die

Stabilität einer Region entscheidend, aber instabil sind, stärker zu fördern, als vergleichbar

arme Klein- oder Inselstaaten. Ein Blick auf weitere Faktoren ist entscheidend: Wofür wird

285 Barder, a.a.O., S. 21.
286 FAO: FAO support to „The New Partnership for Africa's Development“: Land and water resources issues and agricultural

development, Bericht für die 25. Regional Conference for Africa, Kairo, 04.-08.02.2002.
287 Lundsgaarde, a.a.O., S. 6.
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die Hilfe eingesetzt? Wie arm ist das Land, wie korrupt seine Elite? Wie sieht es mit dem

Schutz der Menschenrechte aus? Faktoren wie diese werden für die Beantwortung der Frage

‚ethisch oder nicht?’ in Betracht gezogen.

Tabelle 6: Kategorien ethischen Handelns – Operationalisierung Fallstudien

Egoismus Aufgeklärtes Selbstinteresse Altruismus

1.Höhe der
ODA

- niedrig, deutlich unter 0,7%
des GNI

- hoch, etwa 0,7% des GNI - hoch, 0,7% des GNI und
mehr

2. Allokation
nach
Einkommen

- größter Anteil der ODA an
LMICs und UMICs

- größter Anteil der ODA an
LICs und LDCs

- größter Anteil der ODA an
LICs und LDCs,
insbesondere letztere

3. Länder, die
pro Kopf am
meisten ODA
erhalten

- Staaten mit dem größten
bilateralen Handelsvolumen

- Instabile Staaten

- große Staaten, die für die
Region bedeutend sind

- Staaten mit niedrigem
Human Development Index
(HDI)

4. Sektorale
Verteilung

- Industrie

- Infrastruktur

- Rohstoffsektor

- urbane Zentren

- Governance-Sektor (Verwal-
tungsreform, Demokratisie-
rung, Zivilgesellschaft,
Menschenrechte)

- Makroökonomische Refor-
men, Finanzmanagement

- Bildung

- Gesundheitswesen

- Katastrophenhilfe

- ländliche Entwicklung

- Sicherung von Grundbe-
dürfnissen (Nahrung,
Hygiene, medizinische
Versorgung)

5. Konditio-
nierung

- keine Konditionierung von
Hilfe

- Konditionierung der Hilfe;
weitere Vergabe abhängig von
planmäßiger Verwendung,
Einhaltung der Menschen-
rechte und Reformfortschritten

- keine Konditionierung, die
dazu führt, dass Menschen
wegen der Sanktionierung
ihrer Regierung weniger
Hilfe erhalten

6. Verknüpfung
von EWP und
Sicherheits-
politik

- nicht mit dem Ziel der
Herstellung des öffentlichen
Guts Sicherheit

- ODA zur Sicherung von
politischen Allianzen

- ODA zur Förderung
sicherheitsrelevanter Projekte
im Bereich Konfliktprävention

- keine Verknüpfung von
ODA und Sicherheitspolitik

7. Verknüpfung
von EWP und
Handelspolitik

- starker Zusammenhang zwi-
schen Haupthandelspartnern
und Beziehern hoher ODA

- gebundene Hilfe

- kaum Interesse an Reformen,
solange Investitionen briti-
scher Firmen nicht behindert
werden

-Vernachlässigung der Inter-
essen der Bevölkerung und/
oder der internationalen
Gemeinschaft bei der Ent-
scheidung über Wirtschafts-
aufträge (z.B. Waffenliefe-
rungen an Regierungen, die
Menschenrechte verletzen;
Förderung nicht nachhaltiger
Industrien und Produkte)

- höchstens schwacher Zusam-
menhang zwischen Haupthan-
delspartnern und Beziehern
hoher ODA

- keine gebundene Hilfe

- Unterstützung marktwirt-
schaftlicher und liberaler Re-
formen, die auch ein gutes
Investitionsklima für auslän-
dische Firmen schaffen

- Berücksichtigung der Inter-
essen der Bevölkerung und der
internationalen Gemeinschaft,
wenn keine vitalen Eigenin-
teressen dagegen sprechen

- kein Zusammenhang zwi-
schen Haupthandelspartnern
und Beziehern hoher ODA

- keine gebundene Hilfe

- keine Unterstützung von
Reformen, die negative
Folgen für die benachteiligte
Bevölkerung haben

- Berücksichtigung der
Interessen der Bevölkerung
und der internationalen
Gemeinschaft
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4.2.4. Methoden und Daten

Die hier dargelegte Operationalisierung enthält, wie aus Tabelle 6 ersichtlich, eine Vielzahl

von Indikatoren. Die Autorin hat sich dazu entschieden, um, erstens, eine möglichst große

Erklärungskraft zu erzielen und, zweitens, um dem Forschungsverständnis der Englischen

Schule gerecht zu werden, das die Berücksichtigung aller möglichen Faktoren verlangt. Es

wird nicht möglich sein, im Rahmen dieser Arbeit sämtliche Indikatoren systematisch zu

untersuchen. Denn hauptsächlich soll es um die britische Entwicklungshilfe im engeren Sinne

gehen. Um aber für das Gesamtbild relevante Faktoren, wie allgemeine entwicklungspoli-

tische Paradigmen oder die Rüstungspolitik, nicht ganz ausblenden zu müssen, sollen sich

verschiedene Methoden, gemäß der Idee der Triangulation, ergänzen:288

- Qualitative und quantitative Methoden: Hier werden die strukturellen Merkmale der

Empfängerländer (z.B. Einwohnerzahl, Handelsvolumen mit Großbritannien) quanti-

tativ erfasst, um Auskunft darüber zu erhalten, was diejenigen Länder auszeichnet, die

am meisten Hilfe erhalten. Ferner wird die sektorale Allokation der geleisteten Hilfe

ermittelt. Auch die politische und gesellschaftliche Entwicklung in den Ländern der

Fallstudien (z.B. Korruption, Bürgerrechte) soll mit Hilfe von Indizes dargestellt

werden (vgl. Tabelle 7). Zur Illustration, dem besseren Verständnis und zur Einord-

nung dieser Ergebnisse in politische Zusammenhänge und Interessenkonstellationen

müssen diese quantitativen Methoden jedoch durch qualitative Analysen mit Hilfe von

Sekundärliteratur ergänzt werden.

- Querschnittsanalyse und Fallstudien: Die Fallstudien befassen sich mit der Allokation

der EWH in drei verschiedenen Ländern und versuchen sie vor dem Hintergrund der

Situation in dem Land zu analysieren. Zur Einordnung dieser Ergebnisse der ‚Mikro-

ebene’ soll jedoch auch die ‚Makroebene’ beleuchtet werden: Das heißt, die Arbeit

wirft auch einen Blick auf die Vergabepraxis und entwicklungspolitische Paradigmen

für ganz Afrika südlich der Sahara. Außerdem beschäftigt sie sich mit sicherheits- und

wirtschaftspolitischen Aspekten britischer Afrikapolitik

Tabelle 7: Übersicht über quantitativ erfasste Indikatoren

Indikator Afrika
gesamt

Fall-
studien

Handelsvolumen (Im- und Exporte nach und aus Großbritannien) im Zeitverlauf x x

Höhe der ODA im Zeitverlauf x x

288 Kelle, Udo / Erzberger, Christian: Qualitative und quantitative Methoden: kein Gegensatz, in: Flick, Uwe / Kardorff, Ernst
von / Steinke, Ines (Hrsg.): Qualitative Forschung. Ein Handbuch. Reinbek 2004, S. 299-808, S. 304.
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Allokation der ODA nach Einkommensgruppen (LDC, LIC, LMIC, UMIC) im
Zeitverlauf

x

Entwicklung des Freedom House Index (FHI) im Zeitverlauf x

Entwicklung des Corruption Perception Index (CPI) x

Sektorale Allokation der ODA bzw. der DFID-Mittel (nach Datenlage) x x

Zusammenhang von ODA pro Kopf 1997 – 2005 (Durchschnitt) und:
289

- Größe des Landes (in Einwohnern)

- Betroffenheit von Konflikten seit 1997 (nach Definition des International Peace
Research Institute (IPRI))

- Einstufung als fragiler Staat (laut DFID)

- Rang im HDI / Status als LDC

- Mitgliedschaft im Commonwealth

für alle Länder in
Subsahara-Afrika

Die Indizes wie HDI, FHI und CPI sind selbstverständlich nur Indikatoren für eine Entwick-

lung und nicht in der Lage, sämtliche Facetten darzustellen. Um eine größtmögliche Reich-

weite und Repräsentativität der Ergebnisse zu erzielen, muss aber neben qualitativen Metho-

den auf solche Indizes zurückgegriffen werden. Schließlich wurden für die Erstellung der

Indizes durch die entsprechenden Institutionen (UN Development Programme (UNDP), Free-

dom House oder Transparency International (TI)) eine Vielzahl von Faktoren systematisch

erfasst und verarbeitet, so dass diese sich als anerkannte Indikatoren zur Messung von Unter-

entwicklung, politischen und zivilen Rechten290 und Korruption etabliert haben. Als Indikator

für die Relevanz der Wirtschaftsbeziehungen wird das Volumen des Im- und Exports heran-

gezogen.291 Auch wenn diese Größe nur bedingt Aussagekraft besitzt – weil z.B. einige Märk-

te bei Ausfall schwerer zu ersetzen sind als andere, oder dies nichts über die Perspektive der

Handelsbeziehung aussagt – ist das finanzielle Volumen aber ein transparenter, leicht mess-

und vergleichbarer Indikator für das Ausmaß einer Handelsbeziehung.

Für die sektorale Allokation der gesamten bilateralen ODA standen systematische Daten der

OECD zur Verfügung.292 Für Allokationen in Subsahara-Afrika musste auf Daten des DFIDs

zurückgegriffen werden, die aber nur unsystematisch zur Verfügung standen.293 Die Statisti-

289 Die Indikatoren werden im Anhang erläutert, sowie die Ergebnisse tabellarisch dargestellt.
290 Der Freedom House-Index misst und unterscheidet politische und zivile Rechte. Die Unterscheidung orientiert sich

anhand folgender Maßstäbe: „The ratings process is based on a checklist of 10 political rights questions and 15 civil
liberties questions. The political rights questions are grouped into the three sub-categories: Electoral Process (3
questions), Political Pluralism and Participation (4), and Functioning of Government (3). The civil liberties questions
are grouped into four sub-categories: Freedom of Expression and Belief (4 questions), Associational and Organizational
Rights (3), Rule of Law (4), and Personal Autonomy and Individual Rights (4).“ Freedom House, Analyses, Freedom in
the World, Methodology.

291 Berthélemy, a.a.O., S. 10f.
292 Hier wurde auf die Datenbank OECD Statistics beta 1.0 zurückgegriffen, http://stats.oecd.org/wbos/default.aspx.
293 Hier stellt sich das Problem, dass das DFID seine Statistiken Jahr für Jahr in einer anderen Darreichungsform präsentiert.

Einen systematischen Zugang zu den Daten verschiedener Jahre, wie bei der OECD, gibt es nicht. Die jährlichen
Reports, Statistics on International Development, stehen für viele Jahre nur bruchstückhaft zur Verfügung, zudem
ändern sich die Bezeichnungen der Kategorien und ihre Gruppierung regelmäßig, so dass ein systematischer Vergleich
nur schwer und unzureichend möglich ist.
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ken des DFID, die die sektorale Allokation auch nach Kontinenten aufschlüsseln, geben nur

Auskunft über den Teil der ODA, dessen Distribution vom DFID vorgenommen wird. Laut

OECD ist das DFID für 84% der ODA verantwortlich, zumindest wurde dies für 2004 berech-

net.294 Laut DFID hatten die Programme 2003/04 ein Volumen von fast £2 Milliarden

(Mrd.).295 Die restliche ODA schließt Nicht-DFID-Schuldenerlass, Mittel anderer Depart-

ments, des British Councils, des Global Conflict Pools und der Capital for Development

Group (sie vergibt Kredite an private Firmen in Entwicklungsländern) ein.296 Der Anteil dürf-

te jedoch nicht immer so hoch sein, da z.B. in einigen Jahren ein erheblicher Teil der für Ent-

schuldung verbuchten ODA (so 2005 an Nigeria) nicht vom DFID verantwortet wurde.297

Vom DFID wurde auf wiederholte Anfragen nicht im erhofften Maße Datenmaterial zur Ver-

fügung gestellt (eine Übersicht über sämtliche getätigten Anfragen und Reaktionen findet sich

im Anhang). Die Autorin verfügt daher nicht über eine Aufstellung sämtlicher Ausgaben in

den Ländern der Fallstudien von 1997 bis 2007. Außerdem fehlt jeweils das erste entwick-

lungspolitische Strategiepapier des DFID für Kenia und Malawi, so dass hier nur begrenzt

überprüft werden kann, inwieweit sich die Strategie und die Schwerpunktsetzung der Pro-

gramme über diese zehn Jahre geändert hat. Dazu kommt, dass Programmlaufzeiten nicht

immer mit Regierungszeiten identisch sind. So wurden einige Programme bereits zur Regie-

rungszeit Majors initiiert. Dass diese unter New Labour weitergeführt wurden, bedeutet

jedoch, dass die Regierung diese befürwortet und mitverantwortet hat. Daher sollen sie in die

Analyse miteinbezogen werden, auch wenn aus den vorhandenen Aufstellungen (siehe An-

hang) nicht hervorgeht, in welchem Jahr wie viele Programmmittel abgerufen wurden. In

jedem Fall sind jedoch ausreichend Daten vorhanden, um ein aussagekräftiges Bild über das

Profil der Entwicklungszusammenarbeit zu erhalten.

4.3. Britische Afrikapolitik 1997-2007 im Überblick

„Wie keine andere britische Regierung seit der Dekolonialisierung rückte New Labour Afrika

ins Zentrum der außenpolitischen Agenda“, bilanzieren Gieg / Müller-Brandeck-Bocquet.298

Hatte Afrika auch für das DFID von Anfang an Priorität, so zeigte die Regierung insgesamt

294 OECD: DAC Peer Review UK, in: OECD JoD, Vol. 7, Nr. 3, S. 28. Riddell, a.a.O., S. 62.
295 DFID: Statistics on International Development 2004. London 2005, Tabelle 9.
296 OECD: DAC Peer Review UK, a.a.O., S.28.
297 Eine detaillierte Analyse der Kanäle, bereitstellenden Institutionen (z.B. DFID, Treasury, Home Office) und Formen der

EWH (z.B. Loans, Technical Assistance, Program aid, Budget Support etc.) soll und kann auf Grund der Komplexität
der Sachlage im Rahmen dieser Arbeit nicht geleistet werden. Besonders in Bezug auf die Formen der ODA sind
entsprechende Kategorien in den Reports des DFID und der OECD in Bezug auf ihre Zusammensetzung kaum
nachzuvollziehen. Das Problem, genau nachvollziehen zu können, was sich hinter Kategorien wie „Commodity
Aid/General Program Assistance“ oder „Project and Sector Aid“ konkret verbirgt, macht auch eine schlüssige
Operationalisierung zum Zwecke dieser Arbeit schwierig.

298 Gieg / Müller-Brandeck-Bocquet, a.a.O., S. 263.
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zunächst einige entwicklungs- und afrikapolitische Anlaufschwierigkeiten. Denn „for most of

Labour’s first term (1997-2001), Africa and development were even further removed from

No. 10’s agenda than they were from the FCO’s“.299 Erst mit dem so genannten Jahr für

Afrika 2005 gelang es Blair schließlich, den Kontinent ins Zentrum globaler Politik zu rücken.

Dabei machte sich die neue Eigenständigkeit des DFID bemerkbar, die es dem Entwicklungs-

ressort ermöglichte, eigene Akzente zu setzen und unabhängiger zu agieren, ohne sich zu-

nächst im FCO durchsetzten zu müssen, wo Afrika in den letzten Dekaden keine große Rolle

gespielt hatte. Darüber kam es jedoch zu Spannungen. Cook hatte sich zwar zu einer ethi-

schen Dimension der Außenpolitik bekannt, Afrika jedoch weniger im Fokus gehabt und ent-

sprechende Aufgaben an seine Mitarbeiter delegiert. Zunehmend gelang es dem DFID jedoch,

Blair für den Kontinent zu gewinnen.300 Zudem hatte das DFID mit Schatzkanzler Brown

einen starken Fürsprecher. Das Budget des DFID stieg von £2,7 Mrd. 1999 auf £4,5 Mrd.

sechs Jahre später.301

Graphik 10: bilaterale ODA gesamt und an Afrika südlich der Sahara
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Eigene Darstellung.

Indes, vollkommen harmonisch scheint die Beziehung zwischen dem DFID und FCO nicht zu

sein, und nicht alle sind vom DFID und seiner programmatischen Ausrichtung begeistert.

Eine Debatte der Lords über „UK Worldwide Interests“ im Dezember 2005 zeigt, dass so

mancher der Ansicht ist, mit dem Antritt von New Labour seien die nationalen Interessen fa-

talerweise aus dem Blick geraten. Dies wird, etwa von Baroness Park of Monmouth, insbe-

sondere der zunehmenden Aufwertung des DFID angelastet:

299 Porteous, a.a.O., S. 281, 286.
300 Ebenda, S. 282-284.
301 House of Lords, Hansard, UK Worldwide Interests, 08.12.2005, C. 747-795, C. 751.



78

„DfID was created and its Secretary of State thereafter made decisions, notably in Ethiopia, Uganda,
the Congo and Zimbabwe with little or no perception of the political consequences. Giving aid was
good; and that was enough. […]

My quarrel is with the disastrous effects of the new world order on our knowledge of, and therefore
influence in, the world. The FCO has major responsibilities that are now threatened. It is responsible
for the safety and well-being of British subjects abroad. This is becoming a more onerous task. DFID
cannot get British subjects out of goal.”302

Sie kritisierte weiterhin, besonders in Afrika werde Großbritannien zunehmend durch das

DFID repräsentiert, dessen Personal die Kompetenz bzw. der Fokus für politische und Gefah-

renanalysen im britischen Interesse fehle.303 Auch andere Lords kritisierten, dass die für Groß-

britannien wertvollere Arbeit des FCOs, aber auch des British Councils, offenbar entwertet

werde. Der ehemalige Entwicklungsminister, heute Lord Patten of Barnes, erklärt gar, „we all

know that the Treasury hates the Foreign Office“.304

Graphik 11: Anteil der ODA am GNI
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4.3.1.1. Volumen der ODA an Länder in Subsahara-Afrika

Das erhöhte Budget des DFID, von dem es zu einem erheblichen Anteil Programme finan-

ziert, wirkte sich natürlich auf die Höhe der EWH aus: 2005 erreichte die ODA nie gekannte

Höhen und hatte sich im Vergleich zu 1997 mehr als vervierfacht. Doch zunächst fiel der An-

teil der ODA am GNI bis 1999 weiter und erreichte in diesem Jahr mit 0,24% seinen abso-

luten Tiefpunkt. Grund war „the decision of the incoming Labour government of 1997 to stick

for two years with the announced spending allocations of its predecessor [which] meant that it

was not until the end of the 1990s that the aid budget was able to begin a period of rapid real

growth“.305 Seit 2000 steigt also der Anteil, erreichte mit 0,47% aber erst 2005 wieder das

Niveau, dass er während der Zeit der vorherigen Labour-Administration Ende der 1970er

302 Baroness Park of Monmouth, in: House of Lords, 08.12.2005, a.a.O., C. 770f.
303 Ebenda, C. 770-773.
304 Lord Patten, in: Ebenda, C. 747-795. Andere Kritiker waren z.B. Lord Howe of Aberavon, Baroness Symons of Vernham

Dean und Lord Wright of Richmond.
305 Killick, a.a.O., S. 673.
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Jahre hatte (vgl. Graphik 11). 2005 stieg Großbritannien damit hinter den USA und Japan in

absoluten Zahlen zum drittgrößten Geber auf.

Der Anteil für Subsahara-Afrika stieg ab 1997 zunächst an, erlitt aber 2002 einen deutlichen

Einbruch, der im Wesentlichen auf die Ausgaben für Afghanistan und Serbien-Montenegro

zurückzuführen ist.306 Im Afrika-Jahr 2005 erreichte der Anteil schließlich die höchste Marke

seit 1989 (vgl. Graphik 10). Benn kündigte in einer Rede die Verdopplung der ODA bis 2010,

einschließlich der für Afrika an.307 Was die DFID-Mittel betrifft, ist dies nach einer Berech-

nung von Morrissey zwischen 1997 und 2001 nominell bereits geschehen. Von dem starken

Anstieg profitierten besonders Westafrika (Ghana, Sierra Leone und Nigeria) sowie Zentral-

afrika (Sambia, Malawi, Mosambik).308 Mit abnehmender Tendenz werden ehemalige Kolo-

nien bei der Vergabe der ODA immer noch klar bevorteilt. Im Jahr 1999/2000 gingen 72% an

Commonwealthstaaten, 60% 2003/04. 15 der 20 Staaten die am meisten ODA erhielten, ge-

hörten dem ‚Club’ an.309 In Subsahara-Afrika waren 16 der 20 Staaten, die unter New Labour

am meisten ODA pro Kopf erhielten, Commonwealthmitglieder – mehr als LDCs (vgl.

Graphik 16 und Anhang).

Graphik 12: Verteilung der ODA nach Einkommen der Länder
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Darstellung. Anteile der Ländergruppen an der Summe der ODA, die sich nach Ländern zuordnen ließ.

306 OECD: Geographical Distributions of Financial Flows to Aid Recipients 1999-2003. Paris 2005, S. 62f.
307 Benn, Hilary: How Can We Get Trade Justice?, Rede in der London School of Economics, 29.06.2005.
308 Morrissey, Oliver: British Aid Policy Since 1997: Is DFID the Standard Bearer for Donors?, CREDIT Research Paper, Nr.

02/23, University of Nottingham 2002, S. 9.
309 Killick, a.a.O., S. 673.
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Für die Erfassung der Allokation der ODA nach Ländereinkommensgruppen werden die An-

teile der Einkommensgruppen nur im Verhältnis zu dem Teil der ODA berechnet, der sich

Einkommensgruppen zuordnen lässt. Dies ist auch die Praxis der OECD in ihren Peer

Review-Berichten.310 Morrissey stellt so einen signifikanten Anstieg des Anteils armer Länder

(LDCs und LICs) fest, er sei von 70% in den frühen 1990ern auf 80% 2002 gestiegen und soll

bis 2006 90% erreicht haben.311 Auch die OECD lobt, „that 51% of UK bilateral ODA went to

LDCs“.312 Allerdings betrachtet die OECD hier nur das Jahr 2004. Doch 1987 war der Anteil

ähnlich hoch. Auch gegen Morrissey lässt sich einwenden, dass der Anteil der armen Länder

Ende der 1980er schon einmal bei 80% lag. Wird ein längerer Zeitraum seit Mitte der 1970er

berücksichtigt, lässt sich nämlich kein Langzeittrend zugunsten der LDCs und LICs fest-

stellen (vgl. Graphik 12). Ihr Anteil zusammen hat sich nur im Vergleich zu den frühen

1990er Jahren erhöht, nicht aber im Vergleich zu den späten 1980ern. Allerdings zeigt sich

ein Anstieg des Anteils an LDCs zulasten der LICs. Für den statistischen Einbruch der LDCs

zugunsten der LICs 2005 ist vor allem die Entschuldung Nigerias verantwortlich, das nicht zu

den LDCs zählt. 313 Unabhängig davon, steht jedoch fest, dass der mit Abstand größte Teil der

nach Ländereinkommen zuzuordnenden ODA – im Durchschnitt über 70% – an arme Staaten

geht und dass ein Trend zugunsten der LDCs erkennbar ist.

Actionaid berechnet in Hinblick auf dieses Kriterium und weitere (z.B. Anteile gebundener

Hilfe, Schuldabschreibungen, Administrationskosten, überteuerte Berater, „Weiße Elefanten“

etc.) den Anteil ‚wahrer Hilfe’ an der ODA. Hier liegt Großbritannien auf einem guten Rang

mit 73% (71%) ‚real aid’ für das Jahr 2002/03 (2004). Besonders vergleichbar große Geber

schneiden klar schlechter ab: Bei Japan beträgt der ‚real aid’-Anteil 56% (57%), für Deutsch-

land 42% (55%) und für die USA und Frankreich sogar nur 22% (38%) bzw. 28% (38%).314

Auch der Anteil der LDCs und LICs ist bei diesen Ländern meist erheblich geringer.

4.3.1.2. Entwicklungspolitische Paradigmen

1997 schrieb sich die Labour-Regierung Armutsbekämpfung ganz groß auf die Fahnen.

Davon zeugen schon die Titel der beiden White Paper – die ersten seit 1975 – „Eliminating

World Poverty: A Challenge for the 21st Century“ 1997 und „Eliminating World Poverty:

310 Vgl. OECD: DAC Peer Review United Kingdom, a.a.O., S. 80.
311 Morrissey, a.a.O., S. 7.
312 OECD: DAC Peer Review United Kingdom, a.a.O., S. 30.
313 OECD Statistics, Dataset: DAC2a Official Development Assistance_Disbursemnts.
314 Greenhill, Romilly, et al.: Real Aid Report 2004, Actionaid, Johannesburg, 2006, S. 17. Ebenda: Real Aid Report 2003,

Actionaid Johannesburg, Juni 2005, S. 21.
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Making Globalisation Work for the Poor“ im Jahr 2000.315 In der Debatte des House of

Commons zur International Development Bill 2001 erklärte Short: „The purpose of the Bill is

to establish in legislation the reduction of poverty as the aim of United Kingdom development

assistance and to ensure that it is spent for that reason alone.“316 Als das Gesetz 2002

schließlich als International Development Act in Kraft trat, war darin gesetzlich festgelegt,

dass ODA nur noch zur Bekämpfung von Armut und Unterentwicklung verwendet werden

darf.317 Das DFID verstand unter Armutsbekämpfung von Anfang an weniger die Be-

kämpfung von Symptomen, sondern vor allem der Ursachen „beyond purely humanitarian

objectives“.318 Short erläuterte dazu:

„When we say that poverty reduction is our main objective, it should be borne in mind that that means
helping countries to create moderns and efficient states that will enable their economies to grow and
ensure that good quality services can be provided to all their people. We are speaking about an
effective state and well organised and well regulated private sector that can grow, attract inward

investment and thus reduce poverty.“
319

Dabei hat sich jedoch der Fokus von ökonomischer Structural Adjustment Policy (SAP) nach

liberalem Muster hin zu political liberalism verschoben. Denn als Grund des bescheidenen

Erfolgs von SAP wurde ‚Bad Governance’ ausgemacht.320 Schließlich verlangt ökonomische

Tätigkeit ein gewisses Maß an Rechtsstaatlichkeit, die Bereitstellung von öffentlichen Dienst-

leistungen, ein transparentes Ressourcenmanagement und eine effektive Verwaltung auf allen

Ebenen. Zur Akzeptanz internationaler Normen gehören ferner die Achtung und Förderung

demokratischer Strukturen und der Menschenrechte. Von einer derartigen EWP verspricht

sich Großbritannien auch sicherheitspolitische und wirtschaftspolitische Effekte mit Rückwir-

kung auf den Geber:

„Governments which are democratically accountable will be more reliable partners for peace.
Governments which respect freedom of expression will be more honest as trading partners. Countries
which observe the rule of law at home are more likely to accept their international obligations against

organised crime and weapons of proliferation.“
321

Der Schwerpunkt der EWP liegt damit auf Reformen, weniger auf ‚poverty relief’; das heißt

auf der Bereitstellung von Expertise statt von Gütern und auf der Unterstützung der Entwick-

lungsarbeit des Empfängers im Gegensatz zur Durchführung geberinitiierter Projekte. Dieses

„ownership“-Prinzip soll der Entwicklungszusammenarbeit durch Übertragung von Verant-

wortung auf die Empfängerregierung stärker partnerschaftliche und weniger hierarchische

315 DFID: Eliminating World Poverty: A Challenge for the 21st Century, White Paper on International Development,
London, 1997. DFID: Eliminating World Poverty: Making Globalisation Work for the Poor, White Paper on
International Development, London, 2000.

316 Short, Clare in: House of Commons, 06.03.2001, a.a.O., C. 158.
317 Riddell, a.a.O., S. 61.
318 Barder, a.a.O., S. 21.
319 Short, in: House of Commons, 06.03.2001, a.a.O., C. 162.
320 Stokke, a.a.O., S. 63f.
321 Cook, Robin: Human rights - a priority of Britains's foreign policy, London, 28.03.2001.
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Züge verleihen. Außerdem erhofft sich das DFID einen stärkeren Wirkungseffekt hinsichtlich

der Leistungsfähigkeit der Verwaltung und des Finanzmanagements.322 EWH soll so offizielle

administrative Strukturen stärken, statt sie zu unterminieren. Offenbar ist diese Finanzierungs-

art aber auch gleichzeitig das Zuckerbrot für die afrikanischen Regierungen, um sie gegenüber

den Wünschen und entwicklungspolitischen Konzepten Großbritanniens aufgeschlossen zu

stimmen: „In most countries large assistance programmes do at least buy donors access to go-

vernments and a serious dialogue with the latter about development and governance. In some

cases [...] this has brought positive results in terms of getting governments on reform.“323

Der zweite Hebel dazu ist die Konditionalisierung von Hilfe. Ihr Fluss wird, theoretisch, an

die erfolgreiche Umsetzung von Entwicklungszielen geknüpft. Um einen Missbrauch von

ODA zu verhindern, kündigte das White Paper auch an, alle über das DFID realisierten Ver-

träge mit einer Anti-Korruptions-Klausel zu versehen.324 Außerdem werde die Form der EWH

vom Ausmaß der Korruption und der Qualität des Finanzmanagements abhängig gemacht.

Short erklärte dazu, „we all agree that there cannot be a sector wide or budgetary support

unless a country has a reforming Government“.325 Ähnlich äußerte sie sich zum Thema Ent-

schuldung: Auch diese dürfe nur gewährt werden, wenn davon auszugehen sei, dass hierdurch

frei gewordene finanzielle Ressourcen für die Armutsbekämpfung aufgewendet würden.326

Schließlich hat das DFID seit seiner Entstehung Wert auf eine systematische Evaluierung

seiner entwicklungspolitischen Strategie gelegt. Besonders die Millennium Development

Goals (MDG) der UN zur Halbierung der extremen Armut bis 2015 gelten dem Ministerium

hier als Messlatte zur Überprüfung von Entwicklungserfolgen. Zusätzlich wird für alle

Länder, die ein höheres ODA-Budget erhalten, regelmäßig ein Country Assistance Plan

(CAP) entworfen, in dem Entwicklungsziele und Erfahrungen dargelegt und ausgewertet

werden. Hierzu hat das DFID auch seine Vor-Ort-Präsenz massiv verstärkt: Zahlreiche

Regional- und Landesbüros wurden gegründet und die Zahl der Vollzeitmitarbeiter in den

Empfängerstaaten bis 2004 verdoppelt.327

322 Short, Clare, House of Commons, 06.03.2001, a.a.O., C. 158f-266, 159.
323 Porteous, a.a.O., S. 293.
324 Burnell, Britain' new government, S. 794.
325 Clare, in: House of Commons, 06.03.2001, a.a.O., C. 195. Vgl. auch: Ebenda, C. 163.
326 Short, Clare: Debt Relief for Poverty Reduction, a.a.O. Vgl. auch: Ebenda: Combating Corruption, Promoting

Development, Rede vor der Royal Institute of International Affairs conference on Corruption as a Threat to World
Trade and Investment, London 19.03.1999. Ebenda: Rede vor der General Synod on the World-Wide Alliance for the
elimination of poverty, Church House, London, 18.11.1998.

327 Riddell, a.a.O., S. 61f.
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4.3.1.3. Sektorale Allokation

Nun soll ein Blick auf die sektorale Allokation zeigen, wofür die Hilfe ausgegeben wurde.

Dazu wurden den OECD-Daten der Blair-Regierung zum Vergleich zwei Datenreihen der

Major- und eine der Thatcher-Regierung gegenübergestellt (vgl. Graphik 13). Sie zeigen, dass

sich der Anteil des ökonomischen Sektors, sowohl Infrastruktur328 wie Produktion,329 unter

Blair verringert hat, was jedoch auch dem allgemeinen Trend innerhalb der DAC-Staaten ent-

spricht. Im Vergleich zum DAC-Durchschnitt wird aber weniger für ökonomische Infra-

struktur ausgegeben. Die Ausgaben im sozialen Bereich zeigen keinen klaren Aufwärtstrend,

lagen in vielen Jahren sogar unter dem DAC-Durchschnitt. Erst seit 2002 ist ein Anstieg

erkennbar, der hohe Anteil der Entschuldung drückt den Prozentsatz jedoch 2005 wieder nach

unten, obwohl die Ausgaben für Soziales absolut leicht gestiegen sind. Ebenfalls gestiegen ist

der Anteil der für Entschuldung verbuchten Summen, der Anteil für Nichtregierungsorganisa-

tionen (NGOs) sowie die Administrationskosten. Weitere Trends sind nicht klar feststell-

bar.330 Allerdings gilt Großbritannien als einer der größten Geber humanitärer Hilfe, die zu-

dem bedarfsorientiert, flexibel und kalkulierbar sei.331

Graphik 13: Sektorale Allokation der ODA
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Quelle: OECD Statistics, Dataset: DAC5 Official bilateral commitments by sector. Eigene Darstellung.

328 Zu „economic infrastructure & service“ gehören: „transport and storage, communications, energy, banking & financial
services, business and other services“. Transport und Energie sind dabei widerum die größten Posten, gefolgt von
Banking und in zunehmenden Maße Business.

329 „Production sectors“ enthält „agriculture, forestry, fishing“, „industry, mining, construction“, „trade“ und „tourism“.
Dabei nimmt die erste Kategorie den mit Abstand größten Anteil ein, gefolgt von Industrie (mit abnehmender Tendenz),
Handel (mit zunehmender Tendenz) und Tourismus (in diesen Teilsektor gab es in den letzten vier Jahren gar keine
ODA-Zahlungen mehr).

330 Der Anteil „commodity aid / genreal programm assistance“ soll hier nicht berücksichtigt werden, da nicht klar ist, welche
Posten innherhalb dieser eher heterogenen Kategorie bestehen.

331 OECD: DAC Peer Review UK, a.a.O., S. 19.
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Innerhalb des Sektors Soziales zeigt sich, dass ab 2001 nur der Anteil für Government und

Zivilgesellschaft erheblich steigt (vgl. Graphik 14). Dies geht vor allem zu Lasten von Bil-

dung und Wasser/Sanitär, in geringerem Maße auch der Gesundheit.

Graphik 14: Sektorale Allokation innerhalb "Social infrastructure and services"
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Quelle: OECD Statistics, Dataset: DAC5 Official bilateral commitments by sector. Eigene Darstellung.

Die sektorale Allokation332 der DFID-Mittel für Afrika333 ist auf Grund anderer Kategorisie-

rung nur schwer mit eben besprochenen Statistiken vergleichbar.334 Allerdings lassen sich die

Allokationen der DFID-Hilfe für Afrika den Allokationen für alle Kontinente insgesamt ge-

genüberstellen (vgl. Graphik 15). Dies zeigt, dass im Sektor Ökonomie in Afrika, trotz der

geringen ökonomischen Bedeutung oder gerade wegen des erhöhten Bedarfs, vergleichsweise

mehr Geld ausgegeben wird. Höher ist auch der Anteil für humanitäre Hilfe. Weniger als im

Durchschnitt wird für die Bereiche Soziales und ländliche Entwicklung335 bereitgestellt. Die

größten Posten sind Wirtschaft, humanitäre Hilfe und Gesundheit, gefolgt von Governance

und Bildung. Weiter abgeschlagen finden sich ländliche Entwicklung und Soziales, sowie

Umwelt.

Ein Blick auf das Jahr 2002/03, für das die Daten auch innerhalb der Sektoren aufgeschlüsselt

wurden, zeigt, dass dabei in der Regel am meisten Geld für „policy“ zur Verfügung gestellt

332 Vom DFID waren nur die Jahre 2001/02 bis 2005/06 verfügbar. Im ersten Jahr wurde mit anderen
Kategorienbezeichnungen gearbeitet, die sich jedoch den in den späteren Jahren verwendeten Kategorien zuordnen
ließen. Lediglich die Posten „Environment“ und „Humanitarian Assistance“ gab es 2001/02 nicht, dafür einen hohen
Anteil „unallocable“. Vgl. DFID: Statistics on International Development 2006, S. 128. DFID: Statistics on
International Development 2003, S. 170. DFID: Statistics on International Development 2002, S. 55.

333 Die Zahlen waren nur für Afrika, nicht jedoch für Subsahara-Afrika im Besonderen verfügbar. Da der Anteil für die
nordafrikanischen Länder in sämtlichen Statistiken kaum ins Gewicht fällt, ergibt auch der Blick auf Afrika als Ganzes
ein repräsentatives Bild für Subsahara-Afrika.

334 Eine Übersicht über den Inhalt der Kategoerin in den Statistiken des DFID findet sich im Anhang.
335 Unterkategorien „Rural livehood“: Agriculture Policy, Renewable Natural Resources Research, Land Policy, Forestry

Production.
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wurde, insgesamt 40% der DFID-Mittel für Afrika.336 Dies trifft auf die Bereiche Wirtschaft,

Gesundheit, Soziales und ländliche Entwicklung („Land Policy“) zu, im Sektor Bildung folgt

„Education Policy“ nur knapp nach „Basic Education“. Im Wirtschaftssektor sind es sogar

mehr als die Hälfte der ODA die für „Economic Policy“ verbucht werden, mit großem Ab-

stand gefolgt von „Financial Development“ und „Private Sector Development“. Besonders

wenig erhalten die produzierenden Bereiche wie „Energy“, „Manufacturing“ und „Mineral

Extraction“. Dies betont den Schwerpunkt auf Politikformulierung und Reformbemühungen.

Graphik 15: DFID: Sektorale Allokation Afrika südlich der Sahara im Vergleich zur

Allokation gesamt
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Quelle: DFID Statistics on International Development (SID) 2006, Tabelle 19. DFID SID 2002, Tabelle 9.1.

Eigene Darstellung.

4.3.1.4. Sicherheitspolitische Faktoren der Afrikapolitik

In der Folge der Terroranschläge des 11. September 2001 sieht Abrahamsen eine Sekuritisie-

rung der britischen Afrikapolitik.337 Chris Mullin, FCO Minister für Afrika, erklärte, es gäbe

„sound practical reasons why we cannot afford to ignore the state of Africa. The most im-

midiate of this is Terrorism“.338 Tatsächlich hatte das 2003 angelaufene Anti-Terror-Pro-

gramm jedoch nur ein Volumen von £20 Millionen (Mio.) für drei Jahre und sollte Afrika,

den Nahen Osten und das übrige Asien abdecken. Auch hier wurde auf „Ownership“ gesetzt.

Allein der finanzielle Umfang zeige, so Gieg / Müller-Brandeck-Bouquet, dass der Anti-

Terror-Kampf „keinen substantiellen Einfluss auf die britische Afrikapolitik ausübte“.339

Dies ist richtig, doch sollte man sich in Betrachtung Abrahamsens Argument nicht zu stark

auf tatsächlich so klassifizierte Anti-Terrormaßnahmen fokussieren. Die Blair-Regierung sieht

336 DFID: Statistics 2003, a.a.O., S. 170. Die Autorin hat hierfür die Kategorien bzw. Unterkategorien Economic Policy,
Financial Development, Private Sector Development, Education Policy, Health Policy, Governance, Social Policy,
Strengthening Civil Society, Agriculture Policy und Land Policy zusammengerechnet.

337 Abrahamsen, Rita: Blair's Africa, in: Alternatives, Vol. 30, Nr. 1, S. 55-80, S. 55f.
338 Mullin, Chris: Our role is to help Africa to help itself, Rede vor dem Council of Foreign Relations, New York,

04.02.2004.
339 Gieg / Müller-Brandeck-Bocquet, a.a.O., S. 275.
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wie Abrahamsen selbst, dass Afrika vergleichsweise wenig direkte Links zum al-Qaeda Netz-

werk habe.340 Doch Terrorismus ist letztlich auch nur die Spitze dessen, worauf hier eigentlich

verwiesen wird, nämlich auf sämtliche Bedrohungen, die von der Unterentwicklung des Sü-

dens ausgehen und zunehmend „complex emergencies of ‚international societies’“ präsen-

tieren.341 Dazu gehören, neben innerstaatlichen und transnationalen Kriegen, die Ausbreitung

der trans- und internationalen Schattenwirtschaft, deren Protagonisten tätig sind im Bereich

des Menschen-, Waffen- und Drogenschmuggels; des Handels mit Giftmüll, Organen oder

Diamanten; der Geldwäsche, der Seeräuberei usw., und die nicht selten eigene Söldnerheere

halten. Weiter zählen dazu Formen von Migration, sei es aus Flucht vor Krieg und Armut

oder politischer Verfolgung. Schließlich sind damit vor allem jene dieser Probleme gemeint,

die dank globaler Mobilität und Interdependenz die Gesellschaften und Straßen westlicher In-

dustrienationen erreichen.342 Aus dieser Logik ergibt sich die Wahrnehmung von „under-

development as dangerous and a potential risk to the West“ und das „Africa’s underdevelop-

ment may harm or give rise to hostile actions toward the ‚international community’“.343

Dies ist das Argument, das Blair bereits in seiner „doctrine of the internationale community“-

Rede vorbrachte – also schon vor dem 11. September 2001.344 Und auch Short argumentierte

bereits 1999: „[I]f we don’t make faster progress in reducing poverty, the consequences in

growing population, environmental degradation, war and disease will damage the prospect of

the next generation wherever they live.“345 Daraus folgt, dass „[a]t the level of international

relations, development assistance can be regarded as a government practise seeking to shape

and regulate the behaviour and conduct of freedom in recipient states and societies“.346 Hier

wird deutlich, warum der britischen Regierung ein normbasierter Ansatz in der Außenpolitik

und EWP so wichtig ist.

Laut Barder hat Großbritannien in der Konsequenz seine Aufmerksamkeit gegenüber schei-

ternden und gescheiterten Staaten in den letzten Jahren erhöht und auch das DFID beschäftigt

sich stärker mit regionaler Sicherheit.347 Ein Policy-Paper stellte jedoch klar,

„DFID cannot use UK development assistance to finance programmes whose primary objective is
tackling threats to UK or global security [...] there would have to be a prior and compelling poverty

340 Abrahamsen, a.a.O., S. 56.
341 Stokke, a.a.O., S. 72.
342 Menzel, a.a.O., S. 23.
343 Abrahamsen, a.a.O., S. 56, 69. Vgl. auch: Stokke, a.a.O., S. 45, 72f.
344 Blair, Doctrine of the International community, a.a.O. Er erklärte damals; „Many of our domestic problems are caused on

the other side of the world. Financial instability in Asia destroys jobs in Chicago and in my own constituency in County
Durham. Poverty in the Caribbean means more drugs on the streets in Washington and London. Conflict in the Balkans
causes more refugees in Germany and here in the US. These problems can only be addressed by international co-
operation“.

345 Short, Clare: Rede vor der Labour Party Conference, Bournemouth, 30.09.1999.
346 Abrahamsen, a.a.O., S. 70.
347 Barder, a.a.O., S. 18.
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reduction case. But we and other development agencies can support programmes that enhance the
human security of the poor in developing countries, and, in so doing, benefit everyone’s safety, whether

rich or poor“.
348

Hier zeigt sich offenbar die am DFID kritisierte Haltung, die Armutsbekämpfung als Ziel an

sich in den Vordergrund stellen zu wollen, statt sich auf die Verfolgung von Eigeninteressen

verpflichten zu lassen, wie sie das FCO stärker im Blick hat. Bisher lässt sich auch nicht ein-

deutig feststellen, dass sich Großbritannien in von Krieg betroffenen Ländern besonders stark

finanziell engagieren würde. Von den 22 Staaten in Subsahara-Afrika die zwischen 1997 bis

2005 in einen Krieg involviert waren,349 befinden sich nur sieben unter den 20 Ländern, die

am meisten ODA pro Kopf erhalten (vgl. Graphik 16).

Graphik 16: Allokation von ODA an afrikanische Staaten südlich der Sahara nach

bestimmten Merkmalen 1997 - 2005
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Quellen, Definitionen und Erläuterungen siehe Anhang. Eigene Darstellung.

Nach Ansicht von Morrissey reflektieren aber Verschiebungen von DFID-Mitteln durchaus

eine neue Präferenz zugunsten von Post-Konflikt-Staaten (z.B. deutlicher Anstieg der EHW

für Sierra Leone und Rwanda).350 Dieser Schwerpunkt scheint sich erst noch herauszubilden.

Das DFID hat ein verstärktes Engagement in „fragilen Staaten“ angekündigt, da sie die regio-

nale und globale Sicherheit destabilisieren könnten.351 2004/05 erhielten sie bereits 29% der

bilateralen, nach Ländern zuzuordnenden ODA.352 Die Zahl wirkt allerdings weniger impo-

sant, wirft man einen Blick auf die Definition des DFID: Laut dieser „fragile states [...] cannot

or woll not deliver core functions to the majority of its people, including the poor“.353 So listet

348 DFID: Fighting poverty to build a safer world, London, März 2005. Hervorhebung durch die Autorin.
349 Gezählt wird die Anzahl der extrasystemischen, internen, internationalen und internationalisierten internen bewaffneten

Konflikte gemäß der Definition und der Zählung des International Peace Research Institute (IPRI). Vgl. IPRI, Centre
for the Study of Civil War, Armed Conflicts Version 4-2007, Main Conflict Table. Definition der Konflikte: IPRI:
UCDP/PRIO Armed Conflict Dataset Codebook, Version 4-2007, Oslo, S.10.

350 Morrissey, a.a.O., S. 9.
351 DFID: Why we need to work more effectively in fragile states, London, 2005, S. 7.
352 OECD: DAC Peer Review, a.a.O., S. 30.
353 DFID, Why we need to work more effectively in fragile states, a.a.O., S. 7.
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das DFID allein in Afrika 26 fragile Staaten,354 von denen jedoch nur sieben zu den Top 20

ODA Pro-Kopf-Empfängern gehören (vgl. Graphik 16). Die OECD sieht im Arbeitsfeld

fragile Staaten, Post-Konflikt-Staaten, Konfliktprävention generell auf Seiten Großbritanniens

noch einigen Planungs- und Koordinierungsbedarf, bis das Profil der Arbeit, die Strategien

und Zuständigkeiten hier klar erkennbar seien.355

Der Wunsch nach Stabilisierung konfliktanfälliger Staaten scheint jedoch stellenweise durch

Handelsinteressen Großbritanniens in der Rüstungsindustrie unterminiert zu werden, die

durch entwicklungspolitisch, rechtlich und ethisch fragwürdige Geschäfte mit Billigung der

Regierung auf sich aufmerksam machte. Hier kam es zum Skandal, als im April 1998 bekannt

wurde, dass die britische Firma Sandline mit Wissen des FCOs und unter Missachtung einer

UN-Resolution vom Oktober 1997, die ein entsprechendes Embargo über Sierra Leone ver-

hängte, Waffen an die Regierung geliefert hatte, die im Kampf gegen die Rebellen zum Ein-

satz kommen sollten. Auch wenn Blair dies „ethisch“ als Unterstützung einer demokratisch

gewählten Regierung begründete, hatte die ‚ethische Außenpolitik’ der New Labours damit

einen großen Imageschaden erlitten.

Simbabwes Militär soll zudem mit Gerät beliefert worden sein, während die Armee sich am

Krieg in der DR Kongo beteiligte. Auch die ebenfalls verwickelten Länder Angola, Burundi

und Uganda erhielten Militärtechnik, genauso wie das kriegsgeplagte Eritrea.356 Shivij

schreibt, dass unter New Labour der Anteil Afrikas an britischen Waffenexporten von 1,6%

auf 19% gestiegen sei. Das Volumen sei von £52 Mio 1998 auf £200 Mio 2001 gestiegen.357

Eine Studie des Center for Global Development kritisierte Großbritannien für „[h]igh arms

exports to poor and undemocratic governments“. Von den 21 untersuchten Gebern hatte

Großbritannien in dieser Kategorie den zweitgrößten Anteil am GDP.358

Cook hatte zwar strengere Exportkriterien für Kriegsgerät entwickelt, doch sollen diese von

Blairs Beratern verwässert worden sein. In Großbritannien hängen circa 90.000 Jobs an der

Rüstungsindustrie. Auswirkungen einer ‚ethischen Außenpolitik’ sollten daher „so gering wie

möglich“ gehalten werden.359 So begründete Blair im Juni 2007 den Ermittlungsstopp in einer

Schmiergeldaffäre um Waffen an Saudi-Arabien mit dem Schutz nationaler Interessen.360

354 DFID, Why we need to work more effectively in fragile states, a.a.O., S. 27f.
355 OECD: DAC Peer Review, a.a.O., S. 43-46.
356 Gieg / Müller-Brandeck-Bocquet, a.a.O., S. 265f.
357 Shivji, Issa: Rhetorik des Mitgefühls, in: Zeitschrift Entwicklungspolitik, Nr. 9, 2005, S. 51
358 Roodman, David/Akkus, Selvin: Commitment to Development Index 2007, United Kingdom, CGD Report, 2007, S. 3.
359 Gieg / Müller-Brandeck-Bocquet, a.a.O., S. 265.
360 Blair sagte, er hätte abwägen müssen, ob weitere Nachforschungen sinnvoll gewesen wären und sich dagegen entschieden:

Sie hätten „zu einer kompletten Zerstörung einer wichtigen strategischen Beziehung geführt“ und tausende von
britischen Jobs vernichtet. Spiegel Online: Britischer Waffenkonzern soll Milliarden an saudischen Prinzen gezahlt
haben, 07.06.2007.
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Laut Short hätten besonders Blair und Straw es als ihre Pflicht angesehen, britische Waffen-

verkäufe wo immer es möglich war zu unterstützen. Besonders dubios erscheine ihr dies, weil

es rein ökonomisch keinen Grund gebe, Waffenverkäufe stärker zu unterstützen als andere

Zweige der Außenwirtschaft.361

Andererseits unterstützt die Regierung die Ausarbeitung eines Internationalen Waffenvertrags

im Rahmen der UN sowie den EU-Verhaltenskodex für Waffenexporte, der während der briti-

schen Ratspräsidentschaft verabschiedet wurde.

Im Bereich des Peace-Keeping fiel besonders die britische Intervention in Sierra Leone auf,

bei der Großbritannien dem Präsidenten gegen die Rebellen der Revolutionary United Front

(RUF) zu Hilfe kam.362 Dies zeigte den Rebellen, dass London gewillt und in der Lage war,

schnell und effektiv einzugreifen und verhalf Großbritannien zu internationalem Respekt. Das

London sich zu einem solch konsequenten Eingriff entschieden hat, ist auch vor dem

Hintergrund der „Arms to Africa-Affaire“ zu verstehen. So gelang es der Labour-Regierung

in Hinblick auf Sierra-Leone glaubwürdig zu bleiben und die Waffenlieferung nachträglich

ethisch zu legitimieren.363 Sie ließ sich als Teil einer kohärenten Politik darstellen, die auf die

Wiederherstellung der Ordnung sowie den Schutz der rechtmäßigen Regierung und der Men-

schenrechte gerichtet war.

Die Intervention in Sierra-Leone sollte in dieser Art allerdings eine Ausnahme bleiben. Groß-

britannien war vor Ort in Afrika nur mit wenigen Soldaten involviert. Unter dem Motto ‚afri-

kanische Lösungen für afrikanische Probleme’ lag der Schwerpunkt eher auf der Unterstüt-

zung regionaler Ansätze der Konfliktprävention und Capacity Building. Hierzu wurde 2001

der mit einem jährlichen Budget ausgestattete Africa Conflict Prevention Pool (ACCP) durch

das FCO, DFID und Ministry of Defence (MOD) eingerichtet, der als „einheitliches,

integriertes Instrument der Konfliktbearbeitung in Afrika bezeichnet werden kann. Ungeach-

tet seiner Schwächen stellt er eine der größten afrikapolitischen Innovationen der Labour-Re-

gierung dar“.364 Mit ACCP-Programmen wurde im Zuge der britischen Intervention auch die

Armee in Sierra-Leone unterstützt. Hauptziel ist aber der Aufbau von afrikanischen Konflikt-

lösungsmechanismen und -kapazitäten durch entsprechende Institutionen der Afrikanischen

361 Short, Clare: An Honourable Deception? New Labour, Iraq, and the Misuse of Power. London 2005, S. 120.
362 Hier war zwar im Juli 1999 zu einem Abkommen zwischen Präsident Kabbah und den RUF-Rebellen gekommen,

dennoch vermochte es die daraufhin entsandte UNAMSIL Mission nicht, den Frieden zu sichern. Als im Mai 2000 die
RUF 500 Blauhelme als Geiseln nahm und die Hauptstadt Freetown zu erobern drohte, entsandte Großbritannien nach
einer raschen Entscheidung 700 Soldaten, denen es bis Juni gelang, die Lage zu stabilisieren. Als eine Miliz im August
elf der 200 verbliebenen Soldaten kidnappte schritt London erneut mit 150 Fallschirmjägern ein.

363 Gieg / Müller-Brandeck-Bocquet, a.a.O., S. 269.
364 Ebenda, S. 273, 272.
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Union (AU) und Initiativen einzelner Staaten. Großbritannien bietet in diesem Zusammen-

hang finanzielle Hilfe, militärisches Training und Beratung. In drei Jahren hat der ACPP £211

Mio. für UN-Peacekeeping und £150 für Konfliktprävention ausgegeben.365

4.3.1.5. Wirtschaftspolitische Faktoren der Afrikapolitik

Auch hier machte sich die Trennung der EWP vom FCO bemerkbar: „With the creation of

DFID, development assistance was explicitly untied from the promotion of British commer-

cial interests.“366 1997 kündigte New Labour an, die ATP, mit dem durch gebundene Misch-

kredite britische Exportinteressen gefördert wurden, würden abgeschafft. 2000 wurde das

ATP-Programm formal geschlossen, bedeutender war jedoch gebundene Hilfe, die zunächst

weiter bestehen sollte. Burnell urteilt, „[n]otwithstanding the abolition of the ATP the conti-

nuation of tying and mixed credits indicates concessions made to the Department of Trade

and Industry (DTI) in the interdepartmental discussions that preceded the WP [White Pa-

per]“.367 In den frühen 1980ern waren 60% der ODA gebunden, Mitte der 1990er noch ein

Viertel.368 Seit 2002 ist ‚tied aid’ durch den International Development Act gesetzlich ver-

boten. ODA darf demnach nur noch dann zur Förderung von Wirtschaftsinteressen eingesetzt

werden, wenn dieses Ziel der Armutsbekämpfung klar nachgeordnet wird.369 Dass ‚tied aid’

ohne nennenswerten Protest verboten werden konnte, lag, laut Killick, einerseits am politi-

schen System Großbritanniens, andererseits auch daran, dass letztlich nur relativ wenige Fir-

men davon profitiert hätten. Für Afrika hätten darüber hinaus sowohl ATP als auch gebunde-

ne Hilfe auf Grund der schwachen Wirtschaftsleistung des Kontinents seit jeher weit weniger

Relevanz als für Asien gehabt.370

Doch auch ohne dieses Mittel bieten sich Möglichkeiten, ökonomische Interessen zu Lasten

der Armutsbekämpfung zu verfolgen. Ein kontroverses Beispiel war 2002 der Verkauf eines

£28 Mio. teuren Air-Control-Systems von British Airways, das als militärisches Equipment

weit über den zivilen Bedürfnissen Tansanias lag und damit auch nach Ansicht der Weltbank

unnötig und überteuert war. Short vermutete Korruption hinter dem Vertragsschluss und woll-

te dieses Geschäft verhindern, scheiterte jedoch an Blair, der es ohne politische Not bewilligt

hätte.371 Angeblich waren 100 britische Jobs an den Auftrag gebunden.372

365 ACCP: The UK Sub-Saharan Strategy for Conflict Prevention, FCO, ohne Datum, S. 2.
366 Porteous, a.a.O., S. 282.
367 Burnell, Britain' new government, S. 794.
368 Morrissey, a.a.O., S. 15.
369 Riddell, a.a.O., S. 61.
370 Killick, a.a.O., S. 669f, 675.
371 Porteous, a.a.O., S. 287, 295.
372 Short, A Honorable Deception, a.a.O., S. 119.
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Abgesehen davon biete das DFID auf dem Feld der EWP allerdings auch „almost unconditio-

nal support for liberalisation of direct investment (FDI) […] [thereby revealing] a complete

lack of recognition that FDI is not always beneficial to developing countries and that multina-

tional companies have tendencies to engage in anti-competitive practices“.373 Liberalisierung

und die Entwicklung des privaten Sektors ist für das DFID Teil einer entwicklungspolitischen

Strategie, die zu mehr wirtschaftlichem Wachstum führen soll.

Graphik 17: Anteil Afrikas am Handel mit Großbritannien und an der ODA
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Quelle: IMF Direction of Trade Statistics Yearbooks (1982, 1986, 1992, 1998, 2006). OECD Statistics, Dataset:

DAC2a Official Development Assistance_Disbursements. Eigene Darstellung.

Insgesamt zeigt der Vergleich des Handelsvolumens des britisch-afrikanischen Warenver-

kehrs mit der Entwicklung der ODA aber, dass hier offenbar kein positiver Zusammenhang

gegeben ist (vgl. Graphik 17). Obwohl der Kontinent für die britische Wirtschaft sukzessive

an Bedeutung verlor, stieg sein Anteil an der ODA unstetig aber deutlich an. Die Jahre der

Blair-Regierung zeigen einen leichten Anstieg der Importe. Er ist in seinem Ausmaß aber

kaum geeignet ein Argument für den Anstieg der ODA von durchschnittlich 36% für

Subsahara-Afrika unter Major auf 42% unter Blair zu liefern. Der negative Zusammenhang

scheint eher dafür zu sprechen, dass hier auf die zunehmende Bedürftigkeit reagiert wird.

Bei einer Untersuchung der Frage, welches Land warum wie viel bekommt, kam Barrett ent-

sprechend zu dem Ergebnis, dass wirtschaftlich schwache Staaten, die ökonomisch auch für

Großbritannien nicht relevant sind, mehr EWH erhalten, wobei aber auch die Situation der

Menschenrechte berücksichtigt werde. Menschenrechte sind hingegen nicht mehr relevant für

die Frage, ob ein Staat Hilfe erhält, der für Großbritannien als In- und Exportstandort relevant

373 Morissey, a.a.O., S. 18.
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ist.374 Ein eigener Vergleich zeigt jedoch, dass neun der zwölf Staaten in Subsahara-Afrika

mit denen Großbritannien relativ viel Handel treibt,375 zu den Top-20-Empfängern von ODA

pro Kopf zählen. Der Zusammenhang ist deutlicher als der zwischen der Höhe der ODA pro

Kopf und der Einstufung als LDC (vgl. Graphik 16) oder der Bedürftigkeit nach dem HDI

(vgl. Anhang). Offenbar besteht also doch ein Zusammenhang zwischen der Attraktivität

eines Nehmerstaates als Handelspartner und der Höhe der EWH.

4.3.1.6. Afrikapolitische Initiativen

2005 entschloss sich die Labour-Regierung, nicht zuletzt gestärkt durch den dritten Wahlsieg

in Folge, das Zusammenfallen von G8-Vorsitz und EU-Ratspräsidentschaft zu nutzen, um

Afrika ins Zentrum der internationalen Aufmerksamkeit zu rücken. Das Engagement zeigte

sich in einer Reihe von Initiativen, die bereits 2004 mit der Einrichtung der Commission for

Africa begonnen hatte, die Empfehlungen für eine zukünftige Afrikapolitik erarbeiten sollte.

Blair kündigte an, die Vorschläge der Kommission verwirklichen zu wollen – da er jedoch

selbst Vorsitzender war, erschien dieses Versprechen weder kühn noch überraschend. Die von

Benn angekündigte Verdopplung der ODA bis 2010 ist so auch eine Empfehlung des Reports,

der sich darüber hinaus auch für einen 100-prozentigen Schuldenerlass ausspricht. Kritiker

bezeichneten den Report daher als „good summary of what we already know“.376 Andere gro-

ßen Geber (USA, Japan, Deutschland, Italien) reagierten auf die Vorschläge des Reports je-

doch mit verhaltener Begeisterung und werteten ihn als „an attempt by Britain to steal the mo-

ral high ground and [thought] that it gave insufficient recognition to their own increased com-

mitments to the continent“.377

Großbritannien unterstützte auch New Partnership for Africa's Development (NEPAD), ein

Instrument zur Forcierung von Reformen im Bereich Good Governance, Demokratie, Men-

schenrechte und Marktwirtschaft. Mit der NEPAD unter dem Dach der AU verpflichten sich

die Gründer deren Umsetzung gegenseitig einzufordern. Blair zeigte sich von dem Projekt

insbesondere deshalb begeistert, weil es sich um eine afrikanische Initiative handelt. Es gab

dem Premier die Gelegenheit, glaubwürdig argumentieren zu können, dass es sich bei den

374 Barratt, Bethany: Aiding or abetting: British foreign aid decisions and recipient country human rights, in: Carey, Sabine C.
(Hrsg.): Understanding human rights violations. Aldershot et al 2004, S. 43-62, S. 59. Barrett untersuchte allerdings die
britische Vergabepolitik insgesamt, nicht nur gegenüber Afrika.

375 Relevant ist eine Handelsbeziehung dabei im Verhältnis zu der mit anderen Ländern in Subsahara-Afrika. Insgesamt
gesehen ist schließlich der Anteil Subsahara-Afrikas am britischen Außenhandel sehr gering. Als „relativ wichtig“
wurden hier nun Staaten eingestuft, dessen Handelsvolumen mit Großbritannien zwischen 1997 und 2005 mindestens
eine Milliarde US$ erreichte (Quelle: IMF: Direction of Trade Yearbook 2004. IMF: Direction of Trade Yearbook
2006). So konnte eine Gruppe von einem Viertel der Staaten Subsahara-Afrikas zur Betrachtung isoliert werden.

376 Abdul-Raheem, Tajudeen: Die Mission des Propheten Blair, in: Zeitschrift Entwicklungspolitik, Nr. 9, 2005, S. 49-51.
377 Jackson, Penny: Briefing: The Commission for Africa, Gleneagls, Brussels and Beyond, in: African Affairs, Vol. 104, Nr.

417, 2005, S. 657-664, S. 659, 658.
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Werten eben nicht um aufgezwungene ‚westliche’, sondern eher ‚universelle Modelle’ handle,

welche die afrikanischen Staaten selbst wollten und nun eigenverantwortlich verwirklich-

ten.378 Schließlich gelang Blair auch im Rahmen der EU-Ratspräsidentschaft die Initiative zur

Verabschiedung einer EU-Afrikastrategie. Damit hat auch die EU erstmals einen vergleich-

baren Afrika-Aktionsplan, der auch die NEPAD unterstützt.

4.3.2.Vergleichende Auswertung

Mit dem International Development Act hat Großbritannien ein klares Signal für die Armuts-

bekämpfung in der EWP und gegen ihren Missbrauch aus wirtschaftlichen Interessen gesetzt.

In der Ausgabenstruktur ist eine Verschiebung hin zu den ärmsten Ländern allerdings nicht so

deutlich nachzuweisen, wie dies in der Sekundärliteratur betont wird. Erhöht wurden jedoch

offenbar die DFID-Mittel für die besonders unterentwickelten Regionen West- und Zentralaf-

rika. Bezüglich der Allokation scheint gemessen an den Bedürfnissen Afrikas zu wenig Geld

für landwirtschaftliche Entwicklung sowie Wasser und Sanitär379 auszugeben. Allerdings ist

die Situation in Afrika in praktisch allen Bereichen (so auch Gesundheit380 und Bildung381)

schlechter als auf den anderen Kontinenten: Die unteren Plätze des HDI sind durch die Staa-

ten Schwarzafrikas fest abonniert. Zu Recht erhält Afrika daher im Vergleich zu den anderen

Kontinenten den weit größten Anteil der ODA.

Daneben fallen erhöhte Ausgaben in Policy-Bereichen auf, was auf eine starke Reformorien-

tierung hinweist. Deutlich gestiegen sind die Ausgaben für Governance und Zivilgesellschaft,

was ebenfalls dafür spricht, dass die EWP, neben dem Wunsch administrative Strukturen für

effektive Armutsbekämpfung zu schaffen, auch darauf ausgelegt ist, ein gewisses Set an Wer-

ten zu etablieren. Auf Auswirkungen der Marktliberalisierung für die unteren Einkommens-

schichten scheint das DFID nicht einzugehen. Das Allokationsmuster tendiert daher zum auf-

geklärten Selbstinteresse. Auf eine altruistische Motivation deutet das hohe Budget für Katas-

trophenhilfe hin.

Merkmale egoistischer Motivation lassen sich in der Allokation nicht finden. Instrumente zur

systematischen Unterstützung britischer Handelsinteressen hat New Labour abgeschafft. An-

gesichts der immer noch deprimierenden ökonomischen Situation in der Mehrzahl der Staaten

378 Gieg / Müller-Brandeck-Bocquet, a.a.O., S. 279.
379 Der Human Development Report (HDR) 2006 zeigt in der Rubrik „Population with sustainable access to improved

sanitation“, dass sich überwiegend afrikanische Länder am Ende der Liste befinden: allein von den letzten 30 Länder
liegen 22 in ASS. Vgl. UNDP: HDR 2006. New York 2006, S. 305-308.

380 Zieht man z.B. die Lebenserwartung als einen Indikator für allgemeine Gesundheit heran, so befinden sich 29 der 30
Länder in denen Menschen die niedrigste Lebenserwartung haben in Subsahara-Afrika, ein ähnliches Bild bietet ein
Blick auf die HIV-Infektionsrate.Vgl. UNDP, HDR 2006, a.a.O., S. 311-318.

381 24 der 30 Länder mit den geringsten Prozentsatz von Kindern in der Grundschule liegen in Subsahara-Afrika (soweit
Daten vorhanden). Vgl. UNDP, HDR 2006, a.a.O., S. 323-326.
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in Subsahara-Afrika nach bis zu fünfzigjähriger Behandlung mit verschiedenen entwicklungs-

politischen Rezepten, dürfte sich die einstige Hoffnung, jene mit EWH kurz- oder mittelfristig

in blühende Abatzmärkte zu verwandeln, weitgehend erledigt haben. Allerdings finden sich

unter den Hauptempfängern britischer ODA verdächtig viele wirtschaftlich relativ starke

Staaten. Außerdem räumt die Regierung offenbar in Einzelfällen den Zustandekommen von

Wirtschaftsverträgen unnötige Priorität vor Entwicklungsbelangen ein. Jedenfalls sind £28

Mio. und 100 Arbeitsplätze (im Falle Tansanias) wohl noch kein Grund, ein vitales nationales

Interesse anzumelden. So werden zum Schutz der Rüstungsindustrie offenbar auch unter New

Labour ethisch bedenkliche Waffenlieferungen genehmigt. Insgesamt ist die Bilanz im ökono-

mischen Bereich damit sehr gemischt.

Auf der Ebene der Politikformulierung ordnet Großbritannien die Unterentwicklung Afrikas

als klares globales Sicherheitsrisiko ein. Die Ausgestaltung dieser Politik ist aber noch am

Anfang. Während Autoren auf gestiegenes Engagement in Post-Konflikt-Staaten verweisen,

ist dieser Zusammenhang bei der Allokation der ODA noch nicht ausgeprägt. Das DFID hat

außerdem klar gemacht, sicherheitspolitische Aspekte seines Programms der Armutsbe-

kämpfung klar unterzuordnen. Zumindest die EWH an sich soll offenbar nicht sekuritisiert

werden. Mit der humanitären Intervention in Sierra Leone hat Großbritannien Engagement für

Demokratie und Menschenrechte demonstriert. Sie blieb jedoch ein Einzelfall. Bevor der Re-

gierung hier Inkonsequenz vorgeworfen wird, muss jedoch an die Kosten eines solchen Ein-

griffs und die Tatsache erinnert werden, dass bei militärischen Interventionen oft eine Abstim-

mung mit anderen Mitgliedern der internationalen Gemeinschaft notwendig ist. Die sicher-

heitspolitische Linie in Subsahara-Afrika entspricht zusammenfassend konzeptionell dem auf-

geklärten Selbstinteresse. Von dieser Linie wird aber auf der einen Seite durch die Sicher-

heitsinteressen möglicherweise unterminierende Waffenverkäufe abgewichen (egoistisch).

Auf der anderen Seite sollen möglichst wenige Ressourcen von der Armutsbekämpfung

zugunsten sicherheitsrelevanter Projekte abgezogen werden (altruistisch).

Die angekündigte Bindung der Hilfe an Reformen und die Einhaltung der Menschenrechte

lässt sich kaum nachweisen. Barratt kam sogar zu dem Ergebnis, dass „states with worse hu-

man rights record were actually more likely to receive aid than the ones with better human

rights records“ und „recipient human rights record does not appear to be related to aid

level“.382 Die Erklärungsmöglichkeiten hierfür weisen unter ethischen Gesichtspunkten in

verschiedene Richtungen: Nach Barratt werden Menschenrechtsverletzungen nur sanktioniert,

wenn der Staat für britische Im- und Exporte keine Rolle spielt, was auf eine egoistische Mo-

382 Barratt, a.a.O., S. 59.
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tivation deutet. Ihr Fazit lautet, „human rights do matter – but only if it is not too expen-

sive“.383 Neben diesem Motiv spielt die Tatsache eine Rolle, dass ein hohes ODA-Budget

einen gewissen Einfluss auf eine Regierung ermöglichen kann, der nötig ist, um sie zu Refor-

men zu bewegen. Dies entspräche einer Motivation des aufgeklärten Selbstinteresses. Schließ-

lich begründet die Regierung hohe ODA auch bei enttäuschten Erwartungen damit, die Bevöl-

kerung nicht anstelle ihrer Regierung sanktionieren zu wollen. Dies wäre wiederum altruis-

tisch. Insgesamt zeigt sich so bei aller Varianz eine Politik des aufgeklärten Selbstinteresses.

4.4. Fallstudien

Bevor nun die britische Entwicklungszusammenarbeit mit Malawi, Kenia und Nigeria ge-

nauer untersucht wird, soll zunächst die Fallauswahl begründet werden.

4.4.1.Auswahl der Fallstudien und Datenmaterial

Im vorangegangenen Kapitel wurde überprüft, welche Merkmale die Staaten Afrikas erfüllen,

die am meisten ODA pro Kopf erhalten. Es hat sich gezeigt, dass die Zugehörigkeit zum

Commonwealth das wichtigste Kriterium zu sein scheint. Nur zwei Commonwealthstaaten

erhalten relativ wenig: Mauritius, das vergleichsweise weit entwickelt ist, und der Kleinstaat

Swasiland. Darüber hinaus spielen Wirtschaftsbeziehungen eine Rolle; erst an dritter Stelle

stehen offenbar Bedürftigkeit und die Größe des Landes.

In den Fallstudien soll es daher nicht mehr darum gehen, wie viel ein Land bekommt. Statt-

dessen sollen in drei Ländern, die sich durch eine umfangreiche Entwicklungszusammenarbeit

mit Großbritannien auszeichnen, die Programme genauer untersucht werden. Die Fragen

dabei lauten: Erstens, was geschieht mit der EWH, wofür wird sie verwendet? Zweitens, wie

ist die spezifische Situation im Land, welche Interessen könnten hier aus Sicht Großbritan-

niens und der internationalen Gemeinschaft bestehen? Und schließlich drittens, welcher

mögliche Zusammenhang besteht zwischen den Antworten auf die ersten beiden Fragen? So

soll ermittelt werden, wie sich britische Interessen auf das Profil der EWP auswirken und ob

diese unter diesen Umständen ethisch ist. Daher sollen drei Länder ausgesucht werden, die

sich insofern ähnlich sind, als sie alle Entwicklungsländer in Subsahara-Afrika sind und mit

Großbritannien eine umfangreiche entwicklungspolitische Zusammenarbeit pflegen. Auf der

anderen Seite sollten in den Ländern selbst unterschiedliche Bedingungen herrschen, die sich

auf die Interessenkonstellation des Gebers auswirken könnten. Dabei geht es um Unterschiede

383 Barratt, a.a.O., S. 59. Hervorhebung im Original.
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hinsichtlich der Größe, der regionalen Bedeutung, der Wirtschaftskraft, der Sicherheitslage,

der sozialen Situation und der Qualität des Regierens.

Tabelle 8: Vergleich sozialer Indikatoren in Malawi, Kenia und Nigeria

Malawi Kenia Nigeria

Einkommensgruppe 2003
384 LDC LIC LIC

HDI Wert 2004
385 166 152 159

Lebenserwartung 2004 39,8 47,5 43,4

HIV-infiziert (15-49 Jahre) 2005 14,1% 6,1% 3,9%

Bevölkerung mit ständigem Zugang zu sau-
berem Wasser 2004

73% 61% 48%

Unterernährter Anteil der Bevölkerung 2001-
2003

34% 31% 9%

Alphabetisierungsrate unter Erwachsenen

(ab 15 Jahren) 2004

64,1% 73,6% -

Schulbesuch (Grund-, Sekundär- und Tertiär-
stufe kombiniert) 2004

64,3% 60,1% 55%

GDP pro Kopf (PPP US$) 646 1.140 1.154

Bevölkerung in Mio.
386 13,2 35,6 141,4

DFID: „fragile state“
387 nein ja ja

Ausgewählt wurden schließlich die Commonwealthstaaten Nigeria, Malawi und Kenia, wobei

die beiden ersteren die größten Gegensätze repräsentieren und Kenia eher ‚zwischen den

Polen’ steht. Nigeria wird nicht zu den LDCs gezählt. Das Land ist als Schlüsselstaat für die

Sicherheit und wirtschaftliche Entwicklung der Region bedeutsam: Einerseits negativ als kri-

tische, weil fragile Größe, andererseits positiv etwa durch Teilnahme an Peacekeeping-Mis-

sionen. Das wirtschaftliche Interesse an Nigeria ist auf Grund der Rohstoffe und der Größe

des Marktes erheblich. Massive soziale und Sicherheitsprobleme besonders im ölreichen

Nigerdelta gefährden jedoch die Entwicklung. In Kenia sind die Faktoren Nigerias sozusagen

mit abgeschwächter Relevanz anzutreffen: Der Staat ist ebenfalls kein LDC, die Wirtschaft im

afrikanischen Vergleich stark. Für westliche Märkte ist Kenia aber nicht so interessant wie

Nigeria. Auch Kenia ist in der Region eine entscheidende Größe, hat auf dem internationalen

Parket jedoch weniger Gewicht als Nigeria. Sicherheitsprobleme resultieren aus der porösen

Grenze zu Somalia. Malawi wiederum ist einerseits extrem arm, wirtschaftlich sehr schwach,

andererseits aber auch sicherheitspolitisch stabil. Vom Land geht keine Gefährdung für die

384 OECD: Geographical Distribution of Financial Flows to Aid Recipients 1999 - 2003. Paris 2005, S. 323.
385 HDI sowie sieben folgende Indikatoren vgl.: UNDP: Human Development Report 2006.
386 UN Population Division: World Population Prospects: The 2006 Revision Population Database.
387 Fragile Staaten: F.S. sind beziehen sich hier auf die vom DFID übernommene Definition der World Bank's Country Policy

and Institutional Assessments. Vgl.: DFID: Why we need to work more effectively in fragile states, a.a.O., S. 7, 27f.
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Region aus. Auf Grund seiner schwachen Ressourcen kann es über seine Grenzen hinaus

jedoch auch kaum positive Relevanz entfalten.

In Malawi haben die Menschen am meisten mit Krankheiten und Unterernährung zu kämpfen.

Bildungssystem und sanitäre Situation sind in Nigeria am schlechtesten, dafür ist das Problem

der Unterernährung dort weniger gravierend. Kenia hat von den drei Ländern das beste Bil-

dungssystem und die höchste Lebenserwartung. Die drei Staaten zeichnen sich somit auch

durch unterschiedliche Bedürftigkeiten aus (vgl. Tabelle 8).

4.4.2.Studie Malawi

Auf dem Gebiet des alten Maravi-Reiches entstand 1891 das British Central Africa Protecto-

rate. 1907 umbenannt in Nyasaland, musste das Land ab 1953 mit Rhodesien eine unpopuläre

Föderation eingehen.388 Gegen sie regte sich erheblicher Widerstand, einer ihrer Führer wurde

1958 Hastings Kamuzu Banda. Am 1. Februar 1963 erlangte Banda das Präsidentenamt. Im

folgenden Jahr am 6. Juli wurde Malawi als Mitglied des Commonwealth unabhängig. Banda

blieb 30 Jahre Präsident, bevor er, 90-jährig, erstmals ein Mehrparteiensystem zuließ. Aus den

Wahlen 1994 ging Bakila Muluzis United Democratic Front als Sieger hervor. Nach seiner

zweiten, erfolglosen und durch Verfall geprägten, Amtszeit von 1999 bis 2004 wurde Bingu

wa Mutharika zum Präsidenten gewählt, der sich schnell von seinem Vorgänger abzuheben

bemühte.

Malawi hat zwar nur 13 Mio. Einwohner, ist aber das dichtbesiedeltste Land in Subsahara-

Afrika und gehört zu den ärmsten der Welt. Zu der massiven Inflation seit 2003 kam 2005

noch eine schwere Dürre.389 Die Lebenserwartung war da bereits von 48 Jahren 1990 auf 38

Jahre 2002 gefallen, woran AIDS (16,4% der Erwachsenen sind infiziert) und Malaria einen

erheblichen Anteil hatten.390 Die Sterblichkeit von Kindern und Müttern ist selbst im afrikani-

schen Vergleich hoch. Frauen sind stark benachteiligt, ihr struktureller Missbrauch ist traditio-

neller Teil des politischen Machtsystems.391 Unterschiedliche Auffassungen gibt es über die

Stärke der Zivilgesellschaft, ihr Engagement verhinderte jedoch eine dritte Amtszeit Mulu-

388 Engel, Ulf: Malawi, in: Hofmeier / Mehler (Hrsg.): Kleines Afrika-Lexikon, S. 181f., S. 181.
389 Freedom House: Country Report – Malawi, Countries at the Crossroads 2006.
390 DFID: Malawi Country Assistance Plan Malawi 2003 – 2006, London, April 2003, S. 2.
391 Booth et al.: Drivers of Change and Development in Malawi, ODI Working Paper 261, London, Januar 2006, S. 11. Unter

Banda und Muluzi hatten Frauen Parteifunktionären für sexuelle Gefälligkeiten zur Verfügung zu stehen. Dies geschah
oft mit Wissen und Einverständnis der Familien, die im Gegenzug Posten, Aufträge oder Geld erhielten. Erst Mutharika
verzichtete auf dieses System.
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zis.392 Malawi ist stark abhängig von EWH, die bis zu 57% aller öffentlichen Ausgaben aus-

gemacht hat.393

4.4.2.1. Britische Interessen in Malawi

Ökonomische und sicherheitspolitische Interessen Großbritanniens sind in Malawi praktisch

nicht auszumachen. Das Land ist wirtschaftlich schwach, hat keinen Meerzugang, der Trans-

porte erleichtern würde, die Infrastruktur ist schlecht. Nennenswerte Bodenschätze gibt es

nicht. Malawi ist überwiegend agrarisch geprägt, wobei eine nur kurze Regenphase, Über-

nutzung und Bodenerosion die Erträge mindern. Das Hauptanbau- und Exportprodukt ist

Tabak. Die Einkommenssituation wird verschlimmert durch den ökonomischen Niedergang

Simbabwes, wo etwa zwei Mio. Malawier eine Arbeit gefunden hatten.394

Graphik 18: Malawi: Entwicklung der ODA und des Handels mit Großbritannien

$0,00

$20,00

$40,00

$60,00

$80,00

$100,00

$120,00

$140,00

1975 1977 1979 1981 1983 1985 1987 1989 1991 1993 1995 1997 1999 2001 2003 2005

bilaterale ODA in Mio. US$ Exporte nach Malawi in Mio. US$

Importe aus Malawi in Mio. US$

Quelle: IMF Direction of Trade Statistics Yearbooks (1982, 1986, 1992, 1998, 2006). OECD Statistics, Dataset:

DAC2a Official Development Assistance_Disbursements. Eigene Darstellung.

Das Handelsvolumen mit Großbritannien ist gering und über die Jahre kontinuierlich ge-

sunken, gleichzeitig stieg die Summe der ODA deutlich an (vgl. Graphik 18). Die britische

Handelskammer sieht zwar hoffnungsvolle Signale und lobt, „Malawi’s economy couldn’t be

in better hands under the control of President Bingu wa Mutharika, who is an economist“.395

Doch für eine Prognose zur Entwicklung der Wirtschaftsbeziehungen ist es zu früh. Zwar

lässt sich in den letzten zwei Jahren ein Anstieg der Importe feststellen und die neue Regie-

392 Barnett et al. sehen die Zivilgesellschaft eher schwach ausgeprägt (vgl. ebenda: Evaluation of DFID Country Programmes.
Country study Malawi 2000 – 2005, DFID Evaluation Report EV661, London, April 2006. S. 16), während Freedom
House sie als „vibrant“ bezeichnet (vgl. Freedom House, Country Report Malawi).

393 Barnett et al., S. 7.
394 DFID: CAP Malawi, a.a.O., S. 11.
395 Link2Export/BCC: Export Profile Malawi.
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rung mag erste, für Wirtschaftstreibende vielversprechende, Schritte unternommen haben.

Aber bisher wurde das Investitionsklima als „hostile“ und „miserable“396 beschrieben.

Sicherheitspolitisch ist Malawi ebenfalls unbedeutend. Es gibt keine Nachbarschaftskonflikte,

die ethnischen Gruppen im Land leben bis auf vereinzelte Zwischenfälle friedlich zusam-

men397 und auch innerstaatliche Zerfallsprozesse sind trotz der Schwäche der Verwaltung

nicht dokumentiert. Vom Land geht keine Bedrohung für die regionale oder internationale Si-

cherheit aus. Auf der anderen Seite ist die malawische Regierung auf Grund ihres in den

letzten Jahren eher erratischen Politikstils und der geringen Bedeutung des Landes auch kein

gefragter Partner auf dem internationalen Parkett. Allerdings trainiert Großbritannien

malawische Truppen für Friedensmissionen im Rahmen der AU.

Graphik 19: ODA an Malawi in Mio. in US$
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Quelle: OECD Statistics, Dataset: DACref_Reference Total Net ODA (current prices). Eigene Darstellung.

4.4.2.2. Britische Entwicklungshilfe in Malawi

Die Beziehung zwischen Großbritannien und Malawi ist seit jeher eng. Banda regierte Malawi

zwar diktatorisch, aber, im Gegensatz zu den Nachbarländern, auch pro-westlich und ökono-

misch relativ erfolgreich. Da er sich zudem in den 1980ern als kooperativer Partner in Bezug

auf Empfehlungen des Internationalen Währungsfonds (IMF) zeigte, blieben westliche Ge-

berstaaten dem Präsidenten während des Kalten Krieges wohl geneigt. Gerade Ende der

1980er stieg die britische ODA. Nach dem Ende des Systemkonflikts geriet jedoch der anti-

demokratische Stil Bandas ins Visier der Geber. Unter ihrem und inneren Druck (1992 wurde

EWH teilweise eingefroren) ließ er 1994 erstmals Wahlen zu.398 Das Malawi-Programm

Großbritanniens ist heute eines der umfangreichsten in Subsahara-Afrika mit einem hohen

Pro-Kopf-Betrag von rund $61 von 1997 bis 2005. Das Volumen der ODA ist über die letzten

Jahre schwankend aber mit klarem Trend gestiegen (vgl. Graphik 19).

396 Booth et al., a.a.O., S. 28. DFID: CAP Malawi, a.a.O., S. 4.
397 Freedom House, Country Report Malawi, a.a.O.
398 FCO: Country Profile Malawi.
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Country Assistance Plan 2003

Der Malawi CAP bietet, unter den in dieser Arbeit untersuchten, am wenigsten Klarheit über

Programmschwerpunkte und finanzielle Ausstattung. Auch der Evaluationsreport des Pro-

gramms enthält nicht im vergleichbaren Umfang Daten, wie der im Report zum CAP

Kenia.399 Der negative Eindruck korrespondiert mit dem Urteil der Evaluierenden des DFID,

die feststellten, „it is not yet clear what DFIDM [DFID Malawi] will support and how“.400

Der ‚Fokus’ der EWH liegt laut CAP auf nachhaltigem Wachstum, verbesserten Lebensräu-

men, öffentlichen Dienstleistungen für Arme und verbessertem Regieren zu ihren Gunsten.

Dies ist im Wesentlichen auch der Kern der Poverty Reduction Strategy (PRS) der malawi-

schen Regierung, die das DFID unterstützt. Daneben steht die Bekämpfung von HIV/AIDS

und Lebensmittelknappheit, sowie Umweltschutz auf der Agenda.401 Mittel dazu sind direkte

Zuschüsse zum Staatshaushalt und so genannte Harmonised Sector Programmes, bei denen

einzelne Projekte in den Sektoren Lebensmittelsicherheit, Lebensräume (Land- und Forstwirt-

schaft, Sicherungssysteme für Notfälle wie Dürren), Gesundheit, Bildung, Sicherheit und Zu-

gang zum Rechtssystem jeweils innerhalb des Sektors aufeinander abgestimmt werden sollen.

Innerhalb des Governance-Bereichs will das DFID die PRS-Implementation beobachten,

durch technische Hilfe das Finanzmanagement und die öffentliche Verwaltung reformieren

helfen, Bürgerrechte stärken und ein Programm zum Ausbau des Außenhandels unterstützen.

Als Cross-Cutting Programmes fördert DFID die nationale HIV/AIDS-Bekämpfungsstrategie

und will sicherstellen, dass sämtliche Entwicklungsprojekte in Einklang mit dem Umwelt-

schutz stehen. Ferner ist eine stärkere Zusammenarbeit und Abstimmung mit den anderen

großen Gebern geplant.402 Die Programme sollen in den Jahren 2003/04, 2004/05 und

2005/06 mit jeweils £47 Mio. gefördert werden, plus je £15 Mio. Haushaltszuschuss, was in

etwa mit den zwischen 2003 und 2005 an ODA verbuchten $100 bis $120 Mio. korrespondie-

ren würde. Schwerpunktsetzungen sind in den nicht mit Zahlen versehenen Kreisdiagrammen

des CAP Expenditure Plans nur zu schätzen. Demnach ist circa ein Viertel der £47 Mio.

jährlich für „pro-poor governance including economic and financial management“ eingeplant.

Ein Fünftel steht für „Livelihoods“ zu Verfügung, der größte Teil (knapp ein Drittel) für

„Health and Population“. Ein gutes Viertel teilen sich „Plans under consideration“ und

Bildung.403

399 Zumindest lässt der Malawi-Report eine ähnlich umfassende Aufstellung über Allokationen von ODA wie im Kenia-
Report vermissen. Es wurden nicht alle genannten Programme auch finanziell beziffert.

400 Barnett, a.a.O., S. x.
401 DFID: CAP Malawi, a.a.O., S. 2.
402 Ebenda, S. 15-20.
403 Ebenda, S. 21.
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Der CAP wurde aber nur teilweise implementiert. Denn er war nach Ansicht der Evaluieren-

den auf die Bedingungen in Malawi nicht abgestimmt, sondern eher der Versuch, entwick-

lungspolitische Leitlinien der DFID-Zentrale in London mechanisch umzusetzen. Diese setzte

– als Administrationskosten bei steigendem Budget reduziert werden sollten – auf mehr Haus-

haltszuschüsse und das „ownership“-Prinzip. Geber und Nehmer sollten mehr zusammen-

arbeiten, gemeinsam Fortschritte bzw. Rückschritte evaluieren und daraus Schlüsse ziehen.

Einseitige Sanktionen des Gebers sollten vermieden werden. Zu den Vorgaben gehört auch

messbarer Fortschritt im Bereich der MDG, was sich im hohen Gesundheitsbudget zeigt.

Obwohl dies zweifelsohne sinnvoll ist, führe es jedoch zur Vernachlässigung ‚schwieriger

Bereiche’ wie der Landwirtschaft. Auch die geschlechtliche Gleichstellung, obwohl Teil des

CAP, „is not identified as a field of comparative advantages for DFID“.404

Graphik 20: Programme Malawi: tatsächliche Allokation von DFID-Mitteln

unter New Labour in Mio.£5,60

£174,95

£97,10

£62,80

£48,00

HIV/AIDS & Gender

Health (inkl. Indirekt HIV/AIDS)

Education

Rural livelihoods

Governance (inkl. Finanzen)

Quelle: Barnett et al., a.a.O., S. 27-33. Eigene Darstellung.

Unter den in der Evaluation aufgeführten Programmen, für die sich das DFID unter New La-

bour verantwortlich zeichnet (weil sie zwischen 1997 und 2007 zu Ende geführt, durchgeführt

bzw. begonnen wurden), beansprucht der Bereich Gesundheit knapp die Hälfte der finanziel-

len Mittel (£174,95 Mio.) (vgl. Graphik 20). Großbritannien unterstützt die Ausbildung und

Bezahlung von Ärzten, die gesundheitliche Betreuung werdender Mütter, bekämpft sexuell

übertragbare und epidemische Krankheiten durch Aufklärung, Impfungen und Verteilung von

Moskitonetzen. Ein Viertel wurde für Bildung ausgegeben (£97,1 Mio.). Hier adressiert das

DFID Engpässe, die durch die Einführung kostenloser Grundschulbildung 1994 entstanden

sind, wie der Mangel an Lehrern und Klassenräumen. £48 Mio. wurde für den Governance-

Bereich bereitgestellt, der Finanzmanagement einschließt. Wirtschaft fehlt als eigenständiger

Posten völlig. Ein Sechstel (£62,8 Mio.) schließlich entfällt auf den Sektor ländliche Lebens-

räume und Ernährung, wobei die Allokation hier nicht eindeutig ist.405 Lediglich in den Aus-

404 Barnett et al., a.a.O., S. 13.
405 Die Zahlen beziehen sich auf den Evaluationsreport. Die Übersichten im Report selbst und die Übersichten im Anhang

enthalten nicht die gleichen Programmbezeichnungen. Beträge, besonders die Allokationen im Bereich „Livelihoods“
sind teils schwer zu vergleichen. Vgl. Barnett et al., a.a.O., S. 27-33, 69-73.
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sagen Benns ließen sich z.B. Zahlen über den Ausbau sanitärer Anlagen finden. Hier beteilige

sich das DFID mit £1,48 Mio. an 3.550 Bohrlöchern für die Wasserversorgung.406 In Folge

der Dürre 2005 sein zudem £20 Mio. für Lebensmittel bereitgestellt worden.407 Zumindest

letztere sind offenbar jedoch nicht in der Programmübersicht des Evaluationsreports erfasst.

Die Entwicklungspolitik vor dem Hintergrund der Lage in Malawi und den
Erwartungen Großbritanniens

Sowohl Banda als auch Muluzi hatten Schwierigkeiten „to distinguish between private sector

resources, state resources and the resources of the ruling party“.408 Doch während unter Banda

die öffentliche Verwaltung offenbar effizient arbeitete, kam es unter Muluzi zu einem drasti-

schen Qualitätsverfall. Seiner Politik mangelte es generell an Kohärenz.409 Besonders die

zweite Amtszeit war gekennzeichnet von „progressive decline in the quality of fiscal mana-

gement, increasing corruption and generally declining standards of public management“.410

Am Ende dieser Periode „Malawi was at the edge of an abyss“.411 Der CAP 2003 zeigt sich

über die Leistungen der demokratischen Regierung seit 1994 klar ernüchtert. Das Wachstum

sei enttäuschend, Politik- und Reformversprechen nicht eingelöst und die Korruption nicht

entschieden bekämpft worden. In Bezug auf Armutsbekämpfung und Wachstum „remain sig-

nificant concerns about the willingness of government to adopt the measures required to

achieve this”.412 Daher sei die Effektivität aller Programme, die durch die Zentralregierung

durchgeführt werden, prinzipiell in Frage gestellt.413

Insofern verwundern zwei Dinge: Erstens, dass DFID direkte Zuschüsse zum Staatshaushalt

gewährte, obwohl die Bedingungen hierfür offenbar nicht erfüllt wurden.414 Laut Evaluation

„there is not much to show for the £72 million of support disbursed during the 2000-2003 pe-

riod“.415 Im britischen Parlament wunderte man sich unterdessen, wie die malawische Regie-

rung eine ganze Flotte luxuriöser Mercedes-Limousinen für ihre Minister finanzieren konn-

te.416 Der CAP erkennt, dass Finanzmanagementsysteme schwach und teilweise nicht existent

sind. Außerdem bestehe das Risiko, „that the Government may divert development resources

406 Benn, Hilary, in: House of Commons, Hansard, Malawi, 18.07.2006, C. 260W-261W, C. 260W.
407 Benn, Hilary, in: House of Commons, Hansard, Malawi: Malnutrition, 29.06.2006, C. WA187.
408 Booth et al., a.a.O., S. viii.
409 Ebenda, S. viii, x.
410 Barnett et al., a.a.O., S. 3.
411 Booth et al., a.a.O., S. vii.
412 DFID: CAP Malawi, a.a.O., S. 2, 6.
413 Barnett et al., a.a.O., S. xii.
414 Claussen et al., Evaluation of General Budget Support – Malawi Country Report, University of Birmingham, May 2006,

S. 86.
415 Barnett et al., a.a.O., S. ix.
416 House of Commons, 06.03.2001, a.a.O., C. 177.



103

for purely political purposes“.417 Dennoch plant das DFID in Malawi ab 2003 weiter direkte

Haushaltszuschüsse. Besonders als nach der Wahl 2004 die Finanzkrise so akut war, dass die

Zahlung von Löhnen unmöglich schien, sahen sich Großbritannien und andere Geber gezwun-

gen, einzuspringen.418 Für die Jahre 2005 bis 2008 hat das DFID laut Benn 50% seiner Mittel

an Malawi für Haushaltszuschüsse ausgegeben bzw. eingeplant.419

Zweitens, ist die Unterstützung des Reformplans der Regierung (PRS) als Kernstück des CAP

zweifelhaft. Zumal dieser feststellt, dass „PRSP[aper] does not tackle conditions of service in

the public sector, the lack of progression through the education system or AIDS attrition in

both public and private sectors“.420 Laut Barnett war es ein prinzipieller Defekt des CAP,

überhaupt anzunehmen, dass die Regierung die Absicht habe, die PRS umzusetzen.421 Der

CAP behält sich eine Reduzierung der Entwicklungsarbeit vor, sollte sich das Engagement der

Regierung nicht ändern.

Graphik 21: Malawi: Entwicklung der ODA pro Kopf im Vergleich zu

Korruption und Freiheitsrechten
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Ab Ende 2004 scheint es für Optimismus Berechtigung zu geben, denn der neue Präsident

Mutharika und sein Finanzminister zeigten sich „committed to real improvement in economic

and financial management“.422 Doch zum Zeitpunkt der Veröffentlichung des CAP war dies

nicht absehbar. Außerdem hat sich laut Freedom House und TI die Lage der politischen und

417 DFID: CAP Malawi, a.a.O., S. 12, 9.
418 Booth et al., a.a.O., S. 31.
419 Benn, in: House of Commons, 29.06.2006, a.a.O.
420 DFID: CAP Malawi, a.a.O., S. 7.
421 Barnett et al, a.a.O., S. ix.
422 Ebenda, S. 3.
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der Bürgerrechte in den letzten Jahren leicht verschlechtert sowie die Korruption zugenom-

men. Die Werte sind zwar besser als für die beiden anderen untersuchten Länder, doch der

Trend ist negativ (vgl. Graphik 21). Die Wahlen 2004 seien trotz des Wechsels „less than fair

and free“ gewesen.423 Mutharika startete nach seinem Amtsantritt zwar einen beachtlichen

Feldzug gegen die Korruption, der zu zahlreichen prominenten Verhaftungen führte – aller-

dings sollen sich unter den Angeklagten vor allem Gegenspieler des Präsidenten befinden. Es

zeigt sich damit keine Bindung von ODA an die Qualität der Regierungsarbeit. Denn die

EWH stieg ab 2003 deutlich an.

Der Schwerpunkt der EWH liegt neben Haushaltszuschüssen auf Gesundheit, Bildung, Le-

bensräumen und Governance. Innerhalb des letzten Bereichs geht es dabei laut CAP stärker

um Finanzmanagement und die Qualität der Verwaltung, als um Demokratisierung und Bür-

gerrechte. Die Missstände sind hier jedoch auch längst nicht so gravierend wie z.B. in Nige-

ria. Obwohl gerade in den letzten Jahren mehrfach klar verletzt, werden Presse- und Ver-

sammlungsfreiheit generell gewährt. Das gleich gilt für faire Prozesse vor Gericht. Mängel

und teils gravierende Rechtsverletzungen resultieren aber aus der Schwäche der entsprechen-

den Institutionen. So ist die Polizei korrupt und so schlecht ausgebildet, dass sie oft die Ge-

setze nicht kennt. Angeklagte warten nicht selten zehn Jahre auf einen Prozess.424 In diesem

Bereich ist DFIDM bedarfsgerecht tätig gewesen, der Justizsektor hatte finanziell den weit

größten Anteil im Governance-Bereich.

Gemessen am Bedarf kommt das Engagement für die Gleichberechtigung von Frauen zu kurz.

Fast nichts geschieht im schwachen Wirtschaftssektor. Auch Aktivitäten im ländlichen Be-

reich sind begrenzt, zieht man in Betracht, dass nicht nur im Export, sondern auch die

Nahrungsmittelversorgung Malawis von der eigenen Landwirtschaft abhängt. Lediglich ein

Programm zur Verteilung von Saat und Dünger ist aufgeführt, dass 2004/05 offenbar jedoch

ein teures Fiasko war.425 Offenbar blieb das umgesetzte Programm insgesamt im Bereich Le-

bensräume hinter den Absichten des CAP zurück (so auch in Bezug auf den Aufbau von

Sicherungssystemen für den Katastrophenfall).426 Das DFID wurde auch beschuldigt, im

Rahmen der Zusammenarbeit mit den USA Gelder verschwendet zu haben: Wie die britische

Presse berichtete, gab das DFID von den £3 Mio. eines Projekts £586.423 für Hotelrech-

423 Freedom House, Country Report Malawi, a.a.O.
424 Ebenda.
425 Booth et al., a.a.O., S. 22. Besonders auf Grund von Fehlinformation und Missmanagement der Regierung kamen

bereitgestellte Düngermittel so spät bei den Bauern an, dass sie innerhalb des an die Regenzeit gebundenen Erntezyklus
nicht mehr wirksam eingesetzt konnten. Geber, die wie Großbritannien den Großteil ihres Agrarbudgets in das
Programm gesteckt hatten, reagierten frustriert.

426 Barnett et al., a.a.O., S. 15.
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nungen von US-Beratern, £126.062 für ihre Mahlzeiten427 und £1 Mio. für ihre Gehälter aus.

Laut BBC sei das DFID jedoch „happy that the expenses were all in line with the needs of the

project“.428

4.4.2.3. Fazit

Das hohe Budget für ein Land, dessen Zustand Großbritanniens Interessen kaum tangiert,

spricht zunächst prinzipiell für eine altruistische EWH. Wirtschaftlich ist Malawi reizlos.

Auch in sicherheitspolitischer Hinsicht wäre eine weitere Verarmung in Kauf zu nehmen, da

es im Land trotz der prekären sozialen Situation offenbar noch nicht zu Spannungen gekom-

men ist, aus denen eine (über-)regionale Gefahr erwachsen könnte. Die Erhöhung der ODA

unter New Labour erscheint so als Reaktion auf den erhöhten Bedarf infolge des wirt-

schaftlichen und sozialen Abstiegs.

Auf den ersten Blick ist die Allokation der EWH bedürfnisorientiert: Das meiste Geld fließt –

bitter benötigt – in den Gesundheitsbereich, Großbritannien leistet Lebensmittelhilfe für das

chronisch unterernährte Drittel der Bevölkerung. Ferner wird der Bildungsbereich gezielt

unterstützt. Einen geringen Anteil an der EWH hat der Governance-Sektor. Die Situation der

Bürgerrechte ist hier im Vergleich zu den anderen Staaten jedoch auch besser. Besondere

Unterstützung erfährt innerhalb des Sektors bedarfsgerecht das schwache Justizwesen. Auch

ein Programm zur Verbesserung des Finanzmanagements wurde lanciert. Allerdings wird die

ländliche Entwicklung vernachlässigt, die essentiell wäre bei einem Staat, der von der

Landwirtschaft lebt, aber überbevölkert und durch ungünstige Klimabedingungen behindert

ist. Das gleiche gilt für den Gender-Bereich, der wie die Landwirtschaft offenbar als zu

schwieriges Terrain gilt.

Die Haushaltszuschüsse und die Unterstützung der PRS verwundern angesichts des schlech-

ten Regierungsmanagements. Gemäß der Kategorisierung der Arbeit spricht der Verzicht auf

Konditionierung aber für Altruismus. Auch insgesamt ist die Allokation der EWH der altru-

istischen Kategorie zuzuordnen. Der Begriff „good will“ erscheint teilweise jedoch passender,

da offenbar die Implementierung des Programms zu wünschen übrig ließ.429

4.4.3.Studie Kenia

Kenia war ab 1895 britisches Protektorat, in den 1950er Jahren kam es zu starken Unruhen

und Widerständen gegen die Kolonialherren, der im so genannten Terror der Mau-Mau-Bewe-

gung gipfelte. Ihr Kampf richtete sich gegen weiße Siedler und schwarze „Kollaborateure“,

427 Guardian: Anger as £700,000 of £3m British aid to Malawi spent on US firms, 29.08.2005.
428 BBC News: You don't bite the hand that feeds, 13.05.2007.
429 Barnett et al., a.a.O., S. 16.
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wobei unter letzteren die Opfer weit zahlreicher waren. Die britische Kolonialmacht ging

ihrerseits scharf gegen die Mau-Mau vor, rund 100.000 Afrikaner wurden inhaftiert. Nach der

Unabhängigkeit 1963 gehörte Kenia als pro-westliches, ökonomisch erfolgreiches Musterland

lange zu den „Aid-Darlings“ in Subsahara-Afrika. Seit 1979 wurde im Zuge von Struktur-

anpassungsreformen die ganze Palette makroökonomischer Empfehlungen der Weltbank in

die Programme für Kenia aufgenommen. Im Zuge dessen kam es zur Liberalisierung von

Preisen und Wechselkursen sowie einer Reihe weiterer Reformen im Finanzsektor.430

Politisch verfestigte sich seit der Unabhängigkeit die Stellung der Kenya African National

Union, deren seit 1982 qua Verfassung gesicherte Alleinherrschaft unter Präsident Daniel

Arab Moi zunehmend autoritäre Züge annahm. 1991 kam es schließlich zum Boykott der

Geber.431 Kenia ging daraufhin zum Mehrparteiensystem über. Doch aufgrund der ethnisch

zersplitterten Opposition kam es erst im Dezember 2002 zum Regierungswechsel durch das

Oppositionsbündnis der National Rainbow Coalition. Präsident ist seitdem Mwai Kibaki.

Kenia ist unter seiner Regierung erheblich demokratischer und freier geworden; Medien, Par-

lament, Parteien und NGOs „function with considerable freedom“.432

Infolge des wirtschaftlichen Niedergangs mit einer Inflationsrate von bis zu 101%433 ver-

schlechterte sich die soziale Lage der Menschen in Kenia in den 1990er Jahren erheblich.

Noch von 1998 bis 2004 fiel die Lebenserwartung von 51,3 auf 47,5 Jahre.434 Massive Kor-

ruption ist eines der Hauptprobleme. Zusätzlich war das Land seit 2004 von Dürren betroffen.

Teilweise kommt es zu Auseinandersetzungen zwischen den verschiedenen Volksgruppen.

4.4.3.1. Britische Interessen in Kenia

Obwohl das Land in den 1990er Jahren eine Rezession erlebte, besitzt es nach wie vor die

stärkste Volkswirtschaft in Ostafrika. Kenia exportiert hauptsächlich Kaffee, Tee und Garten-

bauprodukte. Es ist relativ weit industrialisiert und verfügt im afrikanischen Vergleich über

ein hohes Bildungsniveau, einen aktiven privaten Sektor und ein gutes Infrastrukturnetz.435

Nairobi ist die Kommunikations- und Transportdrehscheibe dieser Region, zahlreiche interna-

tional operierende Firmen haben hier größere Niederlassungen. Großbritannien ist der größte

Investor in Kenia und eines der wichtigsten Exportländer für kenianische Produkte,436 das

430 Hofmeier, Rolf: Kenia, in: Hofmeier / Mehler (Hrsg.): Kleines Afrika-Lexikon. Politik, Wirtschaft, Kultur. Bonn 2005, S.
149-152, S. 150.

431 O'Brien, F.S./Ryan, Terry C.I. : Kenya, in: Devarajan / Dollar / Holmgren (Hrsg): Aid and Reform in Africa. Lessons
from Ten Case Studies. Washington 2001. S. 469-432, S. 493, 511, 489.

432 Freedom House: Coutry Report - Kenia, Countries at the Crossroads 2006.
433 O'Brien, / Ryan, Terry, a.a.O., S. 490f.
434 UNDP: Human Development Report 2000, S. 159. UNDP: Human Development Report 2006, S. 285.
435 Hofmeier, a.a.O., S. 151f.
436 Link2Export in Zusammenarbeit mit British Chamber of Commerce, Export Profile Kenya.
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Investitionsvolumen beträgt etwa £1,5 Mrd. Unter den 60 britischen Firmen mit einer

Dependance in Kenia befinden sich z.B. GlaxoSmithKline und Unilever. Barclays and Stan-

dard Chartered gehören zu Kenias wichtigsten Banken. Darüber hinaus stellt der Tourismus

eine wichtige Einnahmequelle dar – hier sind die Briten die zweithäufigsten Besucher.437

Graphik 22: Kenia: Entwicklung der ODA und des Handels mit Großbritannien
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Quelle: IMF Direction of Trade Statistics Yearbooks (1982, 1986, 1992, 1998, 2006). OECD Statistics, Dataset:

DAC2a Official Development Assistance_Disbursements. Eigene Darstellung.

Während Großbritannien für Kenias Wirtschaft damit ein sehr wichtiger Partner ist, lassen

sich auf der anderen Seite kaum britische Stellungnahmen finden, die eine besondere Rele-

vanz der Handelsbeziehungen für Großbritannien bestätigen. Das Handelsvolumen, zumindest

der Importe, steigt zwar kontinuierlich an, jedoch liefert Kenia keine Güter nach Großbri-

tannien, die unverzichtbar oder schwer ersetzbar sind, wie etwa energieerzeugende Rohstoffe.

Die Entwicklung der ODA scheint vom Auf und Ab der Exporte entkoppelt (vgl. Graphik 22).

Sie stieg auch längst nicht so deutlich an wie die Importe. Allenfalls von 1987 bis 1990 lässt

sich unter Thatcher eine gewisse Parallelität der Entwicklungen beobachten. Im britischen

Parlament wird Kenia im Zusammenhang mit seiner wirtschaftlichen Bedeutung offenbar

nicht diskutiert.438

Was dort jedoch eine Rolle spielt, ist die potentielle Terrorgefahr, die von Kenia ausgeht. Das

FCO warnt: „Terrorist groups, believed to be part of the Al Qaeda network, have targeted

western interests in Kenya and pose a continuing threat”.439 Den ersten Anschlag einer PLO-

nahen Organisation gab es bereits 1980. 1998 und 2002 sind bei Anschlägen auf die US-

Botschaft und ein israelisches Hotel zusammen 247 Menschen umgekommen. Bemerkenswert

437 UK Trade Investment, Country Profile Kenya. FCO, Country Profile Kenya.
438 Stichprobenartige Untersuchungen von ca. 150 Einträgen zum Stichwort Kenia zeigten zahlreiche Debatten, in denen

Korruption, Demokratie und Armut in Kenia thematisiert wurden, jedoch kein einziges Mal die Wirtschaft.
439FCO, Country Profile Kenya.
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ist, dass das Phänomen Terrorismus in Kenia, trotz der Präsenz des Themas, bislang kaum

erforscht ist.440 Kenia befindet sich am Horn von Afrika in schwieriger Nachbarschaft zu

Staaten, die in den letzten Dekaden oft von Konflikten betroffen waren bzw. noch immer be-

troffen sind, wie Somalia, Äthiopien und den Sudan. Die kontinuierliche Nähe der Regierung

zum Westen (besonders den USA, Großbritannien und Israel), als überwiegend christliches

Land (65% der Bevölkerung) in eher islamisch geprägter Umgebung, wird dabei als wichtiger

Grund für terroristische Anschläge gesehen. Derartige Aktivitäten werden offenbar durch die

Regierung des Sudans gezielt unterstützt.441

Dazu kommt die, offenbar vom Westen geteilte, Selbstzuschreibung Kenias als Bastion regio-

nalen Friedens und Prosperität, die Terrorgruppen geradezu herausfordert.442 Kenia engagiert

sich an der NEPAD, hat eines der vier weltweiten UN-Büros, ist Standort des UN Environ-

ment Programme (UNEP) und weiterer Regionalbüros von UN-Organisationen. Das Land

bemüht sich um Frieden in der Region (Sudan, Somalia) und beherbergt die somalische

Exilregierung. Dabei ist Kenia jedoch selbst verwundbar und auf internationale Unterstützung

angewiesen: Die Grenze zum staatlich zerfallenen Somalia destabilisiert Kenias Norden durch

die Bürde von Flüchtlingsströmen und die Ausbreitung krimineller und islamistischer Grup-

pen, die in den Flüchtlingscamps im Norden Kenias einen Nährboden finden.443 Der Weg

durch Kenia sei „now one of the major routes to the very lucrative drug markets of Europe“

für Heroin und Kokain, erklärte FCO Staatsminister Howells. Auch im Kampf gegen den

Terrorismus sei das Land mit seiner Grenze zu Somalia daher die offene Flanke in Ostafri-

ka.444 Die Bemühungen der Regierung werden zusätzlich intern durch die ausufernde

Korruption und einen überforderten Polizeiapparat gefährdet und unterminiert. Nicht zuletzt

stellt auch die hohe Kriminalität eine Bedrohung öffentlicher Sicherheit dar.445 Insgesamt

bewertet das DFID die Lage sicherheitspolitisch jedoch offenbar nicht als besonders

bedrohlich. Es stellte 2004 trotz der Terroranschläge stellte fest:

„Kenya is not a risk of major internal armed conflict, and is neither a threat to nor threatened by its

neighbours: indeed, it has been active in promoting peace and stability in the region.“
446

Dennoch ist Kenia für Großbritannien klar wichtiger Partner in den Bemühungen, Sudan und

Somalia zu stabilisieren. Durch den ACPP unterstützt Großbritannien finanziell und diploma-

440 Otenyo, Eric E.: New Terrorism. Toward an explanation of cases in Kenya, in: African Security Review, Vol. 13, Nr. 3,
2000, S. 75-84, S. 67f.

441 Ebenda, S. 78.
442 Ebenda, S. 81.
443 Foreign Policy / Fund for Peace: Failed States Index 2007, in: Foreign Policy, Nr. 4, S. 45-63, S. 62. Otenyo, a.a.O., S. 78.

Die Anzahl der Flüchtlinge erreichte im November 2006 fast 200.000 (vgl. Benn, Hilary, in: House of Commons,
Hansard, Refugees (Africa), 27.11.2006, C. 261W).

444 People's Daily Online/Xinhua: UK minister expresses concern over drug trafficking, terrorism in Kenya, 12.11.2006.
445 DFID: Kenya Country Assistance Plan 2004 – 2007, London, Februar 2007, S. 5f.
446 Ebenda, S. 5.
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tisch den durch die Inter-Governmental Authority on Development geleiteten Friedensprozess,

der in Kenia verhandelt wird.447 In diesem Rahmen ist auch die britische Armee vor Ort,

deren Präsenz in Afrika generell neben Sierra Leone auf den Standorten in Kenia basiert. Das

British Peace Support Team for East Africa koordiniert und bietet militärisches Training für

die gesamte Region, sowie Unterstützung für das Kenyan Peace Support Training Centre und

das Kenyan Defence and Staff College.448 Nach den Anschlägen in Mombassa unterstützte der

britische Geheimdienst (zusammen mit den USA und Deutschland) die örtlichen Behörden

bei der Suche nach Terroristen. Die drei Mächte kontrollierten ebenfalls den Schiffsverkehr

vor der Küste. Die Royal Air Force hat eine Basis in Nanyuki.449 Ein Report für den ACCP

kommt zu dem Schluss, dass in der Horn/Ostafrika-Region „[t]he magnitude of violence is the

highest of all African regions and has remained particularly strong in the post-Cold War

period“.450 Kenia ist aber trotz aller Probleme eines der wenigen Länder der Region, das am

ehesten noch Teil der Lösung der regionalen Konflikte und Sicherheitsprobleme sein könnte

und zu dem Großbritannien außerdem traditionell gute Beziehungen unterhält. Wenn also die

Instabilität in Subsahara-Afrika von Großbritannien als globales Sicherheitsrisiko eingestuft

wird, dann müsste Kenia sicherheitspolitisch ein wichtiger Partner für Großbritannien sein.

Graphik 23: ODA an Kenia in Mio. in US$
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4.4.3.2. Britische Entwicklungshilfe in Kenia

Großbritannien unterstützte Kenia in den ersten Jahren nach 1963 stark, die ODA blieb dann

jedoch bis 1977 auf niedrigem Niveau. Nach einem kräftigen Anstieg Ende der 1980er Jahre

447 DFID / MOD / FCO, The Africa Conflict Prevention Pool, a.a.O. , S. 15.
448 MOD: Deployments, The British Army in Africa.
449 Otenyo, a.a.O., S.80.
450 Marshall, M. G.: Conflict Trends in Africa, 1946 - 2000. A Macro-Comparative Perspective. Report prepared for the

ACPP, Government of the United Kingdom. DFID / FCO / MOD, September 2006, S. 21.
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verringerte Großbritannien entsprechend dem allgemeinen Trend451 die Hilfe Anfang der

1990er Jahre auf Grund von Korruption, Missmanagement und Demokratiedefizit. Sie fiel

von 75 Mio. US$ 1988 auf 34,8 Mio. 1995. Seitdem stieg die Summe wieder bis auf 86,28

Mio. US$ im Jahr 2005 (vgl. Graphik 23).

Country Strategy Paper 1998 und Country Assistance Plan 2004

Schon das Country Strategy Paper (CSP) von 1998, das der Autorin bis zum Abschluss ihrer

Arbeit leider nicht zur Verfügung stand, trug der Misswirtschaft des Regierungs- und Verwal-

tungsapparates Rechung. EWH sollte in stärkerem Maße durch NGOs, zivilgesellschaftliche

und private Gruppen verteilt werden. In der Absicht, die Lebensbedingungen der ärmsten

Kenianer zu verbessern identifizierte das CSP sechs Einflussbereiche: Governance und Re-

form des Wirtschaftssektors, Bekämpfung der ländlichen Armut, der städtischen Armut, In-

vestition in Bildung, Gesundheit und Stärkung der Zivilgesellschaft. Das Programm war

damit gekennzeichnet durch „high case investments in agriculture, environmental resources,

rural roads, water supplies and sanitation and the private sector“.452

Auch der CAP 2004 identifizierte als Grund des ökonomischen Niedergangs und der damit

verbundenen Armut erneut in erster Linie den verbreiteten Missbrauch öffentlicher Ressour-

cen und chronisch geschwächte Institutionen. „Corruption“, bilanziert die Swedish Internatio-

nal Development Agency, „has become a way of life dominating Kenyan society“.453 Auch

das gestiegene Konfliktpotenzial ist laut Staatsminister Howells „almost entirely due to the

fact that you can buy off almost everyone here“.454 Optimistisch zeigte sich Großbritannien

im Jahr 2004 jedoch bezüglich der Lage der Menschenrechte, die sich unter der neuen Regie-

rung spürbar verbessert hat, nachdem bereits die Wahl im Dezember 2002 als „shining exam-

ple to the region and, indeed, the world“ gefeiert wurde.455

Neben dem Kampf gegen die Korruption seien die größten Herausforderungen für das DFID

die Unterstützung der Economoc Recovery Strategy der kenianischen Regierung zur Armuts-

bekämpfung sowie die Eindämmung von HIV/AIDS.456 Allerdings hätte man aus der bis-

herigen Arbeit in Kenia gelernt, dass der direkte Einfluss begrenzt sei. Da Kenia nicht so stark

von EWH abhinge wie seine Nachbarn, hätten sich von außen auferlegte Konditionen als

451 Lancaster, Africa in World Affairs, a.a.O., S. 219.
452 Poate, D. / Clarke J. / Gachocho, M. et al.: Evaluation of DFID Country Programmes. Country Study Kenya: Final Report,

DFID Evaluation Report EV 674, London, Februar 2007, S. 7, 8.
453 Swedish International Development Cooperation Agency: A Strategic Conflict Analysis for the Great Lake Region,

Stockhom, März 2004.
454 People's Daily Online/Xinhua, a.a.O.
455 DFID CAP Kenya, a.a.O., S. 7.
456 Ebenda, S. 2.
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weitgehend ineffektiv zur Durchsetzung von Veränderungen erwiesen.457 Dies gelte beson-

ders für die Korruptionsbekämpfung, wo das DFID nur begrenzte Einflussmöglichkeiten für

sich sieht. Bedarf bestehe auch in der Entwicklung ländlicher Räume, wo 80% der armen

Kenianer wohnen und im Gesundheitssektor, da sich Indikatoren wie Lebenserwartung und

der Zugang zu sauberem Wasser seit den 1990ern verschlechtert haben.458

Graphik 24: Programme Kenia: Allokation von DFID-Mitteln laut Country

Assistance Plan 2004 - 2007 in Mio.
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Eigene Darstellung.

Die Programme sind nach dem CAP zwar weniger auf Reformen ausgerichtet, als in Nigeria.

Im Vergleich zum CSP haben sie sich, soweit dies beurteilbar ist, aber im neuen Strategie-

papier mehr Raum erhalten. Die scheint etwas konträr zur Erkenntnis des DFID zu stehen,

dass der eigene Einfluss auf den Reformprozess begrenzt sei. Der CAP skizziert vier „key

objectives“: Das erste zielt auf die Stärkung der Verantwortlichkeit und der Dienstleistungs-

fähigkeit der Verwaltung ab. Dabei dienen zahlreiche Projekte nicht nur dem Auf- und

Ausbau von Verwaltungsstrukturen, sondern vor allem auch der Sicherung von Grundbedürf-

nissen wie Bildung, Wasser- und Gesundheitsversorgung. Das zweite Ziel ist die Förderung

nachhaltigen Wachstums durch technische Hilfe, Investitionen im Finanzsektor, Mikrokredite

und Stärkung des privaten und des Service-Sektors. Ein dritter Schwerpunkt liegt auf der Ein-

dämmung von HIV/AIDS (vgl. Graphik 24). Schließlich möchte Großbritannien erreichen,

dass die verschiedenen Geber in Kenia gemeinsam mit einer einheitlichen Strategie auftreten,

wofür zunächst aber keine weiteren finanziellen Mittel eingeplant waren.459 Der CAP plante

für diese Ziele £87 Mio. für die Jahre 2004/05 und 2005/06 ein, einschließlich £18 Mio., über

deren Verwendung zum Zeitpunkt des Berichts noch nicht entschieden war.

457 DFID, CAP Kenya, a.a.O., S. 11.
458 Ebenda, S. 4.
459 Ebenda, S. 12-16.
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Finanzielle Allokation

Das DFID stellte der Autorin eine Übersicht über Allokationen für den Zeitraum 2000 bis

2005 zur Verfügung, die ein Gesamtvolumen von £458,3 Mio. ausweist und von der Prioritä-

tensetzung des CAP abzuweichen scheint (vgl. Graphik 25). Ins Auge stechen hier vor allem

die Ausgaben für Gesundheit (£148 Mio.). Dabei steht die Bekämpfung von epidemischen

Krankheiten wie HIV/ AIDS, Malaria und Polio klar im Vordergrund, einschließlich erheb-

licher Summen für Marketing und Verbreitung von Insektennetzen und Kondomen. Die

Prioritätensetzung spiegelt die Entscheidung wider, „to fund projects that could have a strong

short-term impact to help reverse the trend in MDGs (malaria) in parallel with other support

to the health system“.460 Es wurde damit ein zweigleisiger Ansatz erprobt: Einerseits sollten

das gesamte Gesundheitssystem und das Ministerium strukturell gestärkt, andererseits Krank-

heiten direkt bekämpft werden. Die Ausgaben für Gesundheit zeigten über die Jahre einen

Aufwärtstrend, besonders ab 2004, als im Zuge des Entwurfs des CAP festgestellt wurde, dass

sich alle MDG-Indikatoren im Gesundheitsbereich verschlechtert hatten.461

Auf dem zweiten Platz folgen Ausgaben für Bildung (£114 Mio.). Mit britischer Unter-

stützung konnte die Schulgebühr 2003 erlassen werden woraufhin sich eine Mio. mehr

Schüler für die Grundschule anmeldeten. 86% aller Kinder im schulfähigen Alter besuchten

460 Poate, a.a.O., S. 12.
461 Ebenda, S. 12.
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nach DFID-Angaben 2007 die Grundschule, wobei der Anteil der Mädchen dabei fast so groß

war, wie der der Jungen. Großbritannien versorgte nach eigenen Angaben alle 18.500 Schulen

Kenias mit Lesenbüchern und baute 12.000 zusätzliche Klassenräume.462

Ferner wurden £26 Mio. für ländliche Entwicklung und Forstwirtschaft eingeplant, für

Katastrophenhilfe £49 Mio. Ein knappes Viertel der Hilfe entfiel auf die Sektoren Wirtschaft,

urbane Entwicklung und Verwaltung. Innerhalb des Bereichs Wirtschaft (£46 Mio.) wurde der

Großteil der Mittel für die Reform des Finanzsektors eingeplant. Von den £65 Mio. für

Verwaltungsaufgaben war die Hälfte als Budget Support angedacht, die andere verteilte sich

auf die unterschiedlichsten Projekte. £6 Mio. waren für urbane Entwicklung und £0,6 Mio. für

Konfliktprävention vorgesehen. Gemäß der Allokation der EWH des DFID kann, vorausge-

setzt sie erreicht die Notleidenden, somit Benns Fazit zugestimmt werden, der erklärte: „The

bulk of our assistance (over 70 per cent.) to Kenya improves lives“.463

Allerdings sank in den Sektoren ländliche Entwicklung, Wasser und Sanitär sowie Konflikt-

prävention das finanzielle Engagement in den letzten Jahren, zudem seien sie durch fragmen-

tierte Projekte gekennzeichnet, es fehle eine übergreifende Strategie zur Armutsbekämp-

fung.464 Die Ausgaben für „Public Administration“ sind hingegen gestiegen, im Vordergrund

standen dabei u.a. politische Bildung, die Unterstützung staatlicher Institutionen, Förderung

von Bürgerrechten und statistische Erhebungen.

Laut des Evaluationsreports, der im Einzelnen dieselben Programme auflistet, sind davon bis

2005 jedoch nur die Hälfte der Mittel (£212 Mio.) durch das DFID ausgegeben worden (vgl.

Graphik 25).465 Insgesamt wurden bis 2005 über 40% der Ausgaben im Gesundheitsbereich

getätigt. Mit deutlichem Abstand folgt der Bildungssektor, der knapp ein Fünftel einnimmt.

Die Nothilfe nimmt mit etwa 17% genauso viel Raum ein, wie Verwaltung und Wirtschaft

(hier besonders Finanzen) zusammen. Ländliche Entwicklung, Forst- und Landwirtschaft be-

anspruchten noch 3% des Etats, Wasser und Sanitär nur 1%. Anteilig kaum messbar waren

die Ausgaben für Konfliktbewältigung, für die von den veranschlagten £0,6 bisher nur £0,1

Mio. ausgegeben wurden. Das bedeutet, dass bis 2005 anteilig deutlich mehr Mittel für

Nothilfe, HIV/AIDS und Gesundheit abgerufen wurden.

462 Benn, Hilary, in: House of Commons, Hansard, Kenya, 06.06.2006, C. 552Wf, C. 552W.
463 Benn, Hilary, in: House of Commons, Hansard, Kenya, 07.03.2006, C. 1386W.
464 Poate, a.a.O., S. 18.
465 Ebenda, S. 15f, Annex E. Da für die einzelnen Programme keine Laufzeiten angegeben sind, ist nicht klar, ob dies nur

daran liegt, dass die Mittel erst in einer späteren Phase abgerufen werden (eine entsprechende Nachfrage an DFID
Kenia blieb unbeantwortet). Die Programmübersichten für Malawi und Nigeria, die teilweise bewilligte Laufzeiten bis
2011 zeigen, sowie die Begleit-E-Mail der Liste der Allokationen legen dies aber nahe.
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Entwicklungspolitik vor dem Hintergrund der Lage in Kenia und den britischen
Erwartungen

Der CAP hatte einmal mehr betont, die Höhe der EWH würde vom Fortschritt der Regierung

im Kampf gegen Korruption und Armut abhängig gemacht.466 Auf britischer Seite hat sich in

den Jahren nach dem Wahlsieg der National Rainbow Coalition Ernüchterung breit gemacht.

Besonders die Ergebnisse in der Korruptionsbekämpfung „have been worse than dissapoin-

ting“, so der zuständige Minister.467 Und Benn räumte ein: „Kenya is one of the countries

where there have been difficulties in making the money work.“468 Auch die Ernennung der

Wahlkommission für 2007 unter Ausschluss der Opposition sowie Übergriffe der Polizei auf

Demonstranten und die Presse besorgten Großbritannien.469

Dennoch ist Großbritannien nicht gewillt, auf Grund von Korruption die EWH zu verringern

und begründet dies mit humanitärer Verantwortung. In Bezug auf Kenia erklärte Benn:

„ [...] just because poor people live in a country where corruption is a major problem, it does not mean

that they do not deserve our assistance.“
470

– „Our first practical and moral obligation is to make sure

that people do not die.“
471

Außerdem würden ohnehin keine direkten Haushaltszuschüsse geleistet.472 Inwieweit die

Verringerung der Hilfe ein Druckpotenzial darstellen würde, ist fraglich, da Kenia im Gegen-

satz zu anderen Nehmern in Subsahara-Afrika finanziell nicht von EHW abhängt.473 Auch

daher versucht Großbritannien, 15 Geber zu einer gemeinsamen Strategie gegenüber Kenia

zusammenzubringen. Die EWH könnte jedoch auch Kenias Engagement für Entwicklung und

Frieden in der Region, etwa in der NEPAD oder den genannten Peace-Keeping-Capacity-

Initiativen honorieren, mit denen sich das DFID zufrieden zeigt und die es unterstützen

will.474

Im sozialen Bereich geht das Programm mit seinem hohen Anteil für Projekte im Gesund-

heitswesen auf die verschlechterten Lebensbedingungen ein. Auch im Bildungssektor schei-

nen sich Bedarf und Hilfe gezielt zu treffen. Dafür lässt sich ein „[w]ithdrawal from forestry

and broad-based urban and rural development“ erkennen.475 Dies steht nicht nur den festge-

466 DFID: CAP Kenya, a.a.O., S. 2.
467 Lord Triesman, in: House of Lords, Kenya: Electoral Commission, 31.01.2007, C. 227. Triesman ist Parliamentary Under-

Secretary of State, Foreign and Commonwealth Office.
468 Benn, Hilary, in: House of Commons, Hansard, East Africa, 01.03.2006, C. 243-245, C. 244.
469 House of Lords, 31.01.2007, a.a.O., C. 227. House of Commons, Hansard, Kenya, 20.03.2006, C. 85W. Ebenda, Kenya,

14.12.2006, C. 1297Wf.
470 Benn, House of Commons, 06.06.2006, a.a.O.
471 Benn, Hilary, in: House of Commons, Hansard, Drought (East Africa), 29.03.2006, C. 836f, C. 836.
472 Dies erklärte Hilary Benn mehrmals dem Parlament. (Vgl. House of Commons, Hansard, Kenya, 18.12.2006, C.1464W.

Ebenda, 06.06.2006, a.a.O., C. 552W. Für 2000 sind allerdings einmalig £15 Mio. verbucht, weitere ursprünglich
geplante £15 Mio. wurden schließlich doch nicht bereitgestellt.

473 Poate, a.a.O., S. 55f.
474 DFID: CAP Kenya, a.a.O., S. 12.
475 Poate et al., a.a.O., S. 18.
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stellten Bedürfnissen im CSP und CAP entgegen, sondern einer zunehmende Verarmung und

Unterernährung der Landbevölkerung. Auffällig ist außerdem, dass im Bereich der Konflikt-

prävention kaum ein Sechstel des Etats ausgeben wurde. Der Evaluationsreport kommentierte

entsprechende, konzeptionell offenbar kaum ausgearbeitete Aktivitäten des DFID und

messbare Fortschritte nur knapp: „No evidence available“.476

Graphik 26: Kenia: Entwicklung der ODA pro Kopf im Vergleich zu Korruption

und Freiheitsrechten
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4.4.3.3. Fazit

Kenia scheint im sozialen und humanitären Bereich ein bedürfnisorientiertes Programm

erhalten zu haben. Der größte Teil wird im Gesundheitsbereich investiert, nachdem sich die

Situation dort in Folge des allgemeinen Niedergangs Kenias drastisch verschlechtert hatte. Im

Bildungsbereich werden Engpässe, die durch freie Grundschulbildung entstanden sind, aufge-

fangen. Ein großer Teil der Projekte ist darauf angelegt, die Bedürfnisse der Bevölkerung un-

mittelbar materiell zu befriedigen (z.B. durch Insektennetze, Katastrophenhilfe). Lediglich die

Entwicklung ländlicher Räume wird gemessen am Bedarf zunehmend vernachlässigt.477 „[...]

arms lengths engagement in water and sanitation has left concerns about the poverty orien-

tation in the sector.“478

Die Allokation des CAP deutete dabei zunächst eher auf eine Politik des aufgeklärten Selbst-

interesses hin. Allerdings hat sich die Verteilung der EWH von der Prioritätensetzung, wie sie

476 Poate et al., a.a.O., S. 49.
477 Ebenda, S. 15.
478 Ebenda, S. xiv.
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der CAP nahelegt, über die geplanten Programmallokationen bis hin zu tatsächlich finan-

zierten Programmen zur definierten Kategorie „Altruismus“ verschoben: Denn verkleinert

wurden (neben ländlicher Entwicklung) die Anteile für Public Administration und Bildung

zugunsten von Gesundheit und Nothilfe. Trotz der Enttäuschung über Versagen bei der Kor-

ruptionsbekämpfung lehnte Benn eine Kürzung der Hilfe mit Verweis auf die Bedürftigkeit

Kenias ab.

Wirtschaftliche und sicherheitspolitische Interessen Großbritanniens spiegeln sich in der Allo-

kation nicht wieder. Nur in der Kritik des CAP an hohen Kosten für geschäftliche Aktivitäten

(z.B. durch hohe Gebühren für essentielle Dienstleistungen) und entsprechenden Programmen

könnte man ein Indiz erkennen. Die in den letzten Jahren verbesserte Situation der

Freiheitsrechte (vgl. Graphik 26) und Kenias gute internationale Kooperation könnte außer-

dem eine Konzentration auf humanitäre Aufgaben erlauben. Eine EWH, die stärker den Merk-

malen des aufgeklärten Selbstinteresses entspricht hätte allerdings erwartet werden können, da

Kenia für Großbritannien als politisch wichtig einstuft wird.479 Selbst wenn ökonomische

Eigeninteressen als weniger relevant angesehen werden können, so hätte Kenia auf Grund der

besprochenen regionalen Sicherheitskonstellation besondere Aufmerksamkeit erhalten müs-

sen. Schließlich ist es gemäß der Logik der „doctrine of the international community“ relevant

und wird auch vom DFID als fragiler Staat eingestuft. Das Programm ist zwar umfangreich,

explizite sicherheitspolitische Komponenten enthält es allerdings nicht. Es bestätigt sich damit

die Ankündigung des DFID, seine Programme nicht zur Bekämpfung von Sicherheitsrisiken,

auch nicht für Großbritannien, verwenden zu wollen.

4.4.4. Studie Nigeria

Das Gebiet des heutigen Nigeria ist seit jeher von großer kultureller und sprachlicher Hetero-

genität geprägt. Mitte des 19. Jahrhunderts begann Großbritannien das Gebiet zu koloniali-

sieren. Der Prozess wurde 1906 abgeschlossen. Die Widerstandsbewegungen gegen die Kolo-

nialmacht wurden durch die drei größten Volksgruppen – Haussa-Fulani, Yoruba und Igbo –

getragen, deren Eliten nach der Unabhängigkeit des Landes 1960 einen Kampf um die

Vorherrschaft in Nigeria begannen. Nach einem schweren Bürgerkrieg, dem Biafra-Krieg von

1967-70, herrschten bis 1999, von kurzen Intermezzi480 unterbrochen, abwechselnd verschie-

dene Militärregime. Erst der Tod des Diktators Sani Abacha am 8. Juni 1998 machte den Weg

für einen Demokratisierungsprozess frei. Im Mai 1999 wurde General Olusegun Obasanjo

479 Morrissey, a.a.O., S. 9.
480 Die Ausnahmen bildeten die II. Republik von 1979-83 und eine dreimonatige Zivilregierung 1993.
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zum Präsidenten gewählt und 2003 in einem chaotischen Wahlprozess im Amt bestätigt.481 Im

Mai 2007 wurde Umaru Yar'Adua zum neuen Präsidenten gewählt.

Mit dem Demokratisierungsprozess begann jedoch auch die Zerrissenheit des Landes stärker

hervorzutreten. Von Süden nach Norden besteht ein starkes Entwicklungsgefälle, welches

auch der Spaltung in Christentum und Islam entspricht. Der Anteil unterernährter Kinder ist

im Norden deutlich höher. Während dort in manchen Staaten nicht mal 1% der Kinder nötige

Impfungen erhalten, sind es in Lagos über 40%. Im Süden besuchen über 80% der Kinder die

Grundschule, im Norden und Osten nicht mal 45%. Auf administrativer Ebene gipfelte die

Schaffung regionaler Eigenwelten 1999 in der Einführung der Scharia in dutzenden nörd-

lichen Bundesstaaten. Dahinter stehen Konflikte regionaler Eliten um die Macht über die

reichen Ressourcen des Landes. Gleichzeitig sind in Nigeria aber auch zahlreiche Menschen-

rechts- und Bürgerrechtsgruppen aktiv, die sich bereits während der 1980er Jahre formierten

und besonders während der Amtszeit Abachas 1994 bis 1998 massiver Verfolgung ausgesetzt

waren. Die Menschenrechtssituation hat sich seitdem spürbar gebessert, teilweise ist eine Auf-

arbeitung der Rechtsverletzungen der Diktatur gelungen. Jedoch kommt es immer noch zu

Übergriffen von Militär und Polizei gegen Zivilisten.482 Abacha wurde außerdem von TI im

„Global Corruption Report 2004“ in der Liste der korruptesten Politiker der vergangenen Jah-

re auf Platz vier geführt. Er soll um zwischen zwei und fünf Mrd. Dollar bereichert haben.483

4.4.4.1. Britische Interessen in Nigeria

Sicherheitspolitische Interessen

Das CSP 2000 erklärte, die „UK Government has a long standing and considerable interest in

Nigeria’s development“.484 Ferner wird Nigeria als Schlüssel zur Entwicklung der Großregion

Westafrika gesehen. Dies gelte sowohl in wirtschaftlicher Hinsicht als auch politisch. „[T]he

giant of west Africa,“ so das DFID „is the key to prosperity and stability in the region, and be-

yond“.485 Dabei hat Großbritannien, gemäß der Logik der „doctrine of the international com-

munity“ jedoch auch die globale Dimension im Blick: Nigeria wird als „important player in

the international arena“ bewertet, da es als regionale Großmacht erheblichen Einfluss auf die

Konfliktregulierung in Westafrika nehmen kann und Signalwirkung für die Region und

darüber hinaus haben könnte:

481 Bergstresser, Heinrich: Nigeria, in: Hofmeier / Mehler (Hrsg.): Kleines Afrika-Lexikon, Bonn 2005, S. 221f.
482 Ebenda, S. 223.
483 Hodess, Robin / Inowlocki, Tania Inowlocki / Rodriguez, Diana / Wolfe, Toby (Hrsg): Transparency International Global

Corruption Report 2004. London 2004, S. 13.
484 DFID: Nigeria: Country Strategy Paper 2000-2003, London September 2000, S. 25.
485 Ebenda, S. 2.
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„If Nigeria does not meet its millennium development goals, Africa cannot meet them. [...] Success for
Africa's largest democracy sends a message to other democracies in the developing world, and failure
in Nigeria sends them a bad message. [...] Nigeria is a force of stability in west Africa, both through its
extensive peacekeeping efforts and its economic standing as a magnet for economic activity in the

region.“
486

Obasanjo hat sich während seiner Amtszeit bemüht, Nigerias Image durch kooperatives Ver-

halten auf internationalem Parket aufzupolieren; etwa durch sein Engagement in der NEPAD

oder die Tatsache, dass Nigeria zu den zehn Staaten weltweit gehört, die die größten Truppen-

kontingente für UN-Missionen stellen. Auch wurden Regime im Bereich Waffenkontrolle

abgeschlossen und das Statut des Internationalen Strafgerichtshofes ratifiziert.487

Engel sieht die Situation jedoch eher kritisch; Nigeria sei eine „schwierige instabile Macht mit

begrenzten Kapazitäten und erheblichem Störungspotenzial“. Seine Nachbarn sähen ihre

Rolle eher durch Dominanz, Arroganz und Unwillen zur regionalen Integration gekenn-

zeichnet. Gut integriert ist jedoch das Schmugglerwesen. Nigeria ist „das Zentrum einer stark

integrierten kriminellen Ökonomie – eines transstaatlichen Netzwerkes –, dessen Schwer-

punkt die illegale Ausfuhr von Erdöl und Treibstoff, die Geldwäsche sowie der Handel mit

Drogen und Waffen bilden“.488 Diese Probleme sind auch in London nicht unbekannt.

Besonders die Unruhen im Nigerdelta im Süden bedrohen zudem die Ölförderung und außer-

dem die Sicherheit etwa 1.000 dort lebender Briten.489 Nigeria gilt in Großbritannien als eines

der chronisch instabilen Länder Afrikas, in dem in den vergangenen zehn Jahren etwa 55.000

Menschen durch innere Konflikte ums Leben kamen, besonders in den Staaten Kano (Norden)

und Plateau (Zentrum).490 Daher stelle sich Nigeria mit seinem Potenzial und seinen Risiken

für Großbritannien eine Herausforderung für die nigerianische Regierung und die internatio-

nale Gemeinschaft dar, die eine Kooperation unerlässlich macht.491 Nigeria ist so auch ein

erklärtes Schwerpunktland des ACPP. Dabei unterstützt Großbritannien z.B. die Konfliktprä-

vention im Grenzgebiet zu Kamerun (nach dem Krieg 1996) sowie die Reform des Sicher-

heitssektors.492

486 Tynan, Bill, in: House of Commons, Hansard, Nigeria, 06.07.2004, C. 239WH-246WH, C. 242WH.
487 Engel, Ulf: Westafrikanischer Hegemon oder Scheinriese? Nigeria in der internationalen Politik, German Institute of

Global and Area Studies, GIGA Focus, Nr. 7, 2007, S. 5.
488 Engel, a.a.O., S. 1, 3.
489 Die Mitarbeiter der Ölfirmen sind gewaltsamen Übergriffen und der Gefahr von Entführungen ausgesetzt. Die Situation

führte schließlich zu einer offiziellen, umfassenden Reisewarnung durch die neue Brown-Regierung seit Mai 2005. Vgl.
FCO: Travel Advise Nigeria, 02.10.2007.

490 Marshall, a.a.O., S. 18.
491 Vgl. hierzu z.B.: Goldman, Antony: Nigeria: Many Problems, Few Solutions, in: Haass, Richard (Hrsg.): Transatlantic

Tensions. Washington 1999, S. 205-206. DFID: CSP Nigeria, a.a.O., S. 7.
492 ACCP, a.a.O., S. 13f.
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Wirtschaftliche Bedeutung

Großbritanniens Interessen an Nigeria übertreffen deutlich die der anderen europäischen

Staaten.493 Nigeria ist das wichtigste Erdöl fördernde Land in Afrika mit einer Fördermenge

von 100 Mio. Tonnen pro Jahr. Die Vorräte sollen noch für mindestens 25 Jahre reichen. In

Zukunft werden jedoch die etwa 3.600 Mrd. m³ Erdgas die wichtigere Rolle übernehmen. Seit

den 1970er Jahren hat sich eine extrem korrupte Elite über staatliche und halbstaatliche Fir-

men durch Ölgeschäfte bereichert. Die Einnahmen wurden für eine Importsubstitutionsstrate-

gie verwendet, die Nigerias Landwirtschaft zerstörte und das Land zum Nahrungsmittelimpor-

teur machte.494 Trotz der von den Gebern eingeforderten Privatisierung bleibt der Erdölsektor

als Machtinstrument der Regierung weiter in staatlicher Hand. Und auch die Erdgasreserven –

die achtgrößten der Welt – sollen eine wichtige Devisenquelle werden.

Graphik 27: Nigeria: Entwicklung der ODA und des Handels mit Großbritannien
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Großbritannien ist auf das Öl selbst allerdings nicht angewiesen.495 Schon ein Blick auf die

Handelsstatistik zeigt, dass das Importvolumen relativ gering ist (vgl. Graphik 27); Großbri-

tannien importiert weniger aus Nigeria als aus Kenia. Der Öl- und Gassektor sind für Großbri-

tannien aber insofern interessant, als dass wichtige Firmen in diesem Sektor, besonders Shell,

britisch sind. Durch Shells Milliardeninvestitionen, die das hohe Exportvolumen beeinflussen,

493 Goldman, a.a.O., S. 206.
494 Bergstresser, a.a.O., S. 224.
495 Bislang war Großbritannien nämlich Nettoexporteur für Rohöl. Zwar importiert das Land auch Öl, doch kommt dies zu

zwei Dritteln aus Norwegen. Weitere Lieferstaaten sind Russland, Algerien und Venezuela - Nigeria spielt hier jedoch
keine Rolle. Vgl. Department for Business, Enterprise and Regulatory Reform: Digest of United Kingdom energy
statistics 2007, URN No: 07/87, Norwich 2007, S. 275 - 278.
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ist Großbritannien auch einer der wichtigsten Wirtschaftspartner für Nigeria.496 Das Nigerdel-

ta ist „the jewel in Shell's upstream crown“. Die Firma produziert 1,3 Mio Barrell täglich.

Damit sei sie „specifically vital to British commercial interests“.497 Besonders im Erdgassek-

tor, wo die Erschließung gerade erst begonnen hat, besteht für die Zukunft weiteres Investi-

tionspotenzial. Shell und andere Konzerne haben bereits mit dem Bau von Erdgasverflüssi-

gungsanlagen im Nigerdelta begonnen.498 Nigeria hat für Großbritannien als Wirtschafts-

standort bereits seit Ende der 1990er an Bedeutung gewonnen, doch nicht nur darum ist eine

weitere Zunahme des Interesses zu erwarten. Möglich scheint auch, dass Großbritannien in

Zukunft Gas oder Öl aus Nigeria importieren könnte, da sich das Land hier in Bezug auf beide

Ressourcen vom Nettoexporteur zum Nettoimporteur wandelt.

Vor dem Hintergrund neuer Unruhen seit 2004 im Nigerdelta und wiederkehrender Produk-

tionsausfälle warnte das MP Tynan (Labour), „the consequences of an end to production

would be catastrophic for the Niger delta, Nigeria, west Africa and possibly the UK“.499 Zur

Zeit Abachas waren die nigerianische Regierung und Shell eine besorgniserregende Allianz

mehr im Kampf gegen Bevölkerung und Umwelt eingegangen, als für sie.500 Zwar führten

Shell und BP schon früh Entwicklungsprojekte durch, doch darunter waren viele ineffiziente,

nie vollendete Projekte oder so genannte „Weiße Elefanten“.501 Die Lage im Delta hat sich in

den letzten Jahren alles andere als entspannt. Die Umweltverschmutzung hat durch Gasab-

fackeln und undichte Pipelines Böden und Wasser unbrauchbar gemacht. Der kriminelle

Markt – etwa 100.000 Barrell Öl werden täglich gestohlen – der sich um den Ölsektor ent-

wickelt, unterminiert das politische System und forciert ethnische Gewalt, angestachelt von

privaten Jugendmilizen und nigerianischem Militär. Shell beharrt offenbar weiter darauf, dass

sämtliche Umweltschäden nur durch Anzapfen der Leitungen durch die Bevölkerung entstan-

den seien und sieht seine Pflicht durch Zahlungen an politische Eliten erfüllt.502 Diese

intransparenten Geldflüsse an einige Gemeinden verschärfen die Konflikte unter den Ethnien

496 FCO: Country Profile Nigeria.
497 Tynan, House of Commons, 06.07.2004, a.a.O., C. 243WH.
498 Bergstresser, a.a.O., S. 224.
499 Tynan, House of Commons, 06.07.2004, a.a.O., C. 239WH.
500 Shell und die Regierung erarbeiteten unter anderem Kampagnen, die darauf ausgerichtet waren, Shell durch Anzeigen als

ökologische und sozial verantwortliche Firma darzustellen aber auch Verstöße gegen Menschenrechte im Nigerdelta,
wie die Hinrichtung Ken Saro-Wiwas zu rechtfertigen. Vgl. Frynas, Jedrzej George: Corporate and state responses to
anti-oil protests in Niger Delta, in: African Affairs, Nr. 100, 2001, S. 27-54, S. 45.

501 Shell-Community-Projekte wurden oft als nutzlos oder eigennützig bewertet, wobei viel Geld veruntreut wurde. Beispiele
sind der Bau eines Hospitals, das weder mit Ärzten noch Medikamenten ausgestattet wurde und von Straßen, die nur die
Standorte von Shell verbanden. Vgl. Omoweh, Daniel A.: Shell Petroleum Development Company, the State and the
Underdevelopment of the Niger Delta. Asmara, Eritrea 2005, S. 242-247.

502 Abbott, Diane: in: House of Commons, Hansard, Whitsun Adjournment , 25.05.2006, C. 1683-1686, C. 1684f. Tynan,
House of Commons, 06.07.2004, a.a.O., C. 239WH.



121

jedoch zusätzlich.503 Während MPs kritisieren, Shells Verhalten sei „anything but respon-

sibly“,504 und die Regierung auffordern, endlich Druck auf die Firmen auszuüben und zu ver-

hindern, dass Geld aus Ölgeschäften durch britische Banken gewaschen wird,505 scheint sich

diese zu dem Problem in der Öffentlichkeit auszuschweigen.506 Omoweh sieht die Regie-

rungen der Länder, in denen die Firmen beheimatet sind, in der Pflicht internationale Stan-

dards für die Öl- und Gasförderung und einen Foreign Investment Code zu forcieren.507

Britische Firmen sind jedoch nicht nur im Rohstoffsektor aktiv. Laut Link2Business, der Ex-

portplattform des DTI gäbe es zahlreiche andere Investitionsmöglichkeiten, z.B. in den Sekto-

ren Gesundheit, Telekommunikation, Wasser und Landwirtschaft.508 Bisher sind unter den

größeren britischen Firmen z.B. Guinness, Unilever, Cadbury, British-American Tobacco,

GlaxoSmithKline, British Airways und Virgin Atlantic in Nigeria aktiv.509 Interessant ist in

diesem Zusammenhang, wie der Schuldenerlass und die mit ihm verknüpften Bedingungen

zur Reform des Wirtschafts- und Finanzsektors von Investorenseite bewertet werden:

„Over the past few years, the government has pursued a policy of trade liberalisation. This has specific
provision for making the operation environment for business less rigid and friendlier to foreign
investors; and privatisation allowing private ownership of previously government-owned operations. As

a result, many opportunities for global business operators have been created.“
510

Auch die London Chamber of Commerce frohlockt, „having recently become debt free, there

is strong demand for products and services [...] the strengths of the market continues to attract

British companies“.511 Hier scheint ein Zusammenhang zwischen gestiegener ODA und erlas-

senen Schulden sowie der steigenden Attraktivität Nigerias als Wirtschaftsraum möglich.

Dass London der ökonomischen Interessen wegen in Nigeria schon mal von eigenen Normen

abweicht, illustriert folgendes Beispiel: Nach ihrem Amtsantritt im Mai 1997 die Labour-Re-

gierung zunächst verbal eine harten Kurs gegenüber Abacha gefahren. Parallel sperrte

Großbritannien aus Sicherheitsgründen seinen Luftraum für nigerianische Maschinen. Nigeria

reagierte – politische Gründe vermutend – in dem es postum Maschinen der British Airways

aus dem eigenen Luftraum verbannte und der Firma damit zwei ihrer profitabelsten Routen

schloss. London knickte darauf hin ein und zog die Sperrung für die nigerianischen Maschi-

503 Die Zeit: Shell gefährdet Ölförderung, Nr. 27, 28.06.2007.
504 Caton, Martin, in: House of Commons, 06.06.2006, a.a.O., C. 189.
505 Tynan, House of Commons, 06.07.2004, a.a.O., C. 240WHf.
506 Entsprechende Suchanfragen an das UK Parliament Hansard brachten für die Minister Cook, Straw, Beckett, Short, Amos

und Benn keine Ergebnisse, ebenso wenig wie für die zuständigen Foreign Office Minister Chris Mullin und Ian
McCartney. Auch DFID und FCO haben zur Problematik keine Pressemitteilungen veröffentlicht.

507 Omoweh, a.a.O., S. 269f.
508 Link2Export, Country Profile Nigeria.
509 FCO: Country Profile Nigeria.
510 Link2Export, Country Profile Nigeria.
511 London Chamber of Commerce: Ankündigung „Trade mission to Nigeria“.
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nen zurück, ohne dass sich an deren Sicherheit etwas geändert hätte.512 Hier stellte die bri-

tische Regierung offenbar die Sicherheit des Flugverkehrs und der Passagiere hinter die

politischen Beziehungen mit Nigeria. Es zeigt auch, dass entweder der Verkehr von Personen

und Waren zwischen den Ländern für Großbritannien offenbar so signifikant ist, dass eine

Störung mit erheblichen Kosten verbunden ist, oder die britische Regierung nicht erst bei

„vitalen nationalen Interessen“ Kompromisse in ethischen Fragen eingeht, sondern bereits bei

geringeren monetären Interessen.

4.4.4.2. Britische Entwicklungshilfe in Nigeria

Nigeria wurde unter Major ein niedriges Budget zugestanden, das sich während der Diktatur

Abachas noch einmal halbierte. Erst nach seinem Tod begann der Etat für Nigeria unter New

Labour langsam zu steigen, um schließlich in den letzten Jahren spürbar anzuziehen. Auch der

Schuldenerlass 2005 und Ankündigungen im CSP und im CAP des DFID unterstreichen, dass

Großbritannien das Land zu einem neuen Aktivitätsschwerpunkt in Afrika gemacht hat und

hier die Chance auf einen Neubeginn nach der Diktatur in einem potenziell reichen und

regional gewichtigen Land ergreifen und fördern möchte. 2000 stellte das DFID den ersten

CSP vor. Zur vorherigen Arbeit heißt es dort, dass „19 projects and programmes costing

£40million, were completed between 1990 und 1999“.513 Hier wurden also auch die unter der

Major-Regierung veranlassten Programme bis 1999 weitergeführt.

Graphik 28: ODA an Nigeria in Mio. US$
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2005: $ 2.201,00

Country Strategy Paper 2000

An Nigeria stellte Großbritannien im Jahr 2000 hohe Erwartungen. Mit dem Regierungsantritt

Obasanjos sah das DFID nun „potential for rapid change in Nigeria“ und „opportunites to

512 Goldman, a.a.O., S. 217.
513 DFID: CSP Nigeria, a.a.O., S. 9.
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support the forces of reform of a kind which have not existed for at least a generation“.514 Als

Nigerias Kernproblem wurden jahrelanges Missmanagement der reichen Ressourcen und

Korruption ausgemacht. „[Therefore i]mproved governance lies at the heart of the strategy to

reduce poverty.“515 In Nigeria lebten 1996 zwei Drittel der Bevölkerung unter der Armuts-

grenze, besonders in ländlichen Gegenden ist die Lage prekär. Allgemein mangelt es in

Nigeria an Zugang zu sauberem Wasser, Gesundheitsversorgung, Bildung und Elektrizität.

Auf dem Land fehlen Straßen, die Möglichkeit zur wirtschaftlichen Teilhabe, Marktzugang

und Maschinen zur Verarbeitung produzierter Güter. Daher erreichen die Städte zu wenige

landwirtschaftliche Produkte. Die Arbeitslosigkeit ist hoch. Dazu kommen die bereits

genannten Probleme.

Trotz des auch im CSP 2000 festgestellten Notstands im Gesundheits-, Bildungswesen und

auf dem Land konzentrierte sich die Entwicklungsstrategie des DFID zum einen auf die Ent-

wicklung der Wirtschaft durch transparenteres Ressourcenmanagement, durch Verringerung

der Abhängigkeit vom Petroleumsektor, Aufbrechen korrupter Monopole, Stärkung des

privaten Sektors, sowie Deregulierung und Schaffung eines besseren Handels- und Investi-

tionsklimas. Zum anderen ist die Reform des administrativen Systems auf Bundes-, Staaten-

und kommunaler Ebene ein Schwerpunkt. Hier stehen bessere Ressourcenverwaltung zu-

gunsten der ärmsten Bevölkerungsschichten, die Reform des Polizei und Justizapparates

sowie die Unterstützung von Demokratie und der Zivilgesellschaft im Vordergrund. Diese

Vorhaben werden durch die beiden Schwerpunktbereiche „Supporting Federal Government

Reforms“ und „Supporting Reforming State Governments“ abgedeckt.

Graphik 29: Programme Nigeria: Allokation von DFID-Mitteln laut Country
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Quelle: DFID: CSP Nigeria 2000 - 2003, London 2000, S. 16.

Eigene Darstellung.

Damit zieht das DFID Konsequenzen aus den Programmen ohne Zusammenarbeit mit der

Regierung zwischen 1990 und 1999, die zwar in ihrem Erfolg überwiegend als zufriedenstel-

lend eingestuft wurden, aber deren Nachhaltigkeit ohne grundlegende Reformen fragwürdig

514 DFID: CSP Nigeria, a.a.O, S. 1.
515 Ebenda, S. 1.
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sei.516 Der dritte Schwerpunktbereich des DFID ist schließlich HIV/AIDS, da die Zahl der

Infizierten einen Anteil erreicht hat (5-6%), der das wirtschaftliche Wachstum durch die

Kosten der Krankheit zu gefährden beginnt (vgl. Graphik 29).

Wie die Allokation des Budgets in den Schwerpunktbereichen zeigt, gibt das DFID in zwei

von drei Jahren zwei Drittel des Geldes zur Unterstützung von Reformvorhaben aus, wobei

die Regierungen der Bundesstaaten dabei mehr als doppelt so viel erhalten, wie die Bundesre-

gierung. Gemäß des „Ownership“-Prinzips, will das DFID die Reformagenda der nigeriani-

schen Regierung unterstützen, die sich Wirtschaftsreformen und die Schaffung eines flächen-

deckenden Angebots basaler Bildung und Gesundheitsversorgung zum Ziel gesetzt hat. Da

deren Strukturen zum Zeitpunkt des Reports jedoch keine Garantie für eine effiziente Ver-

wendung und gezielte Armutsbekämpfung bieten, erklärt das DFID „we will focus our assis-

tance initially on building local capacity rather than providing large-scale budgetary sup-

port“.517 Das Budget für die Jahre 2000/01 bis 2002/03 beträgt £75 Mio. (je £15, £25 und £35

Mio.). Perspektivisch hieß es: „The depth of our involvement and the speed with which we

will be able to move ahead will depend on the commitment of the State Governments to re-

forms to eleminate poverty“.518 Als Indikatoren hierfür nennt das DFID engagiertes Voran-

treiben der Wirtschaftsreformen, Armuts- und Korruptionsbekämpfung, weitere Demokrati-

sierung und die Schaffung verlässlicher und transparenter Verwaltungs- und Finanzstrukturen,

die in einer Umverteilung der Ressourcen zugunsten der Ärmsten resultieren.519

Country Assistance Plan 2004

Der CAP 2004 gibt zu; „[e]veryone, including DFID, underestimated the challenge Nigeria

confronted in 1999 and was overambitious in the timeframe of reform. DFID and other devel-

opment partners gave insufficient attention (and resources) to tackling deep-seated constraints

blocking pro-poor change”.520 In der Tat waren £45 Mio. für drei Jahre für das 130 Mio.-

Einwohner-Land gemessen an den Erwartungen äußerst optimistisch kalkuliert. In seiner

Bilanz stellte das DFID fest, dass die Möglichkeit der Regierung Reformen voranzutreiben,

begrenzt sei, diesbezügliche Programme zum Capacity Building nicht den gewünschten

Effekt hatten und die Abhängigkeit der armen Bevölkerung von informellen Netzwerken

unterschätzt wurde. Auch der Plan „Reformstaaten“ zu unterstützen sei nicht aufgegangen.

Die vom DFID bereitgestellten Mittel hätten den Eliten nicht genug Anreize geboten,

516 DFID: CSP Nigeria, a.a.O., S. 9.
517 Ebenda, S. 11.
518 Ebenda, S. 13.
519 DFID: CSP Nigeria, a.a.O.,, S. 7.
520 DFID: Country Assistance Plan Nigeria 2004 - 2008, S. 11.
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Reformen voranzutreiben und im Gegenzug auf die erquicklichere „highly personalised,

discretionary use of resources“, wie es das Ministerium formulierte, zu verzichten.521

Zwar attestiert das DFID Fortschritte im Management des Wirtschaftssektors, besonders

durch die Liberalisierung der Energiepreise, und lobt die Aufstellung des Haushalts. Auch

international habe das Land durch Übernahme des Vorsitzes der AU, durch führendes Engage-

ment im Commonwealth, in der NEPAD und in der Economic Community of West African

States sowie Peace-Keeping-Maßnahmen in Westafrika Verantwortung gezeigt.522 Doch

davon abgesehen war die Regierungsarbeit weiterhin von Missmanagement der Einnahmen

und Ressourcen, von Korruption sowie schwacher Verantwortlichkeit gegenüber der Bevöl-

kerung geprägt. Privatwirtschaftliche Tätigkeit wird darüber hinaus von fehlender Infrastruk-

tur und rechtlichen Unsicherheiten behindert. Die Lage des Gesundheits- und Bildungswesens

ist nach wie vor prekär.

Als Reaktion will das DFID nun in Programme der Bundesregierung investieren, die Mög-

lichkeiten für wirtschaftliches Wachstum schaffen. Besondere Unterstützung gilt dabei der so

genannten National Economic Empowerment and Development Strategy, die ihre Schwer-

punkte auf institutionelle Reformen, Stärkung des privaten Sektors, Sozialpolitik, sowie

Korruptionsbekämpfung und zivile Mitbestimmung legt. Äquivalent dazu besteht auf Ebene

der Staaten die State Economic Empowerment and Development Strategy. Von Haushalts-

zuschüssen wird zunächst abgesehen. Zudem sollen nichtstaatliche Akteure stärkere Berück-

sichtigung finden. Weitere Schwerpunkte sollen auf die Bekämpfung von AIDS/HIV,

Gesundheitsversorgung und Bildung gelegt werden. Die Strategie ziele damit auf soziale und

politische Veränderungen, Wirtschaftswachstum zugunsten der armen Bevölkerung und

Human Development ab.523

Letzteres fällt jedoch bei der Definition der Programmschwerpunkte, den „CAP objectives“,

wieder unter den Tisch: Als die drei Hauptbereiche seiner Arbeit identifiziert das DFID nun

„Improving Public Expenditure Management and Service Delivery“, „Empowering people to

demand reform and building a social contract“ und „Promoting sustainable pro-poor growth“.

Auf diese Felder wird das DFID-Budget für Nigeria aufgeteilt. Der Schwerpunkt liegt damit

wieder überdeutlich auf Reformen. Problemfelder wie HIV/AIDS oder Umweltschutz fallen

laut DFID als „cross-cutting issues“ darunter.524 Bis 2007 sah der CAP für das Jahr 2004/05

521 DFID, CAP Nigeria, a.a.O., S. 13.
522 Ebenda, S. 4.
523 Ebenda, S. 16.
524 Ebenda, S. 18.
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£43, für 2005/06 £70 und für 2006/07 schließlich £100 Mio. vor, insgesamt £213 Mio (vgl.

Graphik 30).525

Graphik 30: Programme Nigeria: Allokation von DFID-Mitteln laut Country

Assistance Plan 2004-2008
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Quelle: DFID: CAP Nigeria 2004 - 2008, London 2004, S. 20.

Eigene Darstellung (Angaben in Quelle nur in %).

Ein Blick auf die Übersicht über die 31 laufenden Programme in Nigeria, die zwischen 2001

und 2007 begonnen wurden und teilweise bis 2011 angesetzt sind, zeigt aber, dass das DFID

letztlich doch 51% seiner Programmmittel von £449,1 Mio. für Gesundheit ausgibt und 3,5%

für Wasser und Sanitär. Auf Reformen und Wirtschaftsprogramme entfallen 36,4%. 8,5%

werden für Bildung ausgegeben und maximal 1% für Konfliktprävention (vgl. Graphik 31).526

DFID-Programme vor dem Hintergrund der Lage in Nigeria und Erwartungen
Großbritanniens

Ökonomische Reformen – Preisliberalisierungen, Schuldendienst und zum Teil Privatisierung

– wurden unter der neuen Zivilregierung offenbar zur Zufriedenheit Großbritanniens und des

IMF vorangetrieben. Auch der Haushalt der Bundesregierung ist etwas transparenter gewor-

den. In der Armutsbekämpfung gab es allerdings nicht die erhofften Fortschritte. Stattdessen

„the Nigerian government remains distant from serving the interests of its people“.527 Dies ist

letztlich bedingt durch anhaltende Korruption. Die Politik auf allen Levels wird dominiert von

mächtigen ‚Mandarins’, die ihre persönlichen ertragreichen Netzwerke nun durch ihre politi-

schen Ämter ausbauen: „[T]he bonanza continues at public coffers for these power holders,

while the public infrastructure in many parts of the country remains as dilapidated as it was

under military rule.“ Das Gesundheitssystem sei gar „declining“.528 Die Gewalt im Nigerdelta

hat ebenfalls zugenommen. Konflikte über Land uns Ressourcen sorgen für ansteigende

Flüchtlingsbewegungen innerhalb Nigerias.529

525 DFID, CAP Nigeria, a.a.O., S. 20.
526 DFID Nigeria: Current Programmes, Stand 18.04.2007. Die Laufzeit des Conflict Prevention-Programmes ist nicht

angegeben, beläuft sich aber auf £0,5 Mio. jährlich.
527 Freedom House: Country Report - Nigeria, Countries at the Crossroads.
528 Ebenda.
529 Fund for Peace: Country Profile Nigeria.
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Graphik 31: Programme Nigeria: DFID laufende Programme in Mio.
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Quelle: DFID Nigeria: Current Programmes, Stand April 2007. Eigene Darstellung.

Allerdings hat sich die Nationalversammlung engagiert gezeigt, Reformen voranzutreiben und

korrupte Machenschaften aufzudecken. Der Senat lehnte das Gesuch des Präsidenten auf

Verfassungsänderung für eine dritte Amtszeit ab.530 Auch das oberste Gericht, der Supreme

Court, bemühte sich, seine Unabhängigkeit zu demonstrieren und geltendes Recht durchzu-

setzen.531 Diese Fortschritte werden jedoch durch Korruption der Exekutive, die weiter die

Einnahmen aus Bodenschätzen kontrolliert, und einen repressiven Polizeiapparat (mit nicht

geahndeten willkürlichen und finanziell motivierten Verhaftungen sowie Folter) unterminiert

(vgl. Graphik 32).532 Der Präsident verhielt sich dabei ambivalent: Zwar trieb er Wirtschafts-

reformen voran, hielt das Militär unter ziviler Kontrolle und entließ 25.000 Gefangene. Ande-

rerseits bleibt er in den Strukturen von Korruption und Misswirtschaft einflussreicher Figuren

aus Politik und Wirtschaft verstrickt und „has shown a growing willingness to play their

game“.533 Auch die Wahlen 2003 sollten dem DFID vor der Erstellung des CAP im Dezember

2004 noch einmal die Lage verdeutlicht haben: Das Ergebnis war „primarily the result of

‚how much money exchanged hands’“.534

Allerdings wurde Nigeria – wie das Volumen des CAP 2004 zeigt – für ihr Versagen,

insbesondere im Bereich der Korruptionsbekämpfung, entgegen der Ankündigungen nicht

sanktioniert. Stattdessen schien es im CAP fast, als würde das DFID die Schuld ein wenig bei

sich suchen, als es feststellte, dass die Erwartungen überzogen gewesen seien und Nigeria

prinzipiell „under-aided“ sei. Das Budget wurde im Volumen deutlich aufgestockt, da das

DFID befürchtete, „without an order of magnitude in increase in resources to complement the

530 Abbott, House of Commons, 25.05.2006, a.a.O., C. 1685.
531 Freedom House, Country Report Nigeria.
532 Engel, a.a.O., S. 5.
533 Freedom House, Country Report Nigeria.
534 Ebenda.
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reform process, Nigeria will miss most if not all MDG targets, some by a wide margin“.535

Offenbar ist Großbritannien der Ansicht, dass eine Reduzierung der Hilfe kontraproduktiv

wäre, da sie gleichzeitig zu einer Reduzierung der Einnahmen der Eliten und damit weiterer

Ineffektivität des Staates bis hin zum Staatsversagen führe.536

Auch nach den erneut „im ortsüblichen Rahmen arg manipulierten Wahlen vom April

2007“537 reagierte Benn auf die Frage aus dem Parlament, wie die ODA-Vergabe gegenüber

Nigeria nun justiert werden solle, sehr zurückhaltend. Im Wesentlichen erklärte er, man wolle

nach Wegen zur besseren Unterstützung der Independent Nigeria Electoral Commission

(INEC) suchen – die Kommission hatte allerdings, wie Benn einräumte, ausländische Hilfe

vermehrt abgelehnt.538 Beckett zeigte sich zwar „deeply concerned“, erklärte in der Konse-

quenz jedoch auch nur, man werde „continue to watch closely how INEC and the Nigerian

government respond to the concerns and issues raised by Nigerian citizens and international

observers“.539 Bereits im Vorfeld der Wahl war es zu massiver Missachtung von Freiheits-

rechten gekommen: „Government harassment of journalists, which has largely been absent in

Obasanjo's first term, has reappeared in the last two years“.540

Graphik 32: Nigeria: Entwicklung der ODA pro Kopf im Vergleich zu

Korruption und Freiheitsrechten
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Das Programm war unterdessen darauf angelegt, die ausgemachten Schwachstellen – Korrup-

tion, Konflikte im Nigerdelta, Willkür der Polizei und des Justizapparates, gravierende Un-

535 DFID: CAP Nigeria, a.a.O., S. 12.
536 Menzel, a.a.O., S. 23.
537 Engel, a.a.O., S. 2.
538 Benn, Hilary, in: House of Commons, Hansard: Nigeria: Overseas Aid, 30.04.2007, C. 1378W.
539 FCO: Beckett Statement on Nigerian Elections, 23.04.2007.
540 Freedom House, Country Report Nigeria.



129

regelmäßigkeiten im Wahlprozess und mangelnde Bereitstellung öffentlicher Güter durch die

Verwaltung („service delivery“) – gezielt anzugehen: Das größte Einzelprojekt im Bereich

Reform gilt dabei mit £30 Mio. dem Polizei- und Justizwesen auf Bundesebene und in ausge-

wählten Staaten. Das Projekt ist darauf angelegt, formelle und informelle Polizeistrukturen zu

reformieren, um trotz anhaltender Konflikte vertrauensbildend zu wirken.541 Andere ziel(t)en

darauf ab, durch technische Unterstützung die Leistungsfähigkeit der Bundesstaaten- und

Lokalregierungen sowie der öffentlichen Verwaltungen in Bezug auf die Wahrnehmung ihrer

Aufgaben gegenüber der Bevölkerung zu unterstützen, die Wahlvorbereitungen für 2007 zu

begleiten, die Nationalversammlung zu stärken, Korruption zu bekämpfen und Konflikte im

Nigerdelta zwischen Bevölkerung und Exekutive friedlich zu lösen.542

4.4.4.3. Fazit

In der Reaktion eines Abgeordneten auf die katastrophale Lage im Nigerdelta zeigen sich die

gemischten Motive, mit denen Großbritannien Nigeria unterstützt: „The current instability in

the Niger delta must concern us all in the UK, as a humanitarian concern for the people of

Nigeria, as a concern for the development of their country and as a concern for the security of

world energy supplies“.543 Zu Wirtschaftsinteressen kommt die Rolle, die Nigeria für die

Sicherheit der ganzen Region Westafrika spielt. Wie festgestellt, ist die nigerianische Regie-

rung jedoch kein unproblematischer Partner und auf manchem Gebiet auch eher Teil des

Problems als der Lösung. Die Labour-Regierung hielt sich in dieser Situation mit Kritik oder

gar Sanktionen allerdings zurück. In dieser Hinsicht „the new Labour government maintained

much the same policy towards Nigeria (along with most other problematic African states) as

that of Major's Conservative government“.544

Vielmehr betreibt sie offenbar eine Politik der ‚wohlwollenden Einbindung’, die u.a. Nigerias

Präsidenten Obasanjo zum ständigen Gast auf den G8-Gipfeln der letzten Jahre gemacht

hat.545 So hofft Großbritannien offenbar, der nigerianischen Regierung durch offizielle Ein-

bindung das Gefühl zu geben, akzeptierter Partner zu sein, um sie ihrerseits zur Kooperation

und zur Umsetzung gewünschter Politikziele zu bewegen. Denn gemäß den Ankündigungen

des ersten CSP hätte die Bilanz der Förderperiode in Bezug auf Korruption und Reformvor-

haben zu einer Kürzung der Mittel führen müssen. Überdies kam das DFID offenbar zu der

Einsicht, dass politische und wirtschaftliche Veränderungen nicht so schnell zu erreichen

541 Stone, Christopher / Miller, Joel et al: Supporting Security, Justice, and Development: Lessons for a New Era, Paper, Vera
Institute of Justice, 2005.

542 DFID: Current Programmes Nigeria, a.a.O.
543 Tynan, House of Commons, 06.07.2004, a.a.O., C. 238WH.
544 Porteous, a.a.O., S. 285.
545 Engel, a.a.O., S. 5.
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seien. Denn statt sich nur auf die Unterstützung der Reformagenda zu konzentrieren, inves-

tierte das DFID offenbar entegegen ursprünglicher Pläne doch stärker explizit in die prekären

Bereiche Bildung, Gesundheit und Sanitär. Denn während von 1998 bis 2004 das durch-

schnittliche Pro-Kopf-Einkommen um 45% von US$ 795 auf US$ 1.154 stieg, sank gleich-

zeitig die Lebenserwartung von 50,1 auf 43,4 Jahre.546

In diesem Zusammenhang ist ein Blick auf den regionalen Schwerpunkt der DFID-Program-

me interessant. Denn während die bedürftigeren Staaten im Norden liegen, konzentriert sich

das britische ökonomische Interesse auf das Delta im Süden. Der CAP erklärte, der Schwer-

punkt der Arbeit werde, entsprechend der Bedürftigkeit, auf den nördlichen Staaten liegen,

ohne einzelne zu nennen. Gleichzeitig wolle das DFID sich aber besonders an Staaten halten,

die schlüssige Entwicklungsstrategien entworfen hätten, auch wenn das bedeutet, dass mit

einigen armen Staaten keine Kooperation stattfinden würde. Allerdings solle in solchen Fällen

die betroffene Bevölkerung trotzdem direkte Unterstützung erhalten, alternativ in Zusammen-

arbeit mit Lokalregierungen, privaten Gruppen und NGOs.547 Unabhängig davon werden die

Konflikte im Nigerdelta trotzdem durch entsprechende Programme adressiert. Dies hieße,

dass das DFID prinzipiell den Ansatz der Unterstützung offizieller Reformen bevorzugt,

jedoch bei Bedürftigkeit prinzipiell dort zur unkonditionierten Hilfe bereit ist, wo sie am

dringendsten gebraucht wird. Die Programmübersicht zeigt tatsächlich eine Häufung von

Programmen im Gesundheits- und Bildungsbereich in den nördlichen Staaten, während

ökonomische und administrative Reformprogramme auch im Süden stark vertreten sind. Für

zahlreiche besonders unterentwickelte Staaten sind jedoch tatsächlich keine Programme im

Gesundheitsbereich aufgeführt.548

Insgesamt ergibt sich so ein gemischtes Bild. Riddell verweist zu Recht auf das Problem, Ge-

bermotivationen in derart komplexen Fällen einzuschätzen, wo „distinction between develop-

mental and non-developmental purpose for aid are repeatetly blurred“.549 Wie es das aufge-

klärte Selbstinteresse theoretisch zulässt, werden hier offenbar Abstriche bei anderen Werten

hingenommen. Denn Menschenrechtsverletzungen und Probleme im Entwicklungsprozess

werden zwar in Großbritannien aufmerksam beobachtet, doch die Reaktionen der Regierung

deuten nicht an, dass Nigeria aufgrund dessen mit Sanktionen zu rechnen hat. London verhält

sich gegenüber der Regierung in Abuja recht wohlwollend. Die Art der EWH ist auf der

anderen Seite durchaus darauf ausgerichtet, Entwicklungsfortschritte im sozialen Sektor her-

546 UNDP: HDR 2000. New York 2000, S. 160. UNDP, HDR 2006, a.a.O., S. 285.
547 DFID, CAP Nigeria, a.a.O., S. 16, 13.
548 DFID Nigeria, Current Programmes, a.a.O. DFID, CAP Nigeria, a.a.O., S. 8.
549 Riddell, a.a.O., S. 102.



131

beizuführen sowie das Verwaltungs-, Regierungs-, Polizei- und Justizsystem zu Gunsten grö-

ßerer Bürgernähe und Rechtsstaatlichkeit zu reformieren. Die Investitionen im Bildungs- und

im sozialen Bereich müssten angesichts des Bedarfs jedoch mehr finanzielles Volumen haben.

Die ländliche Entwicklung wird offenbar völlig vernachlässigt.

Die Beweggründe für die EWP selbst fallen somit beide klar in die Kategorie des aufgeklärten

Selbstinteresses. Da das Interesse Großbritanniens und der internationalen Gemeinschaft an

Nigeria angesichts der Größe und der Probleme des Landes plausibel als vital eingeschätzt

werden kann, ist das britische Verhalten somit als ethisch einzustufen. Dabei bleibt jedoch ein

etwas bitterer Beigeschmack hinsichtlich der Frage, wie viel Einfluss die britische Regierung

etwa auf Shell und die Unterbindung krimineller Aktivitäten im Zusammenhang mit dem

Rohstoffsektor hätte nehmen können. Denn das wäre doch eigentlich auch in ihrem Interesse.

4.4.5. Vergleich der Fallstudien

Die Fallstudien lassen den Schluss zu, dass Großbritannien dort, wo eigen- und internationale

Interessen bestehen, auch eine Entwicklungspolitik des aufgeklärten Selbstinteresses betreibt.

Im Fall Kenias schlägt sich das jedoch nicht so deutlich nieder wie erwartet. Dies hängt

offenbar damit zusammen, dass sich das DFID für eine Sekuritisierung der Entwicklungshilfe

nur begrenzt vereinnahmen lässt. Das Profil der Programme ist somit eher altruistisch.

Insgesamt sind vier Hauptbefunde zulässig:

Erstens: Im Interesse der notleidenden Bevölkerung ist im Aufriss der DFID-Programme in

allen Ländern eine bedürfnisorientierte Politik erkennbar. Am meisten wurde in Programme

in den Bereichen Bildung und Gesundheit investiert, auch wenn die CAPs stets mehr Ressour-

cen für öffentliche Verwaltung, Finanz- oder makroökonomisches Management angekündigt

hatten. Allerdings kam es in allen Ländern zu einer Vernachlässigung vermeintlich schwieri-

ger Bereiche (besonders der ländliche Entwicklung) zugunsten der MDGs. Auffällig ist auch,

dass in Kenia und Malawi, deren Bildungsindikatoren vergleichweise gut sind, die Program-

me für Bildung ein sehr umfangreiches Volumen haben, während Nigeria, in dem deutlich

weniger Kinder die Schule besuchen können, anteilig wenige Bildungsprogramme hat.
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Graphik 33: Allokationen von DFID-Mitteln im Ländervergleich
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Daten beruhen auf den Graphiken 20, 25, und 31. Da nicht in allen Ländern mit gleichen Kategorien gearbeitet

wird, gibt der Vergleich eher einen groben Trend wieder, da z.B. die Berechung und Buchung der humanitären

Hilfe für Malawi nicht geklärt werden konnte und AIDS-Hilfe zum Teil im allgemeinen Gesundheitsbudget

verbucht wurde. Eigene Darstellung.

Zweitens: Sowohl vitale als auch völlig fehlende Interessen Großbritanniens schlagen sich im

Volumen der EWH für den Governance-Sektor nieder. Dies zeigt der Vergleich von Nigeria

und Malawi, die sich durch den höchsten bzw. geringsten Anteil an Governance-Programmen

auszeichnen. Die Allokation im Fall Malawis legt dabei die Vermutung nahe, dass fehlende

wirtschafts- und sicherheitspolitische Interessen auch den Rückzug der EWH aus dem Wirt-

schafts- und Verwaltungssektor zur Folge haben, selbst wenn hier tatsächlich Bedarf be-

stünde. Auf der anderen Seite erhält das für Großbritannien interessante Nigeria in diesen

Sektoren deutlich mehr Hilfe. Während in Kenia und Malawi drei Viertel und mehr für Ge-

sundheit, Bildung, ländliche Entwicklung und humanitäre Hilfe ausgegeben wurden, waren es

in Nigeria nur etwas mehr als die Hälfte. In Nigeria, dem einzigen der drei Länder in dem

Großbritannien vitale Interessen angemeldet hat, zeigen sich in der EWH damit wie erwartet

am deutlichsten Merkmale des aufgeklärten Selbstinteresses.

Auch wenn hierauf in der Literatur keine Hinweise gefunden wurden, spielt möglicherweise

eine Rolle, dass bei einer so großen Bevölkerung wie der Nigerias eine andere Strategie nicht

greifen würde. Eine vergleichsweise kleine Bevölkerung wie die Malawis kann durch Ernäh-

rungs- und Gesundheitsprogramme noch direkt versorgt werden. Wollte man die gleiche

Summe pro Kopf für Nigeria bereitstellen, müsste die ODA gut eine Milliarde pro Jahr betra-

gen. Solange sich die makroökonomische Stabilität sowie die Situation der nigerianischen
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Verwaltung nicht verbessern, kann das Land keine Fortschritte in seiner Entwicklung

erzielen.550

Darüber hinaus steht auch fest, dass Nigeria tatsächlich die schlechtesten Transparancy- und

Freedom House-Indikatoren hat, wenngleich die Situation durch Missmanagement und Kor-

ruption auch in Malawi und Kenia prekär ist. Ein Vergleich der Allokationen und der

Entwicklung der Indizes von Freedom House und TI zeigt, dass die Allokationen für Gover-

nance anteilig umso größer waren, wenn die Werte schlechter waren. Abgesehen von

speziellen Eigeninteressen im Einzelfall deutet dies auf das generelle Ziel britischer EWP,

Strukturveränderung entsprechend dem Model liberaler Demokratien zu unterstützen.

Drittens: Allgemein geht das DFID durch seine Programme nicht explizit auf sicherheitspo-

litische und ökonomische Interessen ein. Das Ergebnis der Keniafallstudie wirft die Frage auf,

warum diese sich überhaupt nicht im Profil der Entwicklungszusammenarbeit zeigen. Selbst

wenn das wirtschaftliche Eigeninteresse an Kenia nicht erheblich ist,551 so bleiben immer

noch die Sicherheitsinteressen der internationalen Gemeinschaft in Ostafrika. Offenbar be-

stätigt sich hier die bereits umrissene Haltung des DFID, zwar prinzipiell Unterentwicklung in

einen größeren, auch globalen sicherheitspolitischen Zusammenhang einzuordnen und des-

halb auch fragile Staaten stärker berücksichtigen zu wollen. Die eigentliche Arbeit des DFID

und das Profil seiner Programme sollen jedoch trotzdem sicherheitspolitische Themen direkt

nicht adressieren, sondern klar auf Armutsbekämpfung fokussiert sein. Das DFID wehrt sich

hier offenbar trotz engerer Zusammenarbeit mit dem FCO und dem MOD, etwa durch den

ACPP, explizit für deren Belange eingespannt zu werden.

Viertens: Eine Sanktionierung des Nehmers bei unerfüllten Erwartungen durch Kürzungen der

ODA erfolgt nicht. Dieser Befund wurde bereits diskutiert und bestätigt sich in allen Fall-

studien, selbst dort, wo das DFID mit Reformergebnissen völlig unzufrieden ist. Obwohl die

Kapazität bzw. der Wille der Regierungen, die öffentlichen Ressourcen effizient zu verwalten

und öffentliche Dienstleistungen zu erbringen, in allen drei Fällen zu wünschen übrig ließ,

war es stets die prinzipielle Strategie des DFID, Reformprogramme der Regierung zu

550 Dibie, Robert: Public Management and Sustainable Development in Nigeria. Military Bureaucracy Relationship.
Hampshire / Burlington 2003, S. 364f.

551 Ein weiteres Beispiel von British Airways deutet, vergleicht man es mit dem beschriebenen Fall in Nigeria, darauf hin,
dass ökomische Eigeninteressen in Kenia tatsächlich erheblich geringer sind als dort: Als im Mai 2003 erhöhte
Terrorgefahr für Kenia bilanziert wurde, stoppte British Airways auf Anraten des Department for Transport sofort alle
Flüge nach und von Kenia, gleichwohl die kenianische Regierung dies als „overreaction“ und „extreme“ bezeichnete.
Obwohl noch andere Gründe eine Rolle gespielt haben mögen, ist dies ein Indikator dafür, dass das Druckpotenzial der
kenianischen Regierung sowie das Verkehrsaufkommen zwischen den Ländern offenbar nicht signifikant genug waren
(vgl. CNN: Kenya calls flight ban ‚extreme’, 15.05.2003).
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unterstützen. Laut Porteous, „the UK has tended to adopt a statist approach which can serve to

reinforce those very elite actors and groups who bear most responsibility for Africa's prob-

lems“.552 Richtig ist, dass Verwaltungsstrukturen nicht gestärkt werden, indem man an ihnen

vorbei arbeitet. Doch ohne gewisse Standards im Kostenmanagement besteht die Gefahr der

Verschwendung von Hilfe, wie im Fall des Düngermittel-Projekts in Malawi. Wie Molt

erkennt, ist unter den Gebern bezüglich der Konditionalisierung starke Ernüchterung einge-

treten, da sie seit den 1990er Jahren selten im erhofften Umfang Strukturen im Sinne von

Good Governance geschaffen haben.553 Das DFID scheint aber auf dem Standpunkt zu

stehen, dass dort, wo Bedürftigkeit und Not außer Frage stehen, Menschen Hilfe nicht ver-

weigert werden darf. Eher scheint Good Governance verengt zu werden zu einem Synonym

für ‚transparancy’ und ‚accountability’ das sich vorwiegend auf das Finanzmanagement des

Staates bezieht.554 Die Konditionalisierung besteht nun in der Frage ‚direkte Haushalts-

zuschüsse – ja oder nein?’ und soll nicht den Umfang der Hilfe reduzieren. Dieser Argu-

mentation folgend, währe die Motivation für schwache Sanktionierung altruistisch. Außerdem

muss berücksichtigt werden, dass es sich bei den untersuchten Ländern um formelle Demo-

kratien handelt, auch wenn alle Länder mehr oder weniger schwere Defizite in der effektiven

Gewährleistung von politischen und Freiheitsrechten zeigen. Wenn das DFID Sanktionie-

rungen unterlässt, stützt es in den behandelten Fällen also keine Regierungen, die syste-

matisch Menschenrechte missachten.

552 Porteous, a.a.O., S. 290.
553 Molt, a.a.O., S. 64.
554 Doornbos, a.a.O., S. 101-106.
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5. Schlussbetrachtung

Abschließend sollen nun die empirischen Ergebnisse vergleichend eingeordnet sowie das

theoretische und methodische Design der Arbeit reflektiert werden. Ziel der Arbeit war es,

den ethischen Gehalt der britischen Entwicklungspolitik gegenüber Subsahara-Afrika zu

untersuchen. Dabei ging es der Autorin besonders darum, die gängige Dichotomie zwischen

Egoismus und Altruismus im ethischen Denken aufzubrechen, die für die politische Praxis

keine hilfreiche Orientierung bietet.

5.1. Empirische Ergebnisse der Untersuchung

Die Labour-Regierung hat deutlich mehr für Afrika getan, als ihre Vorgänger. Auch wenn es

offenbar eine ganze Amtszeit brauchte, um Blair und das Außenministerium hiervon zu

überzeugen. Ein Wendepunkt war angeblich die gelungene Intervention in Sierra Leone.555 Es

war der ‚Paradefall’ der in der „doctrine of the international community“ proklamierten

Politik, in der humanitäres Gebot und regionale Sicherheitsinteressen zusammenfielen.

Allein der Aufmerksamkeitsgrad, den der Kontinent zeitweise nicht zuletzt dank britischer

Initiativen erreichte, ist erstaunlich. Doch auch in der britischen entwicklungspolitischen

Praxis ist eine Fokusverschiebung offensichtlich, die nicht zuletzt dem Engagement Clare

Shorts zu verdanken sein dürfte. Bis 1999 unterhielt das DFID kein Landesbüro in Afrika, in-

zwischen ist es in 16 Staaten präsent. Auch sei die Behörde viel mehr mit der Frage befasst,

wie mit ihren Mittel tatsächliche Entwicklungsfortschritte möglich seien, und weniger um die

Sicherung britische Eigeninteressensicherung besorgt.556

Entwicklungspolitik ist, wie die zugrundeliegende These vermutete, von der britischen Regie-

rung stattdessen tatsächlich in einen erweiterten sicherheitspolitischen Zusammenhang ein-

geordnet worden. Ihre Begründung verschob sich weg von ‚wir müssen Afrika helfen’ zu ‚wir

müssen die Gefahren der Unterentwicklung abwehren’.557 Sie wird als ein Baustein zur Schaf-

fung einer internationalen Gemeinschaft angesehen, die sich durch verantwortliches Regieren,

multilaterale Konfliktlösungsmechanismen, Achtung der Menschenrechte und Sicherung der

Grundbedürfnisse für alle Menschen auszeichnen soll. Eine derartig stabile und geordnete

internationale Umwelt würde auch die Interessen Großbritanniens sichern, so die Logik des

aufgeklärten Selbstinteresses. Diese ethische Ausrichtung erhält durch die Politik des DFID

555 Porteous, a.a.O., S. 288.
556 Morrissey, a.a.O., S. 3.
557 Abrahamsen, a.a.O., S. 65.
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sogar eine altruistische Tendenz. Auf der anderen Seite scheint Großbritannien dieses

aufgeklärte Interesse durch eine egoistische Rüstungs- und Handelspolitik zu unterminieren.

Diese Differenzierung deutet sich bereits in der Rhetorik an. Insgesamt konstruieren die

Regierungsmitglieder eine Außenpolitik des aufgeklärten Selbstinteresses. Wirtschaftspoliti-

sche und sicherheitspolitische Motive bleiben relevant, werden jedoch langfristig in einen

erweiterten internationalen Kontext projiziert. „The policy“, bilanziert Porteous, „was

focussed on reducing poverty through economic development. Its ostensible motivation was a

mixture of moral imperative and a sense […] that Africa’s problems could threaten western

interests“.558 Dabei betonten jedoch besonders Tony Blair und Robin Cook den Einsatz für

britische Interessen und beanspruchten für Großbritannien politisch, wirtschaftlich und kultu-

rell einen Platz an der Weltspitze. Clare Short und mehr noch Hilary Benn hatten auf der an-

deren Seite eine stark altruistische Auffassung ihres Auftrags. Sie sahen sich in erster Linie

als Anwalt der Interessen der Menschen in den Entwicklungsländern.

Entsprechend gestaltete sich auch die Vergabepraxis. Bei der Frage, welches Land wie viel

bekommt, war die Bedürftigkeit ein klarer Faktor. Der mit Abstand größte Teil der ODA ging

an Least Developed Countries und Low Income Countries. Allerdings war für die Höhe die

Mitgliedschaft im Commonwealth offenbar immer noch der entscheidende Faktor. Auch die

Intensität der Wirtschaftsbeziehungen spielte eindeutig eine Rolle. Auf Länderebene scheint

die Programmallokation des DFID aber prinzipiell bedürfnisorientiert gewesen zu sein. Der

Einfluss von Eigen- und Gemeinschaftsinteressen sowie von Werten der Demokratie, des

ökonomischen Liberalismus und der Menschenrechte auf die Entwicklungshilfe war jedoch

erkennbar. Insgesamt verfolgte Großbritannien praktisch eine ethische Entwicklungspolitik

des aufgeklärten Selbstinteresses mit Tendenz zum Altruismus.

Im Einzelnen ergeben sich dabei folgende Befunde:

Erstens: Eine Politik des aufgeklärten Selbstinteresses zeigte sich deutlich an verschiedenen

Stellen in der entwicklungspolitischen Ausrichtung. Die Country Assistance Pläne, die Stra-

tegien des DFID für jedes Land festlegen, setzten neben humanitären Aufgaben auch klar auf

eine Reformierung der administrativen Strukturen. Diese zielten ab auf besseres Finanzmana-

gement, Marktliberalisierung, den Aufbau einer effizienten, bürgerorientierten Verwaltung,

die Stärkung der Rechtsstaatlichkeit und der Funktion der Judikative sowie die Förderung der

558 Porteous, a.a.O., S. 289.
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Zivilgesellschaft, der Bürger- und Menschenrechte und der Rolle des Parlaments. Dieses

Profil war dort stärker ausgeprägt, wo die Interessen Großbritanniens und der Gemeinschaft

stärker waren und der effektive Schutz der Menschen- und Bürgerrechte schwächer. Insbeson-

dere dort, wo Großbritannien kaum Eigeninteressen hatte und wo sich keine komplexe

Herausforderung überregionalen Ausmaßes darstellte, trug die Entwicklungshilfe stark altru-

istische Züge.

In der Einrichtung des Africa Conflict Prevention Pool zeigte sich zudem die Sensibilisierung

für die Auswirkungen innerafrikanischer Konflikte. Das Gemeinschaftsprojekt von Außen-,

Verteidigungs- und Entwicklungsministerium verdeutlichte außerdem, dass die Entwicklung

Afrikas einen mehrgleisigen Ansatz erfordert, der aus entwicklungspolitischen, militärischen

und diplomatischen Maßnahmen besteht. Das DFID hat zudem angekündigt, sich stärker in

„fragilen“, von Konflikt betroffenen Staaten engagieren zu wollen. Schließlich zeigten die

zahlreichen internationalen Initiativen des Premiers im Rahmen der G8, der EU, der Unter-

stützung der NEPAD oder der Commission for Africa, dass er die Entwicklung Afrikas als

gemeinsame Aufgabe und gemeinsames Interesse der internationalen Gemeinschaft sah.

Zweitens: In den Programmen, die das DFID letztlich in den einzelnen Empfängerländern

lancierte, zeigte sich eine Abweichung vom Kurs des aufgeklärten Selbstinteresses zugunsten

einer stärker altruistisch geprägten Allokation der Hilfe – und damit auch eine Konsistenz von

Rhetorik und Taten. Einzelne Parlamentarier und das FCO hatten daher das Gefühl, dass dem

Entwicklungsministerium der Blick für britische Interessen und für (sicherheits-)politische

Konsequenzen teilweise fehlte. Kritiker glauben sogar: „New Labour has failed to provide a

coherent and consistent answer to the question: What is foreign policy for?“559 Divergenzen

zwischen den einzelnen Ministerien, etwa Probleme des DFIDs mit FCO, DTI, MOD aber

auch Downing Street,560 sowie Befunde dieser Arbeit legen den Schluss nahe, dass in der

britischen Regierung tatsächlich teilweise Uneinigkeit darüber bestand, wessen Interessen

Großbritannien in der Welt vertritt und welche im Zweifelsfall Vorrang haben.

Tatsächlich zeigte sich in Kenia, dass weder die Gefahrenperzeption des Country Assistance

Plans noch dessen Allokation in erwartetem Maße auf die Sicherheitslage in Ostafrika ein-

gingen. Der Country Assistance Plan für Nigeria ging zwar durchaus auf die schwierige Lage

ein, die tatsächliche Programmallokation zeigt jedoch auch hier nur marginale Aufwendungen

für Konfliktprävention. Es scheint, als hätte das DFID prinzipiell die offizielle Linie der

559 Williams, Paul: Who's making UK foreign policy?, in: International Affairs, Vol. 80, Nr. 5, 2004, S. 909-929, S. 912.
560 Vgl. z.B. Porteous, a.a.O. Williams, a.a.O. Young, Ralph: New Labour and international development: a research report,

in: Progress in Development Studies, Vol. 1, Nr. 3, 2001, S. 247-253.
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Regierung nicht zuletzt durch die gemeinsamen Policy-Papiere des Africa Conflict Prevention

Pool mittragen. Seine praktische Rolle sah es dabei aber im humanitären und zivilen Bereich.

Das DFID schien kaum bereit, eigene Mittel für sicherheitsrelevante Projekte im engeren

Sinne auszugeben. Stattdessen beharrte besonders Clare Short auf der Unabhängigkeit ihres

Ministeriums im Kampf gegen Armut.561 Aber auch für diplomatische und ökonomische

Interessen von Außen- und Handelsministerium wollte sie sich nicht einspannen lassen –

womit der dritte Befund vorliegt.

Drittens: In der Außenhandelspolitik stach egoistisches Eigeninteresse immer noch entwick-

lungs- und auch langfristige sicherheitspolitische Interessen aus. Die britische Wirtschaft ist

selbst im Vergleich zu den anderen weltweit führenden Wirtschaftsnationen „over-internatio-

nalised“ und von ausländischem Kapital abhängig. Damit wird die Förderung Großbritanniens

ökonomischer Interessen im Ausland vital. In dieser Hinsicht hätte New Labour klar das that-

chersche Erbe weitergeführt.562 So sei Blair auch über die Wendung „ethical foreign policy“

von Anfang an nicht besonders glücklich gewesen. Sie schien ihm zu ambitioniert, um den

dadurch geweckten Erwartungen gerecht werden zu können.563 „Blair also made it clear that

he was averse to do anything that might undermine British commercial interests, including

arms trade. Clare Short described this as ‚Tony’s blind spot’ and said she could not under-

stand how he reconciled it with his concerns for Africa’s poor.“564

Es entstehen damit Widersprüche zwischen New Labours sehr offenem Einsatz gegen Armut

und dem eher diskreten Engagement zur Sicherung britischer Wirtschaftsinteressen. Denn:

„On the occasion when the prime minister was asked unambiguously to choose between what

is good for poor Africans and what is good for British industry, he chose the latter.“565

Porteous verweist hier auf das erwähnte Geschäft mit Tansania. Doch auch in Angola sei

Short der Ansicht gewesen, dass das FCO mehr darauf aus war, britische Firmen im Land zu

etablieren, als sich um die katastrophale humanitäre Lage zu kümmern.566 In Bezug auf die

Ausbeutung afrikanischer Ressourcen, die Hand in Hand mit Korruption und Misswirtschaft

geht und an der britische Firmen direkt oder indirekt beteiligt sind, stellte Porteous ebenfalls

fest; „the British government has not sent a strong message to British business to deter such

involvement, nor has it shown enthusiasm for regulatory measures that would make it harder

561 Young, a.a.O., S. 250f.
562 Williams, a.a.O., S. 913f.
563 Gieg / Müller-Brandeck-Bouquet, a.a.O., S. 266.
564 Porteous, a.a.O., S. 287.
565 Ebenda, S. 295.
566 Ebenda, S. 286.
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for UK business to get in or facilitate the abusive exploitation of African resources“.567 Dies

scheint auch auf Shell in Nigeria zuzutreffen. Das Verhalten hatte in diesem Fall nicht nur

egoistische Züge, sondern könnte letztlich sogar Großbritannien selbst schaden: Nämlich

dann, wenn sich Shell auf Grund der massiven Probleme im Nigerdelta tatsächlich von dort

zurückziehen müsste.

Viertens: Durch den Fokus der Entwicklungshilfe auf humanitäre Projekte und auf unmittel-

bare Leistungen für die Bevölkerung im Gesundheits- und Bildungssektor ist die Arbeit an

komplexeren entwicklungspolitischen Herausforderungen vernachlässigt worden. Das DFID

hat sich in seinen Programmen stark auf die Erfüllung der Millennium Development Goals

konzentriert. Mit Short kam es zur Abkehr von Projekten, die vor allem auf physisch exis-

tente, präsentierbare Ergebnisse abzielten, aber nicht zwingend eine Beitrag zur Armutsbe-

kämpfung leisteten.568 Zweifelsohne ist in Afrika durch das DFID mit einigem Erfolg in

kostenlose Grundschulbildung investiert worden. Auch von Impfprogrammen und der Ver-

teilung von Kondomen und Moskitonetzen versprach sich das DFID spürbare Effekte. Dies ist

insofern verständlich, als das DFID sein gestiegenes Budget öffentlich und vor den anderen

Ministerien rechtfertigen muss und dazu Erfolge braucht. Jedoch führte diese Strategie dazu,

dass die ganzheitliche Entwicklung ländlicher Räume vernachlässigt wurde, von der aber die

Existenz der meisten Menschen in Subsahara-Afrika abhängt.

Fünftens: Entgegen der Ankündigungen hat das DFID ‚Bad Governance’ nicht spürbar

sanktioniert. Stattdessen setzte es auf die konsequente Umsetzung des „ownership“-Prinzips.

So erhoffte sich das DFID durch eine partnerschaftlich entworfene Zusammenarbeit die

Regierungen zu stärkerem freiwilligen, und damit nachhaltigerem Engagement für struktu-

relle Reformen bewegen zu können. Dies entspricht der Entwicklungspolitik des aufgeklärten

Selbstinteresses, da sie nicht nur Bedürfnisbefriedigung, sondern auch die Implementation

von Normen und Strukturen im Blick hat. Gleichzeitig machte das Ministerium jedoch

deutlich, dass dort, wo dieser Ansatz fehlschlägt, dennoch unbedingt geholfen werden solle.

Hier müssten dann andere Kanäle gefunden werden, um die Hilfe zu den Bedürftigen zu

bringen. Das DFID entschied sich damit im Zweifelsfall für die Bedürfnisse der Bevölkerung

– sicher wohl wissend, dass dies an die Regierungen das bedenkliche Signal sendete,

unabhängig von ihren eigenen Bemühungen Hilfe zu erhalten.

567 Porteous, a.a.O., S. 295.
568 Morrissey, a.a.O., S. 2.



140

Sechstens: Das stärkste allein ausschlaggebende Kriterium für die Höhe der ODA war

offenbar immer noch die Mitgliedschaft im Commonwealth. Dies ist oft geopolitisch, als

Sicherung von Einflusszonen bewertet worden. Allerdings ist der Einfluss Großbritanniens

durch das Commonwealth wohl eher psychologisch als real – schließlich ergeben sich aus

einer Mitgliedschaft keine vertraglichen Verpflichtungen. Als egoistisches Motiv scheint es

der Autorin jedenfalls wenig plausibel. Auch wenn diese Bevorzugung nicht für Bedürfnis-

orientierung spricht: Altruistisch ließe sich das Engagement im Commonwealth mit einem

Gefühl der Verantwortung und Schuld gegenüber den ehemaligen Kolonien erklären. In den

Reden wird dieses Motiv zumindest vorgebracht, wenn auch selten und eher indirekt.

Nach der Zusammenfassung der Befunde soll noch kurz auf die Frage eingegangen werden,

ob die britische Regierung schließlich ihre selbstgesteckten Ziele erfüllt hat. Die Realisierung

einiger Ansprüche (vgl. Kap. 3.3.) konnte nicht überprüft werden, da etwa die allgemeine

Handels-, Interventions-, Menschenrechts- und Entschuldungspolitik Großbritanniens nicht

eingehender untersucht wurde. Offenbar erfüllt hat das DFID die Ankündigung, sich beson-

ders um die medizinische Versorgung der notleidenden Menschen in EWL und um deren Bil-

dungschancen zu kümmern. Auch der Wille, ökonomische und politische Liberalisierung vor-

anzutreiben und den Menschen zu mehr Rechten und Mitbestimmung zu verhelfen, zeigte

sich in entsprechenden Programmen, deren Umfang und Anteil sich unter New Labour erhöht

haben. Allerdings sind die Möglichkeiten der EWH hier begrenzt, genauso wie entgegen der

Ankündigungen der Wille zur Sanktionierung von Regierungen.

Ein weiteres Versprechen betraf die Ankündigung, EWH nicht mehr direkt an die Verfolgung

britischer Wirtschaftsinteressen zu binden. Dies hat das DFID einlösen können. Für die

Gesamtbeziehung zu den afrikanischen Staaten ließ sich eine Ausblendung ökonomischen

Eigeninteresses aber wie erläutert nicht feststellen.

In Bezug auf die Fragestellung der Arbeit hat Großbritannien abschließend eine Entwick-

lungspolitik entworfen, die sich basierend auf der Idee einer durch Werte verbundenen inter-

nationalen Gemeinschaft als Beitrag zur Förderung der internationalen Sicherheit und Ord-

nung versteht und andererseits auch durch humanitäre Verpflichtung motiviert war. Groß-

britannien war in diesem Zusammenhang auch bereit, sich stark in Ländern zu engagieren, in

denen keine nationale Interessen bestehen, wie z.B. in Malawi. In Fällen, in denen aber als

erheblich bewertete monetäre Interessen auf dem Spiel stehen, tendierte Großbritannien

offenbar zu einer Entscheidung für letztere.
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5.2. Reflexion des theoretischen und methodischen Designs

Auf der methodischen Ebene hat die vorliegende Arbeit versucht, Perspektiven der Theorie

der Internationalen Beziehungen, Entwicklungspolitik und moraltheoretische Überlegungen

konzeptionell zusammenzubringen, deren gemeinsame Untersuchung in dieser Form zumin-

dest nicht alltäglich ist.

Insgesamt hat sich die Wahl der Theorie der Englischen Schule in Bezug auf das Forschungs-

vorhaben als geeignet erwiesen. Der normbasierte, interpretative Ansatz vermochte es, die

Genesis der Entwicklungspolitik in den letzten Jahren abzudecken und die veränderte Inte-

ressenperzeption in Bezug auf nationales Interesse, Bedrohungsszenarien und Lösungen theo-

retisch zu untermauern. Die Stärke der Englischen Schule ist es, die internationale Gemein-

schaft als Wertegemeinschaft in den Internationalen Beziehungen ernst zu nehmen. Sie wird

als Bezugsgröße des Handelns von Staaten anerkannt, die über diese Gemeinschaft gemein-

same, wertegeleitete Interessen konstruieren und verfolgen. Damit sprengt die Englische

Schule die enge Dichotomie zwischen ‚wir und ihr’, Egoismus und Altruismus. Denn diese

passt nicht zur heutigen, von starker Interdependenz geprägten Weltordnung, in der Regie-

rungen sehr wohl verstanden haben, dass ihre eigenen Interessen mit denen anderer Staaten

und Gruppen verknüpft sind. Es ist nur folgerichtig, dass dies auch das Verständnis von Ethik

beeinflusst. Die Sensibilität der Englischen Schule für unterschiedliche Verantwortlichkeiten

und konfligierende Interessen erlaubt es ihr, komplexe Situationen zu erfassen und ethische

Dilemmata ernst zu nehmen.

Schwierigkeiten bereitete der Ansatz jedoch in zweierlei Hinsicht: Das erste Problem der

Englischen Schule ist, dass sie als einheitlicher Ansatz nicht existiert, sondern in sich äußerst

heterogen ist. Der theoretische Unterbau dieser Arbeit ist daher aus verschiedenen Strängen

zusammengesetzt worden. Es schien jedoch nicht sinnvoll, sich auf einen Vertreter zu

beschränken, da so wichtige Aspekte unberücksichtigt geblieben wären. Bulls Beitrag besteht

in der Betonung der Verantwortung großer Staaten für die unterentwickelten Länder um ihrer

eigenen Sicherheit und Interessen willen. Dunne und Wheeler haben auf die Notwendigkeit

verwiesen, die Rechte und Bedürfnisse aller Menschen ernst zu nehmen. Denn eine von allen

als gerecht empfundene Welt ist eine Vorraussetzung für Frieden und Stabilität. Jackson

schließlich hat deutlich gemacht, in wie die Englische Schule die Einseitigkeit der Perspektive

anderer Theorien auf staatliche Verantwortung überwindet. Er strich heraus, dass Regie-

rungen sich bei ihren Entscheidungen bewusst sein müssen, dass sie nicht nur ihren eigenen

Bürgern gegenüber verantwortlich sind, sondern auch der internationalen Gemeinschaft und

den Menschen in anderen Ländern insgesamt. Letztlich haben sich die Beiträge der verschie-
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denen Autoren als synthesefähig erwiesen, da sie alle auf die Bedeutung einer internationalen

Gemeinschaft abheben, die gleiche Rechte für all ihre Mitglieder einfordert.

Eine weitere Schwierigkeit lag darin, dass die Englische Schule keine Theorie der Entwick-

lungspolitik, sondern der Internationalen Beziehungen ist. Zur Analyse der britischen Ent-

wicklungsbeziehung zu Afrika musste daher eine hohe Abstraktionsleistung erbracht werden.

Der Autorin ging es aber auch darum, den Ansatz für das untertheoretisierte Feld der Ent-

wicklungspolitik nutzbar zu machen. Darin lag jedoch auch die Herausforderung der Arbeit,

die natürlich als solche gewisse Risiken birgt. Rückblickend hat sich eine entsprechende

Operationalisierung als machbar erwiesen. Bei einzelnen Indikatoren mag es debattierbar

sein, inwieweit sie sich notwendig aus den Prämissen der Englischen Schule ergeben. Es ist

jedoch gelungen, ein greifbares Raster zu entwickeln, das ausdifferenziert genug war, um

damit sowohl Rhetorik als auch entwicklungspolitische Praxis zu untersuchen und Befunde

eindeutig einzuordnen.

Als schwierig zu handhabender Indikator hat sich dabei aber die Einführung des Begriffs

‚vitales nationales Interesse’ erwiesen. Maull verweist darauf, dass die Politikwissenschaft bei

dessen Definition „wenig hilfreich“ gewesen sei.569 Jeder Versuch einer abstrakten Definition

endet zwangsläufig tautologisch. Insofern mag man dieser Arbeit den Vorwurf machen, die

Brauchbarkeit dieser Kategorie für die Analyse überschätzt zu haben.570 Es wurde bereits

eingeräumt, dass eine Bestimmung des nationalen Interesses immer nur eine Fallbestimmung

sein kann. Dies impliziert – obwohl der Begriff unscharf und pathetisch sein mag – dass er in

dieser Arbeit gerade dazu diente, deutlich zu machen, dass die Berufung auf das nationale

Interesse kein Argument ist, mit dem sich letztlich jede Maßnahme rechtfertigen lässt. Im

Gegenteil sollte der Zusatz ‚vital’ das Bewusstsein dafür schärfen, dass es in den Außen-

beziehungen nationale Interessen gibt, auf deren Durchsetzung eine Regierung im Zweifels-

fall verzichten kann und sollte – und solche, bei denen sie es sich nicht leisten kann.

Um britische Eigeninteressen im afrikanischen Kontext gänzlich erfassen zu können und

damit auch der Forderung der Englischen Schule nach einer Berücksichtigung aller möglichen

Aspekte eines Sachverhaltes vollkommen gerecht werden zu können, wäre aber noch weitere

Forschungsarbeit nötig. Im Zuge der Operationalisierung der Theorie für die Entwicklungs-

politik sind Aspekte angerissen worden, die im Rahmen dieser Arbeit nicht erschöpfend

untersucht werden konnten. Anknüpfungspunkte für weitere Forschungstätigkeiten wären z.B.

569 Maull, Hanns W.: Nationale Interessen! Aber was sind sie?, in: IP, Nr. 10, 2006, S. 62-76.
570 Ebenda, S. 64.
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eine genauere Untersuchung anderer Politikfelder, wie z.B. der Menschenrechts- oder

Handelspolitik. Für den Vergleich könnten eine Einbeziehung stark autoritärer afrikanischer

oder asiatischer Staaten in die Fallstudienauswahl sowie ein noch detaillierter Blick auf

einzelne Programme interessant sein. Ein Vergleich mehrerer britischer Regierungen oder

verschiedener Geberländer brächte wertvolle Befunde in Bezug auf die Verallgemeinerungs-

fähigkeit der Ergebnisse dieser Arbeit. Schließlich wurde Großbritannien unter New Labour

eine Vorreiterrolle in der Entwicklungspolitik zugeschrieben.

5.3. Ausblick

Insgesamt hat Großbritannien Afrika seit 1960 über 25 Mrd. US$ Official Development Assis-

tance gezahlt, alle Geber zusammen fast 278 Mrd. US$.571 Gemessen daran ist die Situation

des Kontinents niederschmetternd. Sicher hatte neben vielen anderen Faktoren auch eine Ent-

wicklungspolitik ihren Anteil daran, die Teil einer Containmentpolitik oder Instrument der

Außenwirtschaftsförderung gewesen ist, sich jedoch zu wenig um die Bedürfnisse der

Menschen und die Auswirkungen kurzfristiger Interessenpolitik gekümmert hat. Auf der

anderen Seite kann jedoch auch gut gemeinte, selbstlose und hohe Entwicklungshilfe Schaden

anrichten. Zum Beispiel, weil sie die Regierungen der Entwicklungsländer von der Verant-

wortung für ihre Bürger entbindet oder weil zu viele Geber mit unterschiedlichsten Hilfsan-

geboten und Strategien das Nehmerland überfordern und ihre Programme im ungünstigsten

Fall einander torpedieren.

Gerade an dieser Stelle könnte eine Portion Eigeninteresse an der Entwicklung Afrikas sogar

die Lösung sein. Wenn nämlich das echte gemeinsame Interesse der Gebergemeinschaft in der

Stabilität und Prosperität des Kontinents liegt, dann bedeutet das die Chance auf eine koordi-

nierte, effektive Entwicklungspolitik, deren Ziel nicht nur im selbstlosen, unkonditionierten

Akt des Gebens liegt, sondern in einer tatsächlichen Perspektive und Verbesserung der Le-

benssituation der Bevölkerung Schwarzafrikas.

Diese würde allen helfen und wäre somit wirklich ethisch. Die britische Entwicklungspolitik

scheint aus dieser Sicht insgesamt auf einem guten Weg zu sein. Gordon Brown galt in seiner

Position des Schatzkanzlers als starker Unterstützer des DFIDs und Clare Shorts. Als neuer

Premierminister kann er nun die Garantie dafür übernehmen, dass diese Linie beibehalten

wird und auch andere Felder wie die Außenhandelspolitik mit ihr in Einklang gebracht

werden.

571 OECD, OECD Statistics, Dataset: DAC2a Official Development Assistance_ Disbursemnts (current prices).
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7. Anhang

7.1. Auswertung der Reden – graphische Darstellungen

Ergänzende Graphiken zu den Ergebnissen der einzelnen Sprecher zu Kapitel 3.3.

AFR Afrika
EGO

Egoismus: Primäre Sorge um Eigeninteressen ohne Berück-
sichtigung der Interessen anderer

ECO Wirtschaft ASI mit Tendenz zu Prestigedenken oder zur primär
eigenen Vorteilssicherung

COM Commonwealth
ASI

aufgeklärtes Selbstinteresse: Hilfe für andere aus
Eigeninteresse – Berücksichtigung der Interessen der
Nation, der Gemeinschaft und der anderen

HR Menschenrechte ASI mit Tendenz zur eigeninteressenfreien Hilfeleistung

STRA Strategie
ALT

Altruismus: Hilfeleistung ohne Eigeninteresse aus
humanistischer Überzeugung

7.1.1. Premierminister

Graphik 34: Blair: Anzahl und Themen analysierter Reden

AFR; 7

ECO; 3
STRA; 16

COM; 1
HR; 0 Eigene Darstellung.

7.1.2. FCO

Amtszeiten: Secretary of State for Foreign and Commonwealth Affairs

Robin Cook

2 May 1997 – 8 June 2001

Jack Straw

8 June 2001 – 6 May 2006

Margaret Beckett

06.05.2006 – 28.06.2007

Graphik 35: Cook: Anzahl und

Themen analysierter Reden
AFR; 2

COM; 2

ECO; 2

STRA;

6

HR; 4
Eigene Darstellung.

Graphik 36: Straw: Anzahl und

Themen analysierter Reden

COM; 0

ECO; 1

HR; 4

STRA;

19

AFR; 2

Eigene Darstellung.
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Graphik 37: Beckett: Anzahl und

Themen analysierter Reden

HR; 1

STRA; 8

ECO; 0
COM; 0

AFR; 0

Eigene Darstellung.

Graphik 38: FCO gesamt: Anzahl

und Themen analysierter Reden

ECO; 3

HR; 9

STRA;

33

COM; 2
AFR; 4

Eigene Darstellung.

Graphik 39: Cook: Reden, die jeweiligen

Argumentationstyp enthalten, in %
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Graphik 40: Cook: Verteilung

der Reden nach

Begründungsmustern

0

5
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2

Eigene Darstellung.

Graphik 41: Straw: Reden, die jeweiligen

Argumentationstyp enthalten, in %

3,85% 0,00%
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Eigene Darstellung.

Graphik 42: Straw: Verteilung

der Reden nach

Begründungsmustern
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1

Eigene Darstellung.
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Graphik 43: Beckett: Reden, die jeweiligen

Argumentationstyp enthalten, in %
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22,22%

0,00%

20,00%

40,00%
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Eigene Darstellung.

Graphik 44: Beckett:

Verteilung der Reden nach

Begründungsmusterm

5

2

0
00

Eigene Darstellung.

7.1.3. DFID

Amtszeiten: Secretary of State for International Development

Clare Short

02.05.1997 – 12.05.2003

Valerie Amos
12.05.2003 – 06.10.2003

Hilary Benn

06.10. 2003 – 28.06.2007

Graphik 45: DFID gesamt: Anzahl und Themen analysierter Reden
COM ; 0

ECO; 10

HR ; 2

STRA; 18

Eigene Darstellung.

Graphik 46: Short: Anzahl und

Thema analysierter Reden

COM; 0

ECO; 6

HR; 1

STRA; 5

Eigene Darstellung.

Graphik 47: Benn: Anzahl u.

Thema analysierter Reden

COM; 0
ECO; 4

HR; 1

STRA;

13
Eigene Darstellung.
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Graphik 48: Short: Reden, die jeweiligen

Rgumentationstyp enthalten in %
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Graphik 49: Short: Verteilung

der Reden nach

Begründungsmustern
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Eigene Darstellung.

Graphik 50: Benn: Reden, die jeweiligen

Argumentationstyp enthalten in %
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Graphik 51: Benn: Verteilung

nach Beründungsmustern
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Eigene Darstellung.
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7.2. Allokation von Entwicklungshilfe in Afrika 1997-2005

Tabelle 9: Höhe der britischen ODA an Staaten Afrikas und Merkmale der Staaten

Land ODA

97-05

in Mio.

EW
2000
in
Mio.

ODA
pro
Kopf

97-05

Bevöl-
ke-
rungs-
stark?

Anzahl
Kriege
97-05

DFID
Fragile
State

Import-
/Export-
volumen
in Mio.

Common
wealth-
mitglied

LDC

Jan.
2003

HDI

2000
(von
173)

Sierra Leone $389,42 4,52 $86,14 - 4 Ja $590 Ja Ja 173

Malawi $708,60 11,62 $60,97 - - - $387 Ja Ja 163

Sambia $547,04 10,45 $52,34 - - - $794 Ja Ja 153

Ghana $1.010,40 20,15 $50,15 Ja - - $4,573 Ja - 129

Ruanda $382,23 8,18 $46,75 - 6 - $64 - Ja 162

Tansania $1.577,80 33,85 $46,61 Ja - - $1,454 Ja Ja 151

Mosambik $700,96 18,19 $38,53 Ja - - $266 Ja Ja 170

Uganda $930,93 24,69 $37,70 Ja 8 - $846 Ja Ja 150

Lesotho $50,77 1,89 $26,92 - 1 - $25 Ja Ja 132

Simbabwe $306,34 12,66 $24,21 - - Ja $1,996 Ja - 128

Seychellen $1,84 0,08 $22,72 - - - $844 Ja - 47

Namibia $38,02 1,88 $20,23 - - - $2,291 Ja - 122

Nigeria $2.519,70 124,77 $20,19 Ja 3 Ja $10,906 Ja - 148

Kenia $549,79 31,25 $17,59 Ja - Ja $5,863 Ja - 134

Botsuana $27,01 1,73 $15,62 - - - $10,587 Ja - 126

Liberia $45,20 3,07 $14,72 - 4 Ja $213 - Ja -

Sudan $429,30 33,35 $12,87 Ja 8 Ja $1,371 - Ja 139

Südafrika $567,42 45,40 $12,50 Ja - - $62,309 Ja - 107

Gambia $16,30 1,38 $11,78 - - Ja $301 Ja Ja 160

Mauretanien $24,91 2,56 $9,75 - - - $387 - Ja 152

Dem. R. Kongo $462,07 50,69 $9,12 Ja 9 Ja $157 - Ja 155

Kamerun $135,85 15,80 $8,60 Ja - Ja $1,749 Ja - 135

Eritrea $23,91 3,68 $6,49 - 6 Ja $87 - Ja 157

Angola $88,93 13,93 $6,38 Ja 5 Ja $1,600 - Ja 161

Rep. Kongo $20,45 3,20 $6,38 - - Ja $394 - - 136

Äthiopien $414,78 69,39 $5,98 Ja 17 Ja $883 - Ja 168

Somalia $40,83 7,06 $5,79 - 2 Ja $75 - Ja -

Burundi $37,14 6,67 $5,57 - 9 Ja $52 - Ja 171

Mali $51,23 10,00 $5,12 - - Ja $272 - Ja 164

Mauritius $4,96 1,19 $4,18 - (I) - - $5,638 Ja - 67

Madagaskar $54,32 16,19 $3,36 Ja (I) - - $382 - Ja 147

Benin $23,00 7,23 $3,18 - - - $660 - Ja 158

Senegal $23,50 10,33 $2,27 - 6 - $826 - Ja 154

Niger $23,53 11,12 $2,12 - 1 Ja $128 - Ja 172

Côte d'Ivoire $31,55 17,05 $1,85 Ja 4 Ja $2,011 - - 156

Guinea $13,04 8,20 $1,59 - 2 Ja $324 - Ja 159

Burkina Faso $13,25 11,88 $1,12 - - - $85 - Ja 169

Togo $6,04 5,40 $1,12 - - Ja $512 - Ja 141

Tschad $9,83 8,47 $1,16 - 7 Ja $49 - Ja 166
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Zentralafr. Rep. $1,30 3,86 $0,34 - 2 Ja $18 - Ja 165

Guinea-Bissau $0,30 1,37 $0,22 - 2 Ja $15 - Ja 167

Gabun $0,20 1,18 $0,17 - 0 - $533 - - 117

Komoren $0,02 0,70 $0,03 - 1 Ja $17 - Ja 137

Äquatorialgui-
nea $0,00 0,43 $0,00 - - - $586 - Ja

111

Dschibuti $0,00 0,73 $0,00 - - Ja $221 - Ja 149

Rep Kap Verde $0,00 0,45 $0,00 - - - $102 - 100

São Tomé u.
Príncipe $0,00 0,01 $0,00 - -

Ja

$28 - Ja

119

Swasiland -$1,10 1,06 -$1,04 - - - $467 Ja - 127

Erläuterung

- ODA 1997-2005 in Mio.: Zusammengerechnet wurde die in den Jahren der

Labourregierung insgesamt gezahlte bilaterale ODA an das jeweilige Land. Quelle:

OECD, OECD Statistics, Dataset: DAC2a Official Development Assistance_

Disbursements (current prices).

- EW 2000 in Mio.: Quelle: United Nations Population Division, World Population

Prospects, Medium Variant

- Bevölkerungsstark: Als bevölkerungsstark werden Länder ab 15 Mio. Einwohner (2000)

sowie diejenigen gewertet, die diese Zahl 2005 überschritten haben (Angola).

- Anzahl Kriege 1997-2005: Gezählt wird die Anzahl der extrasystemischen, internen,

internationalen und internationalisierten internen bewaffneten Konflikte gemäß der

Definition und der Zählung des: International Peace Research Institute, Centre for the

Study of Civil War, Armed Conflicts Version 4-2007, Main Conflict Table. Definition

der Konflikte: International Peace Research Institute: UCDP/PRIO Armed Conflict

Dataset Codebook, Version 4-2007, Oslo, S.10.

- Fragile Staaten: Fragile Staaten beziehen sich hier auf die vom DFID übernommene Defi-

nition der World Bank's Country Policy and Institutional Assessments. Vgl.: DFID:

Why we need to work more effectively in fragile states. London 2005, S. 7, 27f.

- Wichtiger Handelspartner: Ein wichtiger Handelspartner ist ein Land, dessen Handels-

volumen mit Großbritannien zwischen 1997 und 2005 mindestens eine Milliarde US$

erreichte. Quelle: IMF: Direction of Trade Yearbook 2004. Ebenda 2006.

- LDC: Definition und Stand laut: OECD: Geographical distribution of financial flows to

developing countries. Paris 2005.

http://webnet4.oecd.org/wbos/default.aspx?DatasetCode=TABLE%202A
http://webnet4.oecd.org/wbos/default.aspx?DatasetCode=TABLE%202A
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7.3. Sektorale Allokation: Unterkategorien DFID

- Economic: Economic Policy, Financial Development, Private Sector Development, Public

Private Partnerships, Transport and Communication, Manufacturing, Mineral

Extraction, Energy.

- Social: Social Policy, Sanitation, Strengthening Civil Society.

- Humanitarian Assistance: Disaster Relief/Mitigation, Demining.

- Rural livehood: Agriculture Policy, Renewable Natural Resources Research, Land Policy,

Forestry Production.

- Health: Health Policy, Pro-Poor Health, Communicable Disease Control, Multisectoral

Response HIV/AIDS, Reproductive Health.

- Governance: Government Services, Local Government Reform, Public Reform/Good

Governance.

- Education: Education Policy, Education Facilities, Basic Education.

- Environment: Environmental Health and Education, Water Resource Management.

Quelle: DFID: Statistics on International Development 2003. London 2004, S. 170.
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7.3.1. DFID-Programme Malawi

Tabelle 10: DFID-Programme in Malawi

in Mio. £ Zeitraum Programminhalt

Gesundheit = 174, 95 Mio.

48,2 1994 – 2006 „reproductive health“: Vorsorge sexuell übertragbarer Krankheiten,
Familienplanung, Aufklärung, Gesundheitstests, med. Versorgung von
Kindern (3 Programme)

5,6 1999 – 2004 Bekämpfung von Tuberkulose

9,3 1998 – 2004 „Safe Motherhood Programme“

1,25 2001 – 2003 Verbesserung der Verfügbarkeit essentieller Medikamente

10,6 2002 – 2005 Malaria-Bekämpfung (Vorsorge, Impfung, Behandlung)

100,0 2004 – 2010 „Sector Wide Approach“: Leichterer Zugang zu qualitativer und
verlässlicher essentieller Gesundheitsversorgung, einschließlich £55 Mio.
für Programm zur Behandlung und Bekämpfung von AIDS/HIV, Malaria
und Tuberkulose

Bildung = 97,1 Mio.

18,3 1994 – 2002 Bau bzw. Ausstattung von 100 Grundschulen

7,9 1996 – 2001 Qualitätsverbesserung der Grundschulen (Lehrerfortbildung)

70,9 1999 – 2007 „Sector Support Programme“: Stärkung des Bildungsministeriums,
Unterrichtsqualität, Zugang für Mädchen

Ländliche Lebensräume = 62,8 Mio.

k.A. k.A. Koordinierung, Abstimmung verschiedener Geber im Bereich
Sicherheitssysteme, Land- und Forstwirtschaft

53,0 1998 – 2004 Verbesserung der Lebensmittelsicherheit und Hilfe für ärmere Kleinbauern
durch Bereitstellung von Saat und Dünger

9,8 k.A. Unterstützung diverser NGO-Projekte

Governance = 48,0 Mio.

34,0 2002 – 2006 Sicherheit und Zugang zu Gerichtsbarkeit: Verbesserung der Gerechtigkeit
vor Gericht und von Haftbedingungen in Zusammenarbeit mit
zivilgesellschaftlichen Gruppen

k.A. k.A. „Public Finance Management Capacity Building“

k.A. k.A. “Support to the Anti-corruption bureau” (nicht über Implementationsphase
hinausgekommen)

3,0 2001 – 2003 „Through Rights to Needs for Marginalised Malawians“ (nicht über
Implementationsphase hinausgekommen)

11,0 2003 – 2008 “Voice Accountability and Rights”: Zusammen mit Canada Unterstützung
von Programmen im Bereich Gender, Parlamentsarbeit und
Wirtschaftspolitik

k.A. k.A. Unterstützung der Reform der öffentlichen Verwaltung und des Parlaments
durch das Governance team des DFID in GB

Sonstiges

k.A. k.A. Humanitäre und Lebensmittelhilfen

5,6 k.A. HIV/AIDS und Gender

k.A. k.A. Sehr begrenztes Engagement im Umweltschutz

= £388,4 Mio. total

Quelle: Barnett, Chris/Chivso, Munhamo/Kadzamira, Esme/van der Meer, Esther/Paalman, Maria/Risner, Colin
(DFID): Evaluation of DFID Country Pogrammes. Country Study Malawi 2000 – 2005, DFID Evaluation Report
EV661, London, April 2006. Eigene Darstellung.
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Angaben des DFID in Malawi zu seinen Programmen:

- The economy. DFID provided £20 million PRBS in both 2005/06 and 2006/07. This has

helped bring domestic debt under control, releasing resources for tackling poverty.

- Hunger. DFID has supported Malawi in dealing with food crises. This includes funding an

effective early warning system and supporting food operations (£21 m in 2005/06

DFID to help 5 million people) DFID is providing up to £3.25m in 2006/07 for acute

needs. DFID also wants to help Malawi find better solutions for the long term

problems of chronic hunger through faster growth and social protection.

- Growth: DFID supports agricultural led growth through support to the Government’s

seeds and fertiliser subsidy programme helping two million households and working

with the World Bank to find ways to reduce volatility in the maize markets.

- Health. lead donor on the SWAP - £100 million over 6 years. £55 million for urgent

human resource problems - financing pay rises to recruit and retain staff, increasing

training and providing expatriate volunteers to fill key training and specialist posts.

£45 million will support improved facilities and the essential health package.

- HIV and AIDS: £4.5 million (2003–2008) to National AIDS Commission (NAC), has

helped stabilise HIV infection at 14% and increased the number of people on ART. In

2005/6 over 350,000 orphans and vulnerable children (OVCs) received material

support from NAC.

- Education: one of the largest donors to the sector focused on curriculum development &

textbooks (2.4m in 2006), training, accountability, classroom construction (552

schools for 380,000 children since 1996) & HIV/AIDS management and mitigation,

New 10 yr plan being developed.

- Safety, security and accessible justice programme: (£24 m over 6 years). This programme

introduced community policing, reduced numbers of juveniles in prison and improved

the health of prisoners. A new 3 yr programme starting in January will focus on

improving awareness, quality & availability of basic justice services for the poor. –

total budget about £30million

- Governance. DFID supports the Anti-Corruption Bureau, parliament and elections. A

new programme on policy making and the budget is designed to support the

Government’s strategy making, linking strategy to budget and to monitor outcomes.

Quelle: DFID Malawi, E-Mail vom 08.11.2007. Originalzitat.
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7.3.2. DFID-Programme Kenia

Tabelle 11: DFID-Programme in Kenia

Allokation in
Mio. £

Programminhalt tatsächlich abgerufen
bis 2005

Agriculture = 22,3 Mio. 6,23 Mio.

710.000 Agriculture Information Centre

4.007.779 NARP II: Research Coordinator

2.417.000 KETRI III

434.000 Radio Project Phase II

852.288 NGO: Oxfam Wajir

2.819.000 ABLH Smallholder Marketing & Certifiction

2.007.000 Smallholder Dairy Project

650.781 NMK: Plant Conservation Prog II

1.453.000 Farm Africa Goat Project

462.220 EPAG: Comm. Anml Health Proj.

433.000 Farming Systems Kenya

48.000 ASIP Assistance Fund

120.000 Sustainable Rural Livelihoods

350.861 Decentralised Animal Health

472.000 Support to Kenya Land Reform

462.289 Sabatia Food Security Project

50.000 The Marketing Hub

29.100 ABLH Phase II

240.060 Horn Pastoralist Dev. Project

7.500 Info-digts to Kyoto Protocol

4.080.000 Support to Kenya Land Reform

225.000 Support to Agricultural Reform

Conflict Handling = 0,62 Mio. 0,12 Mio.

25.000 Pastoral Conflict in Kenya

595.000 Conflict Reduction Project

Education = 113,99 Mio. 40,95 Mio.

910.500 Moi Univ., Fac Inf. Sciences

4.760.000 Primary School Management

17.564.781 Primary Education (SPRED II)

450.000 Education for Empowerment

4.890.000 SPReD III Primary Education

400.000 Communications Ed. Initiative

2.900.000 School Feeding Programme

5.000.000 Kenya Education Sector Dev.

27.110.000 Strengthening of Primary Education (SPRED III)

50.000.000 Support to Kenya Education

Finance = 45,01 Mio. 16,19 Mio.
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969.092 Small Business Loan Guarantee

600.000 Enterprise Initiative Project

2.758.188 CARE-WED Project

452.726 REME Project

1.741.623 Support to KWFT

567.339 Support to Approtech

50.000 Micro Finance Inst. A & S

953.904 DFID Support to K-REP NGO

150.000 BASE Strategy BPED Review

1.793.406 Deregulation Project Phase 2

925.669 Business Growth Training (II)

83.000 Approtech Ram Oil Press

1.125.000 Coop Bank Micro-Finance

2.520.000 Faulu Project

399.872 Kisumu Innovation Centre

11.370.000 Financial Sector Deepening

65.339 KICK/GREEN Disabled Group

140.400 Third Round National Survey

634.000 SEAS Phase III

1.700.000 Approtech LTMIP

2.000.000 Business Partnerships Programme

2.900.000 EEbK

4.211.000 Business Services Market Dev.

400.000 Support for PS Development

100.000 Finance & Legal Sector TA

500.000 Trade and Poverty Programme

5.900.000 Financial and Legal Sector TA

Forestry = 0,37 Mio. 0,11 Mio.

87.000 Support to Nairobi Arboretum

209.577 VSO/Salt Lick

75.000 Kenya Forest Bill

Health and Welfare = 148,32 Mio. 88,09 Mio.

11.470.000 Family Health Project

43.395.419 HIV/AIDS Prevention and Care 30,82 Mio.

2.054.000 Safe Motherhood Project Prep.

3.503.000 Family Planning Interim Supp. Proj.

484.000 Health Planning and Reform

1.367.000 PSI Condom Social Marketing

24.000 Social Marketing Conference

849.755 AMREF Malaria Control

573.081 Anti-Malarial Treatment

7.307.688 Eradication of Polio in EA

6.163.820 Malaria Control in Kenya

500.000 AMREF CBHC Turkana II
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3.500.000 Decentralisation of Health Services

47.400.000 Social Marketing of ITNs

8.636.000 Social Marketing of Condoms

7.500.000 Essential Health Services

3.000.000 Emergency ARV's

593.750 Interim Vaccine Support Project

Trade = 0,37 Mio. 0,05 Mio.

370.000 Kenya Trade & Poverty Programme

Emergency Funds = 48,96 Mio. 36,73 Mio.

1.721.270 Oxfam Flood Emergency Phase II

1.500.000 Emergency Support to Education

25.735 Shigellosis SD1 Outbreak

530.000 Emer Nutrition Inter Mandera

184.000 EPAG Water Tankering

1.110.944 OXFAM Drought Emerg. Mitigation

313.248 Emerg. Drought Relief Turkana

10.030.000 WFP emop 6203

154.000 Livestock Offtake

180.000 Emergency TA to Office of President

158.043 Emergency Specialist Nutrition

320.000 Emergency seed distribution

600.000 UNICEF - Emergency Nutrition

144.650 Emergency Vaccination CBPP

750.000 Oxfam Drought Recovery Programme

2.320.000 Support to WFP Emerg. Operation

13.920.402 Turkana Emergency Relief Prog

15.000.000 Kenya Food Crisis

Public Administration / Statistics = 65,10 Mio. 33,68 Mio.

430.000 Assist. Kenya Police College

1.050.000 Streng. Govt. Fin & Accounting

142.918 Support to East Africa Cooperation

250.000 Demographic Health Survey

438.600 Support to Civil Litigation

325.000 Civil Service Reform

58.210 NGO Council

631.600 Year 2000 Compliance

513.000 Beijing Portfolio

11.000 Voter Education for NGO Council

2.140.050 Assistance to Population Census

30.000 Kenya Gender Strategy

225.000 Support to Kenya Anti Cor. Auth.

50.000 Poverty Information in Kenya

7.340.000 Political Empowerment Project
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1.500.000 2000/1 IPRSP Budget Support

750.000 PRSP Consultations

3.000.000 Legal Sector Reform Programme

150.000 Monitoring and Evaluation of PRSP

2.200.000 Environmental Governance Prog.

5.000.000 Poverty Reduction (PROLOGS)

65.460 Heart and Soul Multi Media

950.000 Public Expenditure Management

2.500.000 National Statistical Systems

650.000 Monitoring and Evaluation System

650.000 Kenya Revenue Authority

50.000 Harmonisation, Alignment Coord.

30.000.000 Budget Support (improved public service) 15,00 Mio.

4.000.000 National Statistics System

Roads = 0,74 Mio. 0,45 Mio.

16.000 Bomet/Litein Roads Testing

50.000 Wajir Road Emergency Project

270.000 ToR's for Study of Road Agency

400.000 Assistance Road Sector Reform

Rural Development = 3,12 Mio. 1,02 Mio.

2.100.000 Kwale Rural Support programme

1.016.044 Wajir Pastoralist Dev. Project

Urban Development = 6,03 Mio. 1,45 Mio.

322.000 PAMNUP

2.800.000 NuPP

2.844.000 PAMNUP Mombasa

60.000 KESp

Water & Sanitation = 3,39 Mio. 2,24 Mio.

908.785 Ndhiwa Health Education

725.971 WaterAid Development ASAL Water

1.000.000 ASAL Water

405.693 CARE Garissa Water

353.059 Kitui Sand Dams

Quelle: DFID Kenia, E-Mail vom 03.10.2007. Poate et al.: Kenya Country Program Evaluation 2000 - 2005,
a.a.O., Annex E. Eigene Darstellung.
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7.3.3. DFID-Programme Nigeria

Tabelle 12: DFID-Programme in Nigeria

in Mio. £ Zeitraum Programminhalt

HIV/AIDS = 82,8 Mio.

52,8 2002 – 2009 Promoting Sexual and Reproductive Health for HIV/AIDS Reduction

5,0 2005 – 2008 BBC World Service Trust (Using Media to combat HIV/AIDS)

25,0 2004 – 2009 Strengthening Nigeria's Response to HIV/AIDS

Health = 146,1 Mio.

39,0 2002 – 2008 Partnership for Transforming Health Systems

30,0 2005 – 2009 Health Commodities and Equipment Procurement

3,5 2005 – 2009 Health Reform Foundation of Nigeria

Support to HERFON (an NGO), a leading “think-thank”

3,6 2006 – 2010 Save the Children fund

20,0 2006 – 2011 Revival of Routine Immunisation in Northern Nigeria

50,0 2007 – 2011 Malaria Project

Education = 38,5 Mio.

26,0 2005 – 2007 Girls Education Project

12,5 2003 – 2008 Capacity for Universal Basic Education

Water and Sanitation = 15,6 Mio.

15,0 2002 – 2008 UNICEF Water and Sanitation Programme

0,6 2004 - 2007 WaterAid Partnership

Economic Growth = 66,9 Mio.

3,0 2003 – 2008 Debt Management

2,0 2007 – 2008 Extractive Industries Transparency Initiative

7,4 2004 – 2007 Privatisation Programme

17,5 2004 – 2010 Promoting Opportunities in Product and Service Markets

7,4 2003 – 2008 Policy and Knowledge Facility

3,0 2004 – 2007 Joint Westlands Livelihoods Programme

8,2 2007 – 2011 Enhancing Financial Innovation and Access

12 2007 – 2011 Infrastructure Advisory Facility

6,4 2006 – 2009 Investment Climate Programme

Support to NEEDS & SEEDS Reforms = 77,5 Mio.

20,8 2000 – 2008 State and Local Government Programme

30,0 2001 – 2008 Security, Justice and Growth Programme

19,2 2005 – 2007 Public Service Reform

7,5 2004 – 2007 Service Delivery Initiative

Support to improved Governance = 19,15 Mio.

7,0 2004 – 2007 Support to the 2007 Elections

2,65 2004 – 2008 Strengthening the National Assembly

7,5 2006 – 2008 Coalition for Change Programme

2,0 2006 – 2008 Supporting Transparency and Accountability in the Niger Delta

Conflict Prevention = 2,5 (?) Mio.

0,5 / Jahr seit 2003 Conflict Prevention (keine Laufzeit angegeben, offenbar unbefristet, 2003
bis 2007 würde 2,5 Mio. entsprechen)

Quelle: DFID Nigeria: Current Programmes, April 2007. Eigene Darstellung.
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7.4. Liste der kontaktierten Personen

Tabelle 13: Liste der kontaktierten Personen

Adressat Inhalt der Anfrage Antwort

Tim Dunne 11.07.07

t.j.dunne@ exeter.ac.uk

keine

Nick Wheeler 11.07.07

njw@aber.ac.uk

Frage zur Theorie der ES

Frage sei zu allgemein, Bitte um
Spezifizierung

Nick Wheeler 12.07.07

njw@aber.ac.uk

Spezifizierung der Frage keine

DFID 19.07.07

enquiry@dfid.gov.uk

keine

DFID 10.09.2007

enquiry@dfid.gov.uk

keine

Zusicherung von Material,
Weiterleitung der Anfrage an
Länderbüros

DFID 26.09.07

Zwei Analysen britischer EWP

DFID 02.10.07

Erhalt des Country Strategy Paper
Nigeria per Post

DFID Anruf 25.09.2007

Bitte um Reden von Baroness
Amos und Clare Short.

Bitte um Materialien zu Malawi,
Kenia, Nigeria (insbesondere
ältere Country Strategy Paper,
Allokationen von ODA)

DFID Kenia 03.10.07

Erhalt einer Tabelle über Allokation
von ODA in Kenia.

Ankündigung weiterer Materialien

DFID Nigeria 10.09.07

Nigeria-Enquiries@dfid.gov.uk

Bitte um Liste über alle
Programme seit 1997

keine

DFID Statistik 04.10.07

statsmis@dfid.gov.uk

Bitte um sektorale Allokation
von ODA an Afrika für Jahre,
die nicht online verfügbar waren

keine

DFID Kenia 25.10.07

Amanda-Rose@dfid.gov.uk

Nachfrage zu Allokationen keine

DFID 16.10.07

Zusicherung Material aus Malawi

DFID 15.10.2007

enquiry@dfid.gov.uk

Bitte um Material zu Malawi, da
noch keine Antwort bzw.
Material erhalten

DFID Malawi 08.11.07

Informationen über Programme, die in
der Form jedoch fast alle auch online
verfügbar waren. Detaillierte
Programmauflistung sei derzeit nicht
vorhanden.

Actionaid 06.09.07

jane.moyo@actionaid.org

paul.collins@actionaid.org

tony.durham@actionaid.org

john.coventry@actionaid.org

hannah.crabtree@actionaid.org

Bitte um Einschätzung: Einfluss
von Handelsinteressen auf
Allokation von ODA, Ausmaß
der tatsächlichen qualitativen
Veränderung von EHW seit New
Labour

Richard Howlett 21.09.07

„the link between aid and commercial
interests is not one we have done much
advocacy on”
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Overseas Development Institute
06.09.07

a.hewitt@odi.org.uk

l.turner@odi.org.uk

t.killick@odi.org.uk

Bitte um Literaturempfehlungen
bezüglich Motivation britischer
EWP und EWP gegenüber
Malawi, Kenia und Nigeria

Adrian Hewitt 07.09.07

Zwei Literaturempfehlungen, jedoch
nur am Rande zum Thema

London Chamber of Commerce
06.09.07

cpym@londonchamber.co.uk

afogden@
londonchamber.co.uk

hhill@ londonchamber.co.uk

ahorne@ londonchamber.co.uk

Frage nach Relevanz des
afrikanischen Marktes,
insbesondere Malawi, Kenia und
Nigerias für britische Firmen.
Fühlen sie sich durch die
britische Regierung unterstützt?

Craig Pim 07.09.07

„Unfortunately we are unable to
comment on this”

Vorschlag, Commonwealth Business
Council, The Royal African Society
und

The West Africa Business Association
zu kontaktieren.

Commonwealth Business
Council 10.09.07

info-trade@cbcglobal.org

info-investment@
cbcglobal.org

Ebenda keine

West Africa Business
Association 10.09.07

info@waba.co.uk

Frage nach Relevanz der
Wirtschaftsbeziehungen für
beide Seiten

keine

D. Omoweh, 08.11.07

Nigerian Institute of
International Affairs

domoweh@niianet.org

Nachfrage zu seinem Buch über
Shell und das Nigerdelta

keine
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